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1 Protestantische Kirchen 
 

1.1 Die Anschläge des 11. September 2001 

1.1.1 Stellungnahmen des EKD-Ratsvorsitzenden Kock 

In einer ersten Reaktion auf die Anschläge bringt der EKD-Ratsvorsitzende 

Manfred Kock noch am 11. September 2001 „Fassungslosigkeit und 

Entsetzen“1 zum Ausdruck. In der kurzen Stellungnahme kommen keine 

politischen Bewertungen vor. Kock gibt stattdessen dem Gebet als 

spezifisch christlicher Antwort auf die drängenden Fragen der Stunde 

großen Raum: „Wir richten unsere Klage zu Gott, wir beten für die Opfer 

und ihre Angehörigen. Wir beten um den Frieden. Wir beten für die 

politisch Verantwortlichen, die in diesen Stunden vor schweren 

Entscheidungen stehen.“2 Die kirchliche Äußerung besteht hier nicht in 

politischen Ratschlägen, sondern im Thematisieren des Gebets. 

In der Kanzelabkündigung, die er in seiner Eigenschaft als Präses der 

Evangelischen Kirche im Rheinland (EKiR) am 12. September erlässt, geht 

Manfred Kock einen Schritt weiter als in seiner Äußerung vom Vortag als 

EKD-Ratsvorsitzender. In der Stellungnahme, die in allen Gottesdiensten 

der 823 rheinischen Gemeinden verlesen wird, ruft der Präses zum Gebet 

auf – für Opfer, Angehörige, Rettungskräfte und Politiker.3 Er bedenkt 

jedoch auch die Folgen für den interreligiösen Dialog, die aus pauschalen 

Vorwürfen gegen den Islam erwachsen können: „Untaten wie diese bringen 

neues Unrecht hervor. Wer auch immer hinter diesen Greueltaten steht, 

widerstehen Sie allen Versuchen, die allein den Islam als Weltreligion für 

diese Terroranschläge verantwortlich machen. Gewalttäter, die ihre Taten 

religiös oder ideologisch begründen, irren. In Wahrheit sind sie den Götzen 

der Gewalt und des Fanatismus und des Hasses verfallen. Stärken Sie alle 

Menschen, die sich für Vernunft und Verständigung einsetzen. Suchen Sie 

das Gespräch, damit die Gräben des Hasses nicht noch tiefer werden.“4  

                                                 
1 Kock: PM (11. September 2001). 
2 ebd. 
3 vgl. Kock: Kanzelabkündigung (12. September 2001). 
4 ebd. 
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Wenige Wochen nach dem Anschlag warnt Kock in einem Interview 

mit der Süddeutschen Zeitung davor „zu Gefangenen unserer Wut“5 zu 

werden und mit Gegengewalt zu reagieren. Dies könnte den Gewalttätern in 

die Hände spielen und unter Umständen zu einer „Solidarisierung mit den 

Terroristen“6 führen. Trotzdem sieht er den Einsatz militärischer Mittel als 

Ultima Ratio für den Fall, dass den Attentätern mit polizeilichen Mitteln 

nicht beizukommen wäre. 

 

1.1.2 Äußerungen aus den Landeskirchen 

Der rheinische Landeskirchenrat Jörn-Erik Gutheil wird einen Tag später im 

Brief des Düsseldorfer Landeskirchenamtes an die Ausschüsse, Ämter und 

Einrichtungen der EKiR noch konkreter: „Es besteht die Gefahr, das 

Bekenntnis zum Islam und einen gewaltbereiten Fundamentalismus im 

islamischen Umfeld in Eins zu setzen. (...) Als Christen dürfen wir uns nicht 

davon anstecken lassen, wenn jetzt gedanklich wie sprachlich ‚aufgerüstet’ 

wird. In allem Erschrecken über das Geschehen in New York und 

Washington darf auf terroristische Gewalt und Hass nicht mit gleicher 

Münze zurückgezahlt werden. Unser Auftrag ist es vielmehr, entschlossen 

dafür einzutreten, dass jeglicher Form des Terrors der Boden entzogen wird. 

Unsere Werte bleiben Weltoffenheit, Toleranz und Gerechtigkeit.“7 Dem 

Anspruch an eine kirchliche Äußerung, sich für Versöhnung und 

Völkerverständigung einzusetzen, werden diese Texte der EKiR im 

besonderen Maße gerecht. 

Dass diese Worte in dieser Situation sehr angemessen sind, zeigen 

Berichte über Reaktionen in Deutschland auf die Anschläge. Die 

Süddeutsche Zeitung schreibt am 14. September 2001: „Die Bilder der 

jubelnden Palästinenser, die in den Straßen tanzten und Süßigkeiten 

verschenkten, um die Terroranschläge zu feiern, haben weltweit Empörung 

hervorgerufen. Sie haben auch die Gefühle der Deutschen polarisiert und die 

latente Fremdenfeindlichkeit hierzulande verstärkt.“8 Nadeem Eliyas, 

Vorsitzender des Zentralrats der Muslime in Deutschland, berichtet von 
                                                 
5 Kock: SZ Nr. 226 (1. Oktober 2001), S. 10. 
6 ebd. 
7 Gutheil: Brief (13. September 2001). 
8 SZ Nr. 212 (14. September 2001), S. 12. 
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Bombendrohungen, Beschimpfungen per Post, Telefon und E-Mail.9 Er 

distanziert sich deutlich von den Terroranschlägen. „Wer auch immer die 

Hintermänner dieser blutigen Tat sind“, erklärt er, „beim Islam können sie 

keine Rechtfertigung für ihre Tat finden.“10 Beim zentralen 

Gedenkgottesdienst am 14. September in Düsseldorf setzt der EKD-

Ratsvorsitzende Manfred Kock ein klares Zeichen und nennt Eliyas „einen 

muslimischen Freund“11. In seiner Predigt sagt Kock: „Wir sind hier, um die 

Kraft zu bitten, allen Versuchen zu widerstehen, den Islam als Weltreligion 

für diese Terroranschläge verantwortlich zu machen.“12 

Das Fehlen „vieler islamischer Stimmen des Entsetzens“13 in den 

Medien beklagt dagegen Pfarrer Albert Schäfer für den Leitungskreis des 

Forums Friedensethik der Evangelischen Landeskirche in Baden und warnt: 

„Es darf nicht wieder geschehen wie beim Kosovokrieg, dass die 

Öffentlichkeit mit falschen bzw. übersteigerten Darstellungen manipuliert 

wird.“14 

„Eine Besinnung tut Not im Blick auf das Verhältnis der 

Religionen“15, meint dazu der württembergische Bischof Gerhard Maier. 

„Es muss uns als christlichen Kirchen klar sein, dass wir das Stadium der 

Höflichkeitsdialoge verlassen müssen. Das betrifft neben der jüdischen 

Religion vor allem den Islam. Zu einem ernsthaften Dialog gehört die 

Differenzierung. Man muss das Verbindende und ebenso das, was uns 

trennt, in gleicher Offenheit aussprechen können.“16 

Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau (EKHN) betont in 

ihrer ersten Stellungnahme am 11. September 2001 die Hoffnung, die sich 

aus dem Evangelium ableitet. Oberkirchenrat Hans Helmut Köke, 

Stellvertreter des Kirchenpräsidenten, schreibt: „Wir erkennen unsere 

Ohnmacht. Als Christen setzen wir dennoch unsere Hoffnung auf die 

friedensstiftende Kraft des Evangeliums von Jesus Christus. Christus hat 

uns mit seinem Leben und Sterben Mut gemacht, die Spirale von Gewalt 

                                                 
9 vgl. ebd. 
10 ebd. 
11 SZ Nr. 213 (15. September 2001), S. 10. 
12 FAZ Nr. 215 (15. September 2001), S. 7. 
13 Schäfer: Erklärung für den Leitungskreis des FFE der EKiBa (15. September 2001). 
14 ebd. 
15 Maier: Erklärung auf der Landessynode Württemberg (22.-25.Oktober 2001). 
16 ebd. 



4 

und Gegengewalt zu durchbrechen und ermutigt, für den Frieden in der 

Welt einzutreten. Wir beten, dass die Saat der Gewalt nicht aufgeht, und die 

Hoffnung auf Frieden in der Welt nicht zerbricht.“17 

Landessuperintendent Gerrit Noltensmeier spricht nach der Sitzung 

des Landeskirchenrats der Lippischen Landeskirche am 12. September 2001 

von einer „Gewalt, die alle Hemmungen verloren hat, die willkürlich mordet 

und die Grundlage der Zivilisation bedroht“18. Jede Eskalation von Hass, 

Gewalt und Gegengewalt sei „der Nährboden für diesen Ungeist“19. Deshalb 

bittet er „bei allem weiteren Vorgehen um Maß und Vernunft“20. 

Auf religiöse Begründungen geht Martin Hein, Bischof der 

Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck, in einem Bittgottesdienst 

für die Attentatsopfer am 13. September 2001 ein: „Wer meint, auch nur ein 

einziges Menschenleben mit Berufung auf Gott töten zu können, 

missbraucht Gottes Namen!“21 Gleichzeitig warnt er vor einer Eskalation 

von Gewalt, die auf Dauer nicht mehr zu steuern sei: „Angesichts der 

unfassbaren Geschehnisse mag es schwer fallen, besonnene und klare 

Gedanken zu fassen. Aber es wird notwendig sein, um die Welt bewohnbar 

zu halten.“22 

Auf die Bibel bezieht sich auch der bayerische Landesbischof 

Johannes Friedrich, der als Propst von Jerusalem sechs Jahre lang 

Erfahrungen in einer von Gewalt geprägten Region gemacht hat: „Von der 

biblischen Botschaft her ist es ganz eindeutig, dass Rache und Vergeltung 

für den Christen keine tolerierbaren Verhaltenweisen sind. (...) Ich bin der 

festen Überzeugung, dass es gerade in dieser Situation auch politisch und 

rational unklug wäre, Vergeltung zu üben. Meine Erfahrung zeigt, dass 

Vergeltung nur neue Vergeltung und Rache nur neue Rache hervorrufen und 

damit die Spirale der Gewalt anheizen.“23 Im Ökumenischen Gottesdienst 

am 14. September 2001 in München warnt Landesbischof Friedrich davor, 

es sich zu einfach zu machen und übt damit bereits deutliche Kritik an den 

Reden von US-Präsident Bush: „Seit Dienstag zerfällt die Welt nicht in ein 

                                                 
17 Köke: PM (11. September 2001). 
18 Noltensmeier: Stellungnahme (12. September 2001). 
19 ebd. 
20 ebd. 
21 Hein: Bittgottesdienst (13. September 2001). 
22 ebd. 
23 Friedrich: epd-Interview (12. September 2001). 
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Reich des Guten und eines des Bösen. Es gibt keine unüberwindbare 

Scheidelinie zwischen westlicher Welt und islamischer Welt. (...) Der Riss 

zwischen Gut und Böse geht durch jeden einzelnen Menschen hindurch. Ja, 

liebe Gemeinde – wir haben ihn alle in uns. Christen. Muslime. Juden. 

Buddhisten. Gläubige und Ungläubige. Und wir spüren diesen Riss tief in 

unserem Inneren, weil die eine Stimme in uns lautstark nach Rache und 

Vergeltung ruft, die andere aber leise zu Vorsicht, Besonnenheit und zur 

Feindesliebe mahnt.“24 In einem Zeitungsbeitrag mahnt Landesbischof 

Friedrich: „Wir sollten den Dialog verstärken und verhindern, dass in 

Deutschland eine antiislamische Stimmung aufkommt. (...) Vor dem Islam 

müssen wir Christen keine Angst haben, aber vor Fundamentalisten.“25 

Mit einer sehr ausgewogenen Stellungnahme meldet sich am 22. 

September 2001 die Synode der Nordelbischen Kirche zu Wort. Sie drückt 

ihre große Sorge über Stimmen aus, „die der Rache und Vergeltung das 

Wort reden“26, und richtet einen Appell an die Bundesregierung, „ihren 

ganzen Einfluss geltend zu machen, dass der Gewalt gegenüber 

Unschuldigen nicht mit neuer Gewalt begegnet wird, der wiederum viele 

Unschuldige zum Oper fallen würden“27. Abgelehnt wird von den 

nordelbischen Synodalen auch die Kategorisierung der Welt durch US-

Präsident Bush: „Wer sich hinreißen lässt, diese Welt einzuteilen in Gut und 

Böse, setzt die Logik der Attentäter fort. Stattdessen gilt es, den 

Teufelskreis der Gewalt zu durchbrechen. Nur so kann dem Terror der 

Boden entzogen werden.“28 

 

1.1.3 Weitere kirchliche Stimmen 

Gegen eine Vergeltung und eine uneingeschränkte Solidarität mit den USA 

wendet sich der Bundesvorsitzende der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft 

zur Betreuung der Kriegsdienstverweigerer (EAK), Christoph Demke: 

„Dadurch wird der Terror gesteigert werden. (...) Müssen wir das auf uns 

nehmen, als Zeichen der Solidarität? (...) Die demonstrative Solidarität mit 

                                                 
24 Friedrich: Predigt (14. September 2001). 
25 Friedrich: SoBl Nr. 38 (23. September 2001), S. 7. 
26 NEK, Synode: Erklärung (22. September 2001). 
27 ebd. 
28 ebd. 
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den USA hat einen positiven Sinn nur darin, Amerika zu vergewissern, dass 

es aus Gründen der Selbstachtung und Weltgeltung einen Vergeltungsschlag 

nicht nötig hat.“29 

Die Aktion Sühnezeichen Friedensdienste (ASF) äußert sich ähnlich: 

„In der sprach- und hilflosen Wut und Trauer über den Anschlag bitten wir 

alle, die nun politische und militärische Verantwortung tragen, dass sie ihre 

Reaktionen nicht durch die Suche nach Vergeltung bestimmen lassen, wie 

es das Wort von der ‚Kriegserklärung’ nahelegt.“30 Weil eine Eskalation der 

Gewalt nicht im Interesse von Frieden, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 

Menschlichkeit und Gerechtigkeit sei, bittet die ASF „alle Menschen, denen 

diese Werte am Herzen liegen, sich bei allem Schmerz und allem 

berechtigten Zorn für differenzierte und abgewogene Entscheidungen und 

zivile Reaktionsformen einzusetzen. nur so können wir dem Terror etwas 

entgegensetzen und dem Frieden dienen.“31 

Johannes Triebel, Bayerns Landeskirchlicher Beauftragter für den 

interreligiösen Dialog und Islamfragen, warnt vor einer pauschalen 

Verurteilung der Muslime: Es verbiete sich, „dass wir die Muslime bei uns 

für diesen Terror mitverantwortlich machen.“32 Er spricht sich auch gegen 

eine vorschnelle Übersetzung von Jihad mit „heiliger Krieg“ aus: „Vielmehr 

meint Jihad zunächst ‚Einsatz für den Glauben’, der durch eine aufrichtige 

Glaubensüberzeugung und treuen Gehorsam, durch die Ermutigung zum 

Guten und die Zurückweisung des Bösen ... seinen Ausdruck findet.“33 

Einfach dürfe man es sich mit dem Komplex „Heiliger Krieg“ nicht 

machen, warnt Horst Hirschler, ehemaliger Landesbischof von Hannover: 

„Die zumeist eilfertig geäußerte Auffassung, dass es sich hier nur um eine 

fehlgeleitete Religiosität handle, und dies eine Beleidigung von Millionen 

friedfertiger Muslime sei, wird dem Problem des Heiligen Krieges’ sowohl 

im Islam wie auch in der Bibel, im Alten Testament und der Geschichte der 

Christenheit keineswegs gerecht.“34 Toleranz werde oft falsch verstanden: 

„Wer aus berechtigter Sorge um ein tolerantes Miteinander der Religionen 

                                                 
29 Demke: Schreiben an die Mitglieder der EAK (17. September 2001), S. 2. 
30 ASF: Erklärung (12. September 2001). 
31 ebd. 
32 Triebel: SoBl Nr. 38 (23. September 2001), S. 5. 
33 ebd. 
34 Hirschler: Wo war Gott am 11. September? Das Kreuz ist das Zeichen, dass Gottes Liebe 
gültig bleibt, auch wo wir sie nicht spüren, in: Zeitzeichen 2.2001.11, S. 14. 
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die problematischen Seiten der Gottesbilder verharmlost, schadet diesem 

toleranten Miteinander. Tolerare heißt, sich gegenseitig in seiner jeweiligen 

Andersartigkeit soweit es möglich ist, zu erdulden. Das ist anstrengend.“35 

Die evangelische Kirche erwägt aber andererseits eine kritischere Haltung 

zum Islam. „Die Islambeauftragten unserer Kirche dürfen nicht mehr arglos 

sein. Sie müssen auch die Erkenntnisse des Verfassungsschutzes stärker 

nutzen als bisher“36, sagt Rolf Koppe, Auslandsbischof der EKD. 

Gleichwohl dürfe man den Islam nicht mit dem Terror identifizieren, denn 

der Islam sei „im Grunde friedlich“37. 

Gegen die immer wieder zu lesende Gleichsetzung des Begriffs 

Dschihad mit einem „Heiligen Krieg“ wehrt sich – ebenso wie Johannes 

Triebel von der bayerischen Landeskirche38 – der Islamforscher Udo 

Tworuschka: „Der Wortstamm g-h-d verweist auf einen entschlossenen, 

geistigen, gesellschaftlichen Einsatz. (…) Dschihad bedeutet weder ‚Krieg 

führen noch ‚töten’.“39 Die Aufrufe von Osama Bin Laden zum globalen 

„Heiligen Krieg“ stehe in der Tradition extremer „islamistischer 

Bewegungen“ der Vergangenheit: „Es ist an der Zeit, dass islamische 

Persönlichkeiten unter Hinweis auf den Koran noch viel eindrücklicher als 

bisher Bin Laden und seine Gefolgsleute als unislamische Terrorgruppe 

anprangern und auch maßgebliche islamische Kreise über die Tagespolitik 

hinaus von dieser Einschätzung überzeugen.“40 

Vor einer „Dschihad-Falle“ warnt Bernard Haykel in einem 

Zeitungsbeitrag schon am 25. September 2001 und fordert eine neue 

Außenpolitik: „So könnte man bin Laden in der Gemeinschaft der Moslems 

isolieren und den gemäßigten Moslems wieder zu einem Platz auf der Mitte 

der Bühne verhelfen.“41 

In der Folge der Terroranschläge haben Zukunftsprognosen 

Hochkonjunktur. Auch der Zukunftsforscher Matthias Horx entwickelt 

Szenarien, wie sich die Welt in Folge des war on terror verändern könnte. 

Er nennt vier Möglichkeiten: Djihad Age, Globalisierung Plus, Die Große 

                                                 
35 ebd. 
36 FAZ Nr. 225 (27. September 2001), S. 4. 
37 ebd. 
38 Kirchschlager (2007), S. 123f. 
39 Tworuschka (2001), S. 22. 
40 a. a. O., S. 23. 
41 Haykel: SZ (25. September 2001), S. 17. 
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Separation und Security Age.42 Wie sich die Kirchen an diese 

Entwicklungen anpassen könnten, hat Gereon Vogel-Sedlmayr dargestellt: 

Er spricht – je nach Richtung der Entwicklung – von „Bekenntnissituation“, 

„Kristallisationszentren für soziale Wärme“, „Vertiefung der christlichen 

Sozialethik“ oder „ökologischen Nischen für die Opfer“.43 

Vor anderen Herausforderungen sieht Jürgen Moltmann die 

Christen: „Was seit dem 11. September über uns gekommen ist, ist die 

terroristische Reaktion eines radikalen Flügels des islamistischen 

Fundamentalismus gegen die Grundvoraussetzungen der modernen Welt, 

gegen ein friedliches Zusammenleben der verschiedenen 

Religionsgemeinschaften in einer gemeinsamen Zivilgesellschaft.“44 Er 

nennt drei Grundbedingungen, die Religionsgemeinschaften in der 

modernen Welt anerkennen müssten: „Die Trennung von Kirche und Staat 

oder von Religionsgemeinschaft und Zivilgesellschaft, die Anerkennung der 

individuellen Religionsfreiheit und die Anerkennung der Würde und der 

Menschenrechte der Frau.“45 Der moderne Islam habe dies akzeptiert. 

Dagegen stelle der islamische Fundamentalismus eine gewaltsame Reaktion 

gegen die drei Grundbedingungen der modernen Welt dar. 

Auf jeden Fall sei das „ungeklärte Verhältnis von Religion zur 

Gesellschaft als Gesprächsthema erster Ordnung“46 nach Deutschland 

zurückgekehrt, so Michael Naumann in der Zeit. Dass der von Politikern 

befürchtete Antiislamismus nach den Terroranschlägen nicht ausbrach, liege 

daran, dass „die Bürger ihrer eigenen Religion mehrheitlich indifferent 

gegenüberstehen“.47 Jan Ross tritt in derselben Ausgabe der Vorstellung 

eines fanatisierten Islam in Deutschland entgegen: „Am Ende bleibt aber 

doch der Eindruck, dass sich junge Muslime hierzulande in der Regel nicht 

viel mehr für Religion interessieren als Jugendliche sonst und dass sich in 

den Moscheen – ebenso wie in den Kirchen – die alten Leute versammeln. 

Die Grundströmung ist nicht Islamisierung, sondern Säkularisierung.“48 

                                                 
42 vgl. Horx (2001). 
43 vgl. Vogel-Sedlmayr, in: DtPfrBl 102.2002.4, S. 166-168. 
44 Moltmann, in: zeitzeichen 2.2001.12, S. 43. 
45 ebd. 
46 Naumann: Die Zeit (19. Dezember 2001), S. 1. 
47 ebd. 
48 Ross: Die Zeit (19. Dezember 2001), S. 4. 
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Der Wiener Theologe Ulrich H.J. Körtner hält Äußerungen von 

Christen wie z. B. von Auslandsbischof Koppe49 über das wahre Wesen des 

Islam jedoch für gefährlich: „Doch bergen gerade solche wohlmeinenden 

Versuche in sich neues Konfliktpotential, weil sie nicht gegen die 

Überheblichkeit gefeit sind, eine fremde Religion besser verstehen zu 

wollen als diese sich selbst versteht.“50 

Auch Gruppen lose zusammengeschlossener Christen äußern sich zu 

den Terroranschlägen. Ein Beispiel dafür ist die Erklärung der Teilnehmer 

am Gottesdienst in der Stephani-Kirche in Bremen am 16. September 2001. 

Nach dem Ausdruck der Trauer über das Geschehen in den USA wird vor 

Militärschlägen als Reaktion darauf gewarnt: „Uns erfüllt mit Sorge, dass 

der Ruf nach Vergeltung laut und lauter wird. Wenn Vergeltungsschläge 

auch Unschuldige treffen, entsteht neues Unglück, neues Unrecht.“51 Die 

Suche nach Verbrechern sei legitim, heißt es in der Erklärung: „Wird aber 

Vergeltung zum Hauptziel erklärt, steht zu befürchten, dass das Ziel der 

Gerechtigkeit und des Friedens verfehlt wird und statt dessen sich Unrecht 

und Unfriede ausbreiten. Deshalb warnen wir vor solchen Schritten.“52 

Religiöse und feministische Frauen erklären in einem 

FrauenKirchenManifest zur aktuellen Lage der Welt: „US-Amerikanerinnen 

sprechen sich ... gegen den Rachefeldzug ihrer Politiker aus. (...) In Israel 

und Palästina, wie auch im ehemaligen Jugoslawien, haben Frauen über 

Jahre hinweg bewiesen, dass der gemeinsame Einsatz für ein friedliches 

Zusammenleben auch über tiefe Gräben und Grenzen hinweg möglich ist.“53 

Zu einem interreligiösen Treffen von Christen, Muslimen und Juden 

kommt es am 21. September 2001 auf Einladung von Bundeskanzler 

Gerhard Schröder in Berlin. In der Bewertung des war on terrorism werden 

dabei Unterschiede zwischen den einzelnen Religionsführern deutlich.54 

Während der EKD-Ratsvorsitzende Kock seine Skepsis gegenüber einem 

Militärschlag betont, hält der Stellvertretende Vorsitzende der Deutschen 

Bischofskonferenz, Heinrich Mussinghoff (Aachen), einen „militärisch 

                                                 
49 Kirchschlager (2007), S. 123. 
50 Körtner, in: ZEE 47.2003.2, S. 121. 
51 Erklärung der Teilnehmer und Teilnehmerinnen am Gottesdienst in der Stephani-Kirche 
in Bremen (16. September 2001). 
52 ebd. 
53 Leistner et al.: FrauenKirchenManifest, in: Junge Kirche 2001.6. 
54 vgl. SZ Nr. 219 (22. September 2001), S. 8. 
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gestützte[n]“ Kampf gegen den Terrorismus für erlaubt. Nadeem Elyas vom 

Zentralrat der Muslime äußert die Sorge, es könne durch einen 

Vergeltungsschlag zu einem „Flächenbrand“ kommen. Paul Spiegel, 

Vorsitzender des Zentralrats der Juden, betont dagegen, die USA hätten 

bislang besonnen reagiert. 

„Mit Waffengewalt ist nichts zu wagen“, möchte der 

Neutestamentler Klaus Berger dem US-amerikanischen Präsidenten George 

W. Bush sagen. „Das ist einfach der Kern des ganzen Neuen Testaments 

und auch der ganzen Religionsgeschichte, aus der es kommt.“55 Den Begriff 

der Apokalypse für die Anschläge in New York und Washington möchte er 

allerdings relativieren: „Ich war mir aber dabei darüber im Klaren, dass 

nach christlichem Verständnis Apokalypse etwas ist, das die Schrecken 

hinter sich lässt, und dass nach dem Schrecken das große Freudenmahl 

gefeiert wird, die große Hochzeit, das himmlische Jerusalem, also eine 

menschenfreundliche Großstadt. Das ist eigentlich der Ausgang der 

Apokalypse für Christen, nicht der Schrecken.“56 

Auf die Bedeutung der Gerechtigkeit für den Frieden geht Dorothee 

Sölle in einem „Zwischenruf“ zu den Ereignissen des 11. September 2001 

ein: „Aufstehen für den Frieden heißt heute Aufstehen für die Gerechtigkeit, 

die die Grundbedingung für Frieden ist. Die Globalisierung von oben ist ein 

barbarisches System der Verelendung der Mehrheit der Menschen und der 

Zerstörung der Erde. Wir brauchen eine andere wirtschaftliche 

Globalisierung. Von unten. Im Interesse der Erde, im Interesse der 

Ärmsten.“57 Sölle kritisiert Bundeskanzler Schröders Ausspruch von der 

„Kriegserklärung gegen die gesamte zivilisierte Welt“58: „Aber ist es 

möglich die Reichen mit dem steinernen Herzen als ‚zivilisiert’ und die 

Verelendeten als ‚unzivilisiert’ zu bezeichnen? (...) Unser fleischernes Herz 

weiß doch, zumindest manchmal, wie es um die verelendete Welt steht. Und 

wir ahnen vielleicht, was angesichts dieser barbarischen Katastrophe 

verlangt wird. Es ist nicht militärische Vergeltung, sondern eine 

Kurskorrektur unserer Lebensweise, ein Überprüfen der Werte, die unser 

                                                 
55 Berger: Interview mit Hanno Gerwin (25. September 2001), S. 3. 
56 a. a. O., S. 1. 
57 Sölle, in: Junge Kirche 2001.5, S. 7. 
58 Kirchschlager (2007), S. 118. 
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Handeln bestimmen, ein Eingeständnis eigener Schuld am Leiden, am 

Elend, an der Demütigung derer, die in uns ihre Feinde sehen.“59 

Der Lutherische Weltbund erinnert am ersten Jahrestag des 

Anschlags, am 11. September 2002, an die Ursachen der Gewalt: „Die 

Wurzeln weltweiter Unsicherheit liegen nicht im Fehlen wirtschaftlicher 

und militärischer Macht, sondern in nicht überwundenem Hass, 

unbeachteter Entfremdung und wirtschaftlichen und sozialen 

Ungleichheiten. Die Anstrengungen, den Terrorismus zu bekämpfen, 

können keinen Erfolg haben, noch nicht einmal innerhalb ihres eigenen 

selbstbeschränkten Zielbereichs, wenn dieser Hass nicht verwandelt, die 

Entfremdung nicht überwunden und keine Fortschritte hin zu 

wirtschaftlicher und sozialer Gerechtigkeit gemacht werden.“60 

Eine „Allianz unter dem Regenbogen der drei Schwesterreligionen 

Judentum, Christentum und Islam“61 soll nach den Worten des 

Braunschweiger Landesbischofs Friedrich Weber den Allianzen des Terrors 

eine Allianz für den Frieden gegenüberstellen. Die gemeinsame Tradition 

der drei monotheistischen Religionen sei so reich, dass es möglich sein 

müsse, eine Allianz zu gründen, „die die Verschiedenheit der Religionen 

nicht verleugnet und dennoch Perspektiven des Miteinanders ermöglicht“62. 

Weber hat das Bild es Regenbogens gewählt, denn man erkenne „hinter den 

vielen verschiedenen Farben des Regenbogens das eine Licht der Sonne, das 

die Farben hervorbringt und ihnen ihre Existenzberechtigung gibt, ohne sie 

zu vermischen in einen braunen Farbbrei“63. 

Von der Gefahr, dass alle Religionen den Frieden wollen und der 

Friede dabei zerbricht, spricht Klaus Nagorni in seiner Predigt im christlich-

jüdischen Gottesdienst in Bad Herrenalb am 25. November 2001: „Auch die 

großen Weltreligionen Judentum, Christentum und Islam verweisen immer 

wieder auf ihre Friedensverkündigung. Und sind doch verstrickt in vielerlei 

Konflikte – in Jerusalem wie in Belfast oder in Sarajewo.“64 Er verweist auf 

die Vorstellung des Neuen Testaments, dass sich die messianische 

                                                 
59 Sölle, in: Junge Kirche 2001.5, S. 6. 
60 Lutherischer Weltbund: Erklärung des Rates (11. September 2002). 
61 Weber: Gedenkgottesdienst in Braunschweig (11. September 2002). 
62 ebd. 
63 ebd. 
64 Nagorni: Predigt (25. November 2001), S. 1. 
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Erwartung nicht in einem machtvollen Sieg des Guten über das Böse erfüllt: 

„Nicht im Aufeinanderprallen zweier Welten. Sondern in einer sensiblen 

Neuordnung der Welt. Das, was da ist, ist nicht schlechthin zu verwerfen. 

Sondern aus seiner Zweckentfremdung in einen neuen, sinnvollen Gebrauch 

zu nehmen, aus seiner ‚Verrücktheit’ in einen sinnvollen Zusammenhang zu 

bringen.“65 

 

1.1.4 Spätere Bewertungen 

Mit der Bedeutung der Religionen für die Anschläge des 11. September 

beschäftigt sich die Kammer der EKD für Entwicklung und Umwelt in einer 

ein Jahr nach den Terrorakten veröffentlichten Studie zu gewaltsamen 

Konflikten. „Die aktuelle Bedeutung von Religion und von 

Religionsgemeinschaften in diesen Auseinandersetzungen ist auch bei jenen 

bewusst geworden, die den Faktor Religion bislang unterschätzt haben“66, 

stellt die Studie fest. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass Religionen per se 

weder Ursache für Gewalt noch friedensstiftend sind: „Religiöse Identität 

kann bei der Gruppenbildung von Konfliktparteien eine wichtige Rolle 

spielen, Religion kann zur Legitimierung von Gewalthandlungen 

missbraucht werden. Aber ebenso können Religionen und 

Religionsgemeinschaften ein wichtiges Potential zur Wahrung und 

Wiederherstellung des Friedens und zur Versöhnung entfalten. Ob 

Religionsführer in Konfliktsituationen sich für versöhnendes und 

friedensstiftendes Handeln einsetzen, oder ob sie selbst zur Konfliktpartei 

werden, ist auch eine Herausforderung für den ökumenischen und den 

interreligiösen Dialog der Partnerkirchen in Nachbarländern, in Europa und 

Amerika.“67 

Die Verantwortung der Religionen für den Frieden auf der Welt 

betont der Kirchenpräsident der Evangelischen Kirche in Hessen und 

Nassau, Peter Steinacker, in seiner Predigt beim ökumenischen 

Gedenkgottesdienst im Mainzer Dom am 11. September 2002: „Solche 

furchtbaren Ereignisse führen uns vor die Majestät Gottes und zwingen uns 

                                                 
65 a. a. O., S. 2f. 
66 EKD, Kammer für Entwicklung und Umwelt: Studie (30. September 2002), S. 4. 
67 a. a. O., S. 32. 
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dazu, für den Frieden unter den Religionen einzutreten. Denn ohne diesen 

Frieden der Religionen wird es keinen Frieden auf der Welt geben. (...) Der 

11. September zeigt, dass die Aufgabe der theologischen Religionskritik 

nicht nur die Christenheit betrifft. Niemand darf mehr zu Kreuzzügen 

aufrufen, aber niemand sollte auch mehr sagen dürfen, dass Israel aus 

religiösen Gründen ausgelöscht werden müsste, und dass der Kampf gegen 

die israelische Regierung ein heiliger Krieg genannt werden dürfte. In 

keinem Land der Welt darf es aus religiösen Gründen eine neue Apartheid 

geben.“68 

Den Gedanken der Gerechtigkeit nimmt der EKD-Ratsvorsitzende 

Manfred Kock auf. Ein Jahr nach den Anschlägen schlägt er eine „Anti-

Armuts-Koalition“69 vor. Den Dialog von Christen und Moslems nach den 

Terrorakten beurteilt Kock positiv: „Gut sind die vielen nachbarschaftlichen 

Begegnungen. Dabei lernen auch wir Christen, wieder mehr von unserem 

Glauben zu entdecken: das ist wichtig für einen ehrlichen Dialog. In der 

Islamischen Charta, veröffentlicht vom Zentralrat der Muslime, gibt es 

Ansätze, an die sich positiv anknüpfen lässt. Die Frage bleibt natürlich, ob 

das Bekenntnis der Charta zum Grundgesetz und zu den Menschenrechten 

nur aus der Minderheitenposition heraus zu verstehen ist oder ob es 

grundsätzlichen Charakter hat. Hier müssen wir deutlicher fragen, als wir es 

in der Vergangenheit getan haben. Da muss noch von Seiten der islamischen 

Verbände Klarheit geschaffen werden.“70 

Nicht nur von christlichen Kirchen, sondern auch von Politikern 

werden muslimische Vereinigungen in Deutschland gedrängt, sich vom 

fundamentalistischen Terror zu distanzieren. Davon, dass die gewünschten 

Statements von Muslimen kamen, war selten zu lesen. Dass dies nicht am 

guten Willen, sondern an strukturellen Problemen liegen mag, vermutet 

Johannes Triebel, Landeskirchlicher Beauftragter für den interreligiösen 

Dialog und Islamfragen in Bayern: „Viele entsprechende Äußerungen 

wurden von den Medien wenig oder gar nicht wahrgenommen. Andere 

Verlautbarungen schienen nicht deutlich genug zu sein. Diese Beobachtung 

                                                 
68 Steinacker: Predigt im Ökumenischen Gottesdienst (11. September 2002) in Mainz, in: 
epd-Doku 40/02, S. 6. 
69 Kock: Die Welt (31. Oktober 2002), S. 4. 
70 ebd. 
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verdeutlicht wieder einmal die Tatsache, dass es im Islam keine zentrale 

Stelle gibt, die für alle Muslime sprechen könnte. Lokale, wenig spektakulär 

vorgebrachte Erklärungen gehen dann leicht im (publizistischen) 

Alltagsgeschäft unter.“71 Eine Beobachtung, die in schwächerem Maße auch 

auf die evangelische Kirche zutrifft. 

Das spezifische Profil der hier behandelten kirchlichen 

Stellungnahmen ist der Aufruf zu Dialog und Versöhnung und die Warnung 

vor Vergeltung. Damit setzen sie sich deutlich von den Statements aus der 

Politik ab und werden dem Anspruch der „Denkschriften-Denkschrift“ der 

EKD von 1970 gerecht, zur Überwindung verhärteter Fronten beizutragen.72 

Gerade in der politisch aufgeheizten Atmosphäre, in der Religion und 

Politik argumentativ vermischt werden, tragen die Kirchenvertreter zur 

Beruhigung der Diskussion bei. Die Tatsache, dass nach 9/11 die Kirchen 

von so vielen Menschen wie selten aufgesucht werden, beweist die 

Bedeutung der kirchlichen Worte. Dass die Äußerungen aus dem 

kirchlichen Bereich so positiv wirken, liegt aber sicher zum Großteil auch 

daran, dass die Anschläge des 11. September 2001 keine große Bandbreite 

an Reaktionen ermöglichen. Anders verhält es sich mit den politischen und 

militärischen Maßnahmen, die auf die Terroranschläge folgen. Das führt die 

christliche Friedensethik in schwierige Dilemmata, wie die Unterkapitel 1.2 

bis 1.4 zeigen werden. 

 

 

1.2 Der Krieg in Afghanistan 

1.2.1 Reaktionen von Kirchenführern 

Der bayerische Landesbischof Johannes Friedrich unterscheidet bei seinem 

Bericht als Catholica-Beauftragter vor der Generalsynode der VELKD im 

Oktober 2001 in Bückeburg zwischen den Militäraktionen gegen den 

Terrorismus und einem Krieg. Er beruft sich auf die Zwei-Reiche-Lehre und 

die sich daraus ergebende Rolle des Staates: „Die vornehmste Aufgabe des 

Staates ist der Schutz seiner Bürger vor dem Bösen und den Bösen. Das ist 

                                                 
71 Triebel (2002), S. 279. 
72 Kirchschlager (2007), S. 54. 
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sein Recht, aber auch seine Pflicht. In diesem Sinne kann das Vorhaben der 

internationalen Staatengemeinschaft unsere grundsätzliche ethische 

Zustimmung finden. (...) Der Terrorismus hat derartige Ausmaße des Bösen, 

dass es auch entsprechende Mittel zu seiner Bekämpfung braucht. Worauf 

die Kirchen freilich achten müssen, ist, dass sich gezielte Aktionen gegen 

Verbrecher nicht zu einem Krieg gegen ein ganzes Volk oder eine Region 

ausweiten. Hier gilt ein deutliches Abstandsgebot, denn ‚Krieg darf um 

Gottes willen nicht sein’.“73 

Wesentlich differenzierter äußert sich der Landesbischof in einem 

theologischen Aufsatz im Dezember 2001 zum Kampf gegen den 

Terrorismus. Er wiederholt zwar seine Einschätzung, „dass Terroristen 

bekämpft werden müssen, um die Menschen zu schützen“.74 Friedrich 

artikuliert aber auch Unsicherheiten: „Zugleich haben viele von uns, auch 

ich, ein wachsendes Unbehagen: Ist es recht, was da nun von Seiten der 

internationalen Staatengemeinschaft geschieht? Ist es mit den 

Menschenrechten zu vereinbaren? Und: Ist das vor Gott zu verantworten? 

(…) Das ist das wirkliche Dilemma, dass wir aus unserem Glauben heraus 

keine eindeutige Option haben. Es gibt nicht den richtigen Weg, zu dem wir 

als Kirche den Politikern raten können.“75 

Die Generalsynode der VELKD schließt sich am 20. Oktober 2001 

in Bückeburg der Stellungnahme der Bischofskonferenz vom Vortag an, die 

sie sogar wörtlich übernimmt. Darin werden militärische Schritte indirekt 

befürwortet, denn nach der Forderung, „den humanitären Organisationen 

sofort zu ermöglichen, Hilfsgüter nach Afghanistan zu schaffen“76, heißt es: 

„Militärische Aktionen müssen demgegenüber zurückstehen.“77 Das 

bedeutet im Umkehrschluss, dass Militäraktionen möglich sind. 

Dass weder die Generalsynode noch die Kirchenleitung der VELKD 

eine Erklärung gegen die Militäraktion in Afghanistan abgegeben haben, hat 

in den lutherischen Kirchen zu so heftiger Kritik geführt, dass sich der 

Leitende Bischof der VELKD, Hans Christian Knuth zu einer Erklärung 

                                                 
73 Friedrich: Bericht auf der VELKD-Generalsynode (20.-23. Oktober 2001), in: epd-Doku 
44/01, S. 48. 
74 Friedrich: nachrichten 12/2001, S. 382. 
75 a. a. O., S. 382f. 
76 VELKD: 5. Tagung der 9. Generalsynode in Bückeburg (20. Oktober 2001), S. 2. 
77 ebd. 
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unter dem Titel „Die Kirche macht keine Politik“ veranlasst sieht. Um das 

Schweigen der VELKD zur Bombardierung Afghanistans zu erklären, 

bemüht auch er das Herzstück des lutherischen Glaubens, die Zwei-Reiche-

Lehre: 

In einer recht verstandenen Zwei-Reiche-Lehre ist jeder Christ gehalten, in seinem 
Bereich so zu handeln, wie er es angesichts von Schrift und Bekenntnis vor Gott und 
seinem Gewissen verantworten zu können glaubt. Die Rollenverteilung in der 
Gesellschaft kann jedoch nicht so gehen, dass die einen die Probleme zu lösen haben 
und die anderen die Moral für sich reklamieren. Im Gegenteil: Im lutherischen 
Verständnis einer Berufsethik, die jedem seine Gott gegebene Aufgabe im Reich der 
Welt zuweist, ist mündigen und verantwortungsvollen Fachleuten auch in der Politik 
zugetraut, dass sie vor Gott und ihrem Gewissen verantworten, was sie tun. Es ist eben 
nicht ein Gegensatz von Kirche und Welt gedacht, in dem Gott in der Kirche herrscht 
und außerhalb nicht. Sondern Gott herrscht durch beide ‚Regimente’, das geistliche und 
das weltliche.78 

Dass diese „Rollenverteilung“ die Kirche bei konkreten aktuellen 

Ereignissen wie dem Afghanistan-Krieg in Schwierigkeiten bringt, zeigt 

sich im nächsten Abschnitt aus Knuths Erklärung: 

Das darf natürlich nicht zu einer unkritischen Haltung z.B. gegenüber den Regierenden 
in der augenblicklichen Situation oder gegenüber den Wissenschaftlern in der 
Gentechnik oder wo auch immer führen. Aber zunächst ist davon auszugehen, dass in 
ihrem Bereich gut informierte Menschen verantwortungsvolle Entscheidungen fällen. 
Als Privatperson kann ich natürlich jederzeit meine christlich motivierte Kritik und 
Anregung einbringen. Und als Kirche(n) haben wir immer Anwalt der Schwachen zu 
sein. Direkt in die Politik einzugreifen ist allerdings nach diesem Verständnis nur 
legitim, wenn der ‚status confessionis’ berührt ist, wenn es also direkt um das Eintreten 
für das Bekenntnis geht, wenn der Kern des Christlichen betroffen ist.79 

Alles direkte Eingreifen der Kirche in die Politik hält Knuth deshalb für eine 

„unangemessene Klerikalisierung der Politik“80. Ebenso ist nach Meinung 

des Leitenden Bischofs der VELKD aber auch einer „Politisierung der 

Kirche“ zu wehren. Als Beispiel nennt er den früheren US-Präsidenten 

Ronald Reagan, der in der Zeit des sog. Kalten Krieges von einem „Kampf 

des Guten gegen das Böse“ gesprochen habe.81 Kurze Zeit später wird diese 

dualistische Rhetorik vom aktuellen US-Präsidenten George W. Bush 

aufgegriffen.82 

Warum im Fall des Afghanistan-Krieges für die lutherische Kirche 

der status confessionis nicht erreicht ist, erklärt Knuth mit einem Blick 

zurück auf die Nachrüstungsdebatte zu Beginn der 1980er-Jahre.83 Auch 

                                                 
78 Knuth: VELKD-Info Nr. 98 (12.12.2001), S. 2. 
79 ebd. 
80 a. a. O., S. 3. 
81 vgl. ebd. 
82 Kirchschlager (2007), S. 175. 
83 a. a. O., S. 92. 
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damals hielt die VELKD den status confessionis für nicht gegeben – im 

Gegensatz zur Reformierten Kirche. Knuth: „Der theologische Grund ist, 

dass für die Reformierten (ganz ähnlich übrigens wie für die römisch-

katholische Kirche) Ordnungsfragen und damit auch sozialethische Fragen 

das Kirchesein der Kirche ausmachen. In lutherischer Tradition ist die 

Verkündigung des Evangeliums und die Darreichung der Sakramente der 

Grund der Kirche. Und nur wenn der berührt ist, ist der Status confessionis 

erreicht.“84 Die Bedeutung des status confessionis ist hier sehr eng 

ausgelegt, denn dann dürfte die Kirche durch politische Stellungnahmen nur 

sehr selten direkt ins politische Geschehen eingreifen. Um ihre von Knuth 

angesprochene Rolle als „Anwalt der Schwachen“ auszufüllen, hat die 

Kirche aber geradezu die Pflicht, zu tagesaktuellen politischen Fragen nicht 

zu schweigen, sondern zu sprechen. 

Die Stellungnahmen aus dem Bereich der Reformierten Kirche sind 

eindeutig politisch. In der Feiertagsansprache zum Reformationstag 2001 in 

der Deutschen Welle und im Leitartikel in der Lausitzer Rundschau erklärt 

der aus reformierter Tradition stammende Cottbuser Generalsuperintendent 

Rolf Wischnath seine Haltung mit der Kreuzestheologie: „Und so können 

wir am Reformationstag eben auch dies erkennen – am Kreuz, an dem ein 

Gewaltloser hängt: Es gibt keinen Glauben an Gott, auf den man sich 

berufen kann zur Rechtfertigung von Gewalt und Verbrechen.“85 Dies 

bezieht er nicht nur auf die Terroranschläge des 11. September, sondern 

auch auf die militärischen Reaktionen darauf: „Und ebenso setzen Bomben, 

die auch die Bevölkerung treffen, den Terror fort, auch wenn sie als ‚Kampf 

gegen den Terror’ gerechtfertigt werden. Es sind Menschen, die unter den 

Bomben sterben: unter den lebenden Flugzeug-Bomben der Terroristen und 

unter den toten Präzisionsbomben der High-Tech-Waffen. Mit dem 

Unterschied von Glaubensweisen an den einen Gott lassen sich weder 

Terror noch Bomben rechtfertigen.“86 

Der Landessuperintendent der Evangelisch-reformierten Kirche mit 

Sitz in Leer, Walter Herrenbrück, nennt in einem differenzierten Aufsatz in 

der Zeitschrift die-reformierten-upd@te.de zwei Wege für seine Kirche, 

                                                 
84 ebd. 
85 Wischnath: Ansprache zum Reformationstag (Dez 2001), S. 16. 
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ihren Auftrag der Friedensverantwortung wahrzunehmen. Der eine – eher 

pazifistische – Ansatz geht davon aus, dass der von Gott geschenkte Frieden 

den Frieden zwischen Mensch und Mitmensch ermöglicht: „Daraus folgt, 

dass diesem Frieden, der höher ist als alle Vernunft, eine vernünftige Praxis 

des Friedens im Alltag der Welt entsprechen muss. Eindeutig, ja: einseitig 

ist Gewaltfreiheit zu propagieren als Weg des Friedens und zum Frieden.“87 

Die Denkfigur der ultima ratio wird hier bewusst abgelehnt, entsprechend 

der Zwei-Reiche-Lehre strikt zwischen Staat und Kirche unterschieden: 

„Die Realität des Bösen, die Notwendigkeit, (polizeiliche) Gewalt 

anzuwenden und den Schwachen zu schützen, wird nicht geleugnet; aber es 

ist nicht die Aufgabe der Kirche, zu zeigen, wie viel Gewalt erlaubt ist, 

sondern: wie viel Gewaltverzicht erwünscht und geboten ist und welche 

Bedeutung die Versöhnung für das Zusammenleben der Menschen haben 

kann.“88 

Der zweite Weg, den die Kirche in Wahrnehmung ihrer 

Friedensverantwortung einschlagen kann, hat seinen Ausgangspunkt in der 

fünften Barmer These: „Zur Ausübung von Gewalt darf auch gehören die 

Anwendung militärischer Gewalt – und zwar nur im äußersten Notfall und 

als äußerste Möglichkeit (ultima ratio), wenn alle anderen Mittel zur 

Konfliktbewältigung ohne Ergebnis geblieben sind. Militärische Gewalt 

darf sich nicht gegen Menschen richten, sondern gegen das, was der oder 

die Gegner an militärischen Mittel[n] einsetzen wollen und was unschädlich 

zu machen ist“89 Gemeinsam sei beiden friedensethischen Ansätzen, dass 

sie vom Leitbild des gerechten Friedens ausgingen. Deshalb kommt 

Herrenbrück bei beiden Wegen zum selben Ergebnis: „Nimmt die Kirche 

das Friedensgebot Jesu und sein Friedenszeugnis ernst, muss sie zum Krieg 

in Afghanistan nein sagen, auf die gewaltfreien – gewaltfreieren – Mittel 

verweisen, die der Bekämpfung des Terrorismus – im Sinne eines gerechten 

Friedens – besser entsprechen und sich dafür einsetzen.“90 Zu dem den 

Kirchen oft gemachten Vorwurf einer Appeasement-Politik nimmt der 

reformierte Landessuperintendent auch Stellung: „Auch wenn zuzugeben 
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ist, dass Gewaltverzicht allein den Terrorismus nicht verhindert, so gilt das 

Umgekehrte in noch größerem Maße: Dass Krieg und Gewalt nur 

Rechtfertigung des Krieges und Gegengewalt erzeugt und dass dadurch ein 

(national oder religiös begründeter) Solidarisierungseffekt der Gutwilligen 

mit den weniger Gutwilligen erzeugt wird, der gerade vermieden werden 

soll, will man das Böse wirklich eindämmen.“91 Als andere Möglichkeiten, 

auf die Terroranschläge des 11. September zu reagieren, nennt Herrenbrück: 

- die Austrocknung der Finanzquellen; 
- die genaue Feststellung der Verbrechen des Terrorismus (wie sie am 11. September 

erkennbar geworden sind) mit dem Ziel der Erhebung der Anklage und dem Einsatz 
des internationalen Strafgerichtshofs; 

- die Gefahrenabwehr durch Absprachen der Völkergemeinschaft in der UNO; die 
Bildung von Bündnissen gegen den Terrorismus; die Anwendung der 
Geheimdiplomatie und der Geheimdienste bzw. der Kooperation der Geheimdienste 
in den verschiedenen Ländern; 

- Entwicklungshilfe, als Kampf um mehr Gerechtigkeit für die armen Länder, um 
jedem möglichen Terrorismusgedanken und jedem Terror den Nährboden zu 
entziehen; 

- und nicht zuletzt die Bereitschaft zu langfristiger Planung und zu Unschuldige 
schonenden Aktionen, statt kurzfristig arrangiertem Bombardement.92 

Der Landessuperintendent der Evangelisch-reformierten Kirche geht hier 

über die Unverbindlichkeit anderer kirchlicher Äußerungen hinaus, indem er 

nicht nur Militäraktionen ablehnt, sondern auch konkrete politische Mittel 

nennt, die stattdessen einzusetzen wären. Diese sind teilweise aber recht 

idealistisch formuliert. Der internationale Strafgerichtshof wird von den 

USA nicht anerkannt, weshalb er gerade für die Situation nach dem 

Terrorangriff auf die USA ein schlechtes Beispiel ist. Absprachen in den 

Vereinten Nationen setzen eine stärkere politische Macht der 

Weltgemeinschaft voraus, die derzeit nicht in Sicht ist. 

Auch der Generalsekretär des Reformierten Weltbundes, Setri 

Nyomi, gibt eine sehr politische Stellungnahme ab. In seiner 

Weihnachtsbotschaft 2001 geht er vor allem auf die Kinder ein, die unter 

Kriegen leiden: „In Afghanistan werden Kinder auf beiden Seiten, der der 

Nordallianz und der der Taliban, in die Kriegshandlungen verwickelt. Für 

diese Kinder gibt es keinen Frieden in diesem Advent – und sie erhalten 

noch nicht einmal die Möglichkeit, mit Werten aufzuwachsen, die zu einem 

Frieden führen könnten.“93 Nyomi weist darauf hin, dass Frieden für 
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Christen mehr ist als die bloße Abwesenheit von Krieg: „Der RWB hat in 

der Vergangenheit wiederholt Stellung bezogen zu den Ungerechtigkeiten in 

Ökonomie und Ökologie. Und solange große Teile der Weltbevölkerung 

unter dem ökonomischen Neoliberalismus leiden und wir unsere 

ökologischen Ressourcen plündern, solange bewegen wir uns weg von 

einem Frieden auf Erden.“94 

Moderator Peter Bukowski warnt die Kirche davor, dass sie „die von 

den Politikern zu führende Diskussionen lediglich noch einmal 

verdoppelt“95. Bei der Hauptversammlung des Reformierten Bundes im Juni 

2002 in Nürnberg macht er Vorgaben für die Aufgabe der Kirche: 

„Hingegen wird sie das, was bei den so genannten realpolitischen 

Erwägungen aus dem Blick zu geraten droht, in Erinnerung bringen: die 

vorrangige Option für den Frieden eben und dass man sich an Krieg nicht 

gewöhnen darf und dass auch im Kampf gegen den Terrorismus der Zweck 

nicht die Mittel heiligt, dass es auch nicht in Ordnung ist, wenn militärische 

Mobilmachung zügiger voranschreitet als das Sperren der Terroristen-

Konten, und wie schnell und problemlos die Staatengemeinschaft das Geld 

für Krieg zusammen hat und wie zögerlich und vergleichsweise spärlich sie 

die Mittel aufbringt, die für humanitäre Hilfen und den Aufbau gerechterer 

Strukturen vonnöten sind – der Frieden braucht uns als Lobbyisten, damit 

die Politik nicht einseitig von solchen betrieben wird, die den Krieg wie 

selbstverständlich als Mittel der Politik einplanen.“96 

Der EKD-Ratsvorsitzende Manfred Kock bringt in einem Interview 

der taz seine Unsicherheit über die politische Bewertung zum Ausdruck. 

Auf die Frage, ob es denn richtig sei, dass die Bundesregierung Soldaten 

nach Afghanistan schicke, antwortet er: „Ich kann es nicht sicher sagen, 

weil ich nicht weiß, was die Soldaten machen sollen, und ich weiß nichts 

über den Krieg als das, was uns die Propaganda mitteilt.“97 Vergeltung sieht 

er nicht als Motivation des militärischen Vorgehens der USA an: 

„Vergeltung ist hier nicht das Ziel. (...) Erklärtermaßen geht es darum, 

Terrorismus zu bekämpfen, der die Menschheit bedroht.“98 Den Terminus 

                                                 
94 ebd. 
95 Bukowski: Bericht vor der Hauptversammlung (14. Juni 2002), S. 26. 
96 ebd. 
97 Kock: taz (9. November 2001). 
98 ebd. 



21 

des bellum iustum lehnt Kock ab: „Krieg ist nie gerecht, sondern ein 

äußerstes Mittel, um ein größeres Übel abzuwenden. Wenn man schon 

Krieg führt, muss er wenigstens die Voraussetzung schaffen, dass Frieden 

sich entwickeln kann. Aber die Kategorie des gerechten Krieges stammt aus 

dem Mittelalter. Wir dürfen sie nicht wieder hervorholen.“99 

Gegen eine kriegerische Sprache wendet sich der badische 

Landesbischof Ulrich Fischer: „Wir brauchen nicht nur eine 

Verhältnismäßigkeit der Mittel, sondern auch eine Verhältnismäßigkeit der 

Sprache. Denn Worte haben ihre Langzeit- und Nebenwirkungen. Sprache 

prägt das Bewusstsein. Wer leichtfertig von ‚Krieg’, ‚Feldzügen’ oder gar 

‚Kreuzzügen’ redet, erzeugt in den Köpfen Vorstellungen, die letztlich nicht 

mehr beherrschbar und nicht politisch steuerbar sind.“100 Als Nährboden für 

Gewalt und Terror nennt der Bischof auch die beiden symbolträchtigen 

Gebäude, die Ziel der Anschläge waren: „Das steinerne Herz einer 

ausschließlich auf ökonomische Gewinne zielenden Wirtschaftsordnung und 

das stählerne der Militärmacht sind ohne Mitgefühl für die Nöte und das 

Elend von Menschen.“101 Auf einer späteren Tagung befasst sich Fischer 

besonders mit der Vergeltung des Bösen. In Bezugnahme auf das 12. 

Kapitel des Römerbriefes („Lass dich nicht vom Bösen überwinden, 

sondern überwinde das Böse mit Gutem.“102) fordert er den Ausstieg aus der 

Gewaltspirale: „Wenn wir uns für alles rächen wollten, was wir als Böses 

erfahren, dann würde uns der Blick auf das Böse ganz gefangen nehmen.“103 

Das sei schwierig, denn das Prinzip Vergeltung stecke tief in den Menschen: 

„Wir meinen, es hänge unsere Ehre daran, dass wir den anderen heimzahlen, 

was sie uns angetan haben. Aber wenn der Teufelskreis des Bösen 

unterbrochen werden soll, dann müssen wir uns von solchen Vorstellungen 

trennen. Auch ein Vergeltungsschlag ist eine böse Tat, weil er Menschen 

vernichtet, die ein Recht auf Leben haben.“104 

An die Menschen in Afghanistan erinnert auch der Bischof von 

Kurhessen-Waldeck, Martin Hein, bei der Christvesper 2001 in Kassel: 

                                                 
99 ebd. 
100 Fischer: Wort an die Gemeinden (24. Oktober 2001), S. 49. 
101 ebd. 
102 Röm 12,21. Vgl. Röm 12,18f.: „Ist’s möglich, soviel an euch liegt, so habe mit allen 
Menschen Frieden. Rächt euch nicht selbst, sondern gebt Raum dem Zorn Gottes.“ 
103 Fischer: Predigt (20. Oktober 2002), S. 2. 
104 ebd. 
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„Von einem fanatischen Regime schon ruiniert, mussten dieses Land und 

seine Bevölkerung erneut einen Krieg über sich ergehen lassen. Wie lange 

wird es dauern, bis dort nach Jahrzehnten des Unfriedens endlich der 

Frieden eine Chance bekommt!“105 

Eine ganz klare Stellungnahme gegen den Bundeswehreinsatz in 

Afghanistan gibt die hannoversche Landesbischöfin Margot Käßmann ab: 

„Außerhalb der NATO hat m. E. die Bundeswehr kein Aktionsgebiet. Hier 

sehe ich keine Legitimationsmöglichkeit.“106 Im Gegensatz zu anderen 

Kirchenvertretern nennt Käßmann auch Mittel, mit denen der Terror 

nichtmilitärisch bekämpft werden kann: „Das Abbrechen der Geldströme. 

Eine Unterbindung des Drogenhandels. Ein internationales Abkommen 

gegen den Waffenhandel. Konsequentes Eingreifen gegenüber solchen, die 

auch in unserem Land Hass schüren. Rasterfahndung. überzeugender und 

wirksamer Einsatz für Gerechtigkeit. Die Lösung von Konflikten wie in 

Israel und Palästina. Ressourcen für Prävention und Mediation.“107 

Überwindung von Gewalt bedeute auch, den Nährboden aus Armut, 

Unterdrückung und Unbildung zu entziehen. In diesem Zusammenhang 

mahnt die Bischöfin zu Investitionen gegen die Armut: „Mich erschüttert es 

doch, dass 12 Milliarden US-Dollar ad hoc bereitgestellt werden können für 

einen Militäreinsatz, während es uns nicht gelingt, zu verhindern, dass 

weiterhin 24000 Kinder pro Tag an Hunger sterben.“108 

Aus der Lippischen Landeskirche kommt dagegen eine um 

Neutralität bemühte Stellungnahme von Landessuperintendent Gerrit 

Noltensmeier, die es offen lässt, ob der Militärschlag notwendig ist oder 

nicht: „Verbrechen müssen bestraft werden. Die Aufgabe des christlichen 

Zeugnisses ist es aber nicht, politisch möglicherweise notwendige Aktionen 

religiös zu überhöhen.“109 Gleichzeitig räumt Noltensmeier ein, dass 

eskalierende Gewalt „Leiden und Sterben Unschuldiger nach sich zieht“110. 

Als Grund für die unentschiedene Haltung nennt der Lippische 

Landesbischof Informationsmängel: „Zugleich wissen wir nicht, welche 

                                                 
105 Hein: Weihnachtspredigt (24. Dezember 2001). 
106 Käßmann: Vortrag in Beverstedt (13. November 2001), S. 3. 
107 a. a. O., S. 4. 
108 ebd. 
109 Noltensmeier: Stellungnahme (8. Oktober 2001). 
110 ebd. 



23 

geheimen Informationen politisch Verantwortliche haben.“111 Noltensmeier 

nennt bei seiner auch in der Zeitschrift die-reformierten-upd@te.de 

veröffentlichten Beurteilung des Afghanistan-Einsatzes ein Kriterium aus 

der Lehre vom gerechten Krieg: „In der Sorge um Recht und Frieden findet 

die Anwendung staatlicher Gewalt ihren Auftrag und ihre Grenzen. Es kann 

nicht um Vergeltung oder Rache gehen. Gewaltanwendung ist nur ein 

letztes Mittel.“112 

Beim ökumenischen Gedenkgottesdienst am 11. September 2002 im 

Berliner Dom wünscht sich der Berliner Bischof Wolfgang Huber eine 

„Achse des Friedens“ als Reaktion auf die Anschläge in den USA: „Denn 

auch der Frieden lässt sich in einer globalisierten Welt nur noch global 

sichern.“113 Huber kritisiert auch den Krieg in Afghanistan: „Dass 

Gewalttäter vor ihren irdischen Richter kommen, ist dabei dringlich zu 

wünschen. Doch der gewaltsame Tod von Zivilisten ruft immer Ohnmacht 

und Leere hervor – bei dem Bauern, der in Afghanistan seine Angehörigen 

im Bombenhagel verlor, ebenso wie in New York.“114 In einem Beitrag für 

die Süddeutsche Zeitung warnt Huber konkret davor, sich „an die Stelle des 

himmlischen Richters [zu] setzen“115 und Taten zu bestrafen, nicht Personen 

zu vernichten. Folge man diesem Leitsatz, ergebe dies nicht einen Kampf 

der Kulturen sondern um die Kultur, welche nach christlichem Verständnis 

auch die Feindesliebe beinhalte. Diese Aussage steht in Spannung zu einem 

Zeitschriftenbeitrag Hubers aus dem Januar des folgenden Jahres. Darin 

spricht der Bischof zwar davon, dass die Ausübung von Gewalt immer 

bedeute, sich mit Schuld zu beladen, zieht aber eine andere 

Schlussfolgerung: „Freilich kann auch Tatenlosigkeit Schuld bedeuten. 

Wenn wir im Herbst 2001 endlich darauf aufmerksam wurden, was seit Jahr 

und Tag unter der Herrschaft der Taliban in Afghanistan geschah, ist die 

Rückfrage unausweichlich, warum Gegenmaßnahmen unterblieben, wie sie 

auch in Tschetschenien, in Kambodscha, in Ruanda oder an anderen Orten 

unterblieben sind.“116 

                                                 
111 ebd. 
112 ebd. 
113 Huber: Predigt im Berliner Dom (11. September 2002), in: epd-Doku 40/02, S. 13. 
114 ebd. 
115 Huber: SZ Nr. 250 (30. Oktober 2001), S. 10. 
116 Huber: ZEE 46.2002.1, S. 5. 
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Der EKD-Ratsvorsitzende Manfred Kock gibt in einem 

Zeitungsinterview im September 2002 Unsicherheiten in der Bewertung zu: 

„In Afghanistan ist mir nicht klar, was mit dem Krieg erreicht werden sollte. 

Die al-Qaida sind nicht besiegt.“117 Dabei erklärt er auch die Unterschiede 

bei seinen Bewertungen der militärischen Gewalt in Jugoslawien und in 

Afghanistan: „Ich habe in Bosnien Frauen kennen gelernt, die im Krieg 

gequält und vergewaltigt worden sind. Nach den Gesprächen hatte ich das 

Gefühl, dass der internationale Militäreinsatz vermutlich die einzige 

Möglichkeit war, ihr Elend zu beenden. Aber Angriffe sind letztlich noch 

nicht die Lösung.“118 

Im Ratsbericht auf der Synode im November 2002 in Timmendorfer 

Strand sieht sich Präses Manfred Kock durch den Kriegsverlauf in 

Afghanistan in seinem Urteil von 2001 bestärkt, wenn er auch vorsichtig 

formuliert: „Wenn vor Jahresfrist unsere Bedenken gegen ein militärisches 

Vorgehen groß waren, so scheinen sie im Rückblick eher gerechtfertigt als 

ausgeräumt.“119 Er beklagt die Folgen des Krieges für die Menschen in 

Afghanistan: „Der Versuch, die Drahtzieher der Terroranschläge vom 11. 

September 2001 dingfest zu machen und ihr unmittelbares Umfeld zu 

bekämpfen, hat weitere Tausende unschuldiger Opfer unter der 

Zivilbevölkerung gefordert.“120 Kock übt deutliche Kritik am Umgang der 

USA mit den gefangenen Al-Qaida- und Talibankämpfern auf dem 

Militärstützpunkt Guantanamo, wenn er sich auch auf andere Autoritäten 

beruft: „Gegen sie wurde bisher weder eine Anklage erhoben noch wird 

ihnen hinreichend rechtlicher Beistand gewährt. Das ist nach Auffassung 

vieler internationaler Menschenrechtsgruppen mit der Rechtsordnung nicht 

in Einklang zu bringen.“121 

In den Kirchen kommen die Diskussionen über den Krieg aber erst 

richtig in Gang, als hohe Verluste unter der afghanischen Zivilbevölkerung 

von den Alliierten als „Kollateralschäden“ abgetan werden.122 Die 

Vorbereitungen eines Kriegs gegen den Irak rufen weit mehr Protest hervor 

                                                 
117 Kock: SZ Nr. 214 (16. September 2002), S. 42. 
118 ebd. 
119 Kock: Bericht des Rates der EKD (3. November 2002), in: epd-Doku 47/02, S. 12. 
120 ebd. 
121 a. a. O., S.12f. 
122 vgl. Durth, K. Rüdiger: RM Nr. 7 (13. Februar 2003), S. 29. 
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als der Krieg in Afghanistan, obwohl auch dort unschuldige Menschen 

Opfer von militärischer Gewalt wurden. Der Berliner Bischof Wolfgang 

Huber bedauert dies in einem Interview ausdrücklich: „Es ist erschreckend, 

dass wir im Blick auf die Opfer an Menschenleben dazu neigen, mit 

zweierlei Maß zu messen. Christen dürfen das auf keinen Fall zulassen.“123 

Für militärische Gewalt setzen sich auch Theologen ein, die ihre 

Wurzeln in der Friedensbewegung haben. So kommt der ehemalige DDR-

Bürgerrechtler Markus Meckel bei der Beurteilung des internationalen 

Terrorismus zu dem Schluss: „Gewiss ist diesem nicht nur militärisch zu 

begegnen! Doch glaubt jemand, dass es ohne den Einsatz militärischer 

Gewalt geht?“124 

Harte Kritik an den kirchlichen Stellungnahmen übt die SPD-

Bundestagsabgeordnete Margot von Renesse in einem Beitrag der 

Zeitschrift für Evangelische Ethik. Sie bezeichnet viele Äußerungen 

kirchlicher Würdenträger als „entweder herzlich banal oder realitätsfern 

oder anmaßend und einseitig“125. Die Verlautbarungen zur 

Bundestagsentscheidung zum Einsatz deutscher Soldaten in Afghanistan 

enthielten zwar eine Fülle von Richtigkeiten, doch: „Freiheit, 

Verantwortung vor dem eigenen Gewissen und die Pflicht zur 

eigenständigen Urteilsbildung sind dort leider nicht das Thema. Die uralte 

christliche Erfahrung, dass Tun wie Unterlassen der Menschen immer mit 

dem Risiko des Versagens verbunden sind, bedarf für die Kirchen 

anscheinend keiner Erwähnung. Dabei ist es genau dies, was politisch 

Handelnden jetzt gesagt werden müsste.“126 Dieses Urteil ist so pauschal 

nicht richtig, denn es gibt sehr wohl kirchliche Stellungnahmen, in denen 

genau dies erwähnt wurde.127 Interessant ist die Erwartung, die die 

Politikerin an die Kirchen hat: „Ihr Kerngeschäft ist die Kenntnis 

menschlicher Schwäche und Unsicherheit. Die Entscheidungsträger ebenso 

in ihrer Freiheit wie in ihrer Bindung an ihr Gewissen zu respektieren und 

dabei ihre Furcht vor Versagen mit zu tragen, wäre nun geboten.“128 

                                                 
123 Huber: Interview mit der Berliner Zeitung (13. Februar 2003). 
124 Meckel (2002), S. 51. 
125 Renesse, von (2002), S. 56. 
126 a. a. O., S. 57. 
127 z. B. Landesbischof Friedrich vor der bayerischen Landessynode (November 2001). 
128 Renesse, von (2002), S. 57. 
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Der Reformierte Bund setzt sich in seiner Hauptversammlung vom 

Frühjahr 2002 ausführlich mit dem war on terror auseinander und 

verabschiedet eine differenzierte Stellungnahme. Dabei wird auf die 

bisherigen Erklärungen zur Friedensverantwortung der Kirche von 1982129 

und 2000130 verwiesen, in denen der Einsatz militärischer Mittel zur 

Regelung von Konflikten abgelehnt worden war.131 Im Kampf gegen den 

internationalen Terrorismus sieht die Hauptversammlung mit großer Sorge, 

dass „die Absicht, diesen Kampf vor allem mit militärischen Mitteln zu 

führen, zunehmend die Oberhand gewinnt“132. Klare Worte findet der 

Reformierte Bund gegen die vor allem von US-Präsident Bush verwendete 

religiöse Begründung des Krieges: Diesem Kampf die religiöse Gestalt 

eines „Kampfes zwischen Gut und Böse“, gegen eine „Achse des Bösen“ 

oder gar eines „Kreuzzuges“ zu verleihen, verbiete „der Glaube an die durch 

Jesus Christus bezeugte und geschehen[e] Versöhnung Gottes mit seiner 

Welt und allen in ihr lebenden Menschen“133. Kritik übt die 

Hauptversammlung gegen die Art der Kriegführung: „Auch darf der Kampf 

gegen den internationalen Terrorismus nicht in Kriegen gegen Staaten 

bestehen, die der Verbindung mit demselben bezichtigt werden, wobei Tod 

und Verwundung Tausender unbeteiligter Menschen, darunter viele Frauen 

und Kinder, als unvermeidbar in Kauf genommen werden.“134 

Der gesamte zweite Teil der Erklärung des Reformierten Bundes 

besteht aus einem Appell an die Bundesregierung, die dem von der US-

Regierung nach den Terroranschlägen des 11. September 2001 

proklamierten war on terror ja zumindest am Anfang eine 

„uneingeschränkte Solidarität“ zugesagt hat. Die Hauptversammlung bittet 

die Bundesregierung eindringlich, 

- den von ihr betonten Vorrang politischer statt militärischer Lösungen bei der 
Bekämpfung des internationalen Terrorismus ernst zu nehmen und die Mitwirkung 
der Bundesrepublik Deutschland innerhalb der Anti-Terror-Allianz bei eventuell 
bevorstehenden Militäreinsätzen gegen weitere Staaten zu verweigern, 

- ihr Eintreten für einen Abbau der Armut in der Welt – als einer wesentlichen 
Voraussetzung für Frieden zwischen den Völkern – zu konkretisieren und ihren 
Einfluss in internationalen Organisationen wie der Weltbank und dem IWF geltend 
zu machen – u. a. für die Einführung der Tobin-Steuer –, um auch auf diesem Wege 

                                                 
129 „Das Bekenntnis zu Jesus Christus und die Friedensverantwortung der Kirche“. 
130 59. Hauptversammlung des Reformierten Bundes (30.3.-1.4.2000) in Dresden. 
131 Kirchschlager (2007), S. 92. u. 105. 
132 Reformierter Bund: Erklärung der Hauptversammlung (Juni 2002). 
133 ebd. 
134 ebd. 
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zu einer gerechteren Weltwirtschaftsordnung und Entlastung der unter 
wirtschaftlicher Abhängigkeit und unbezahlbaren Schulden leidenden Staaten zu 
gelangen, 

- den von ihr immer wieder angemahnten politischen statt militärischen Lösungen 
zwischenstaatlicher oder innerstaatlicher Konflikte Nachdruck zu verleihen und 
Waffenlieferungen in davon betroffene Spannungsgebiete nicht zuzulassen, 
hingegen – wie bereits im Jahre 1990 auf der Weltkonvokation in Seoul verlangt – 
zur „Verwurzelung in einer Kultur der aktiven und lebensfreundlichen 
Gewaltfreiheit“ den Aufbau eines wirksamen zivilen Friedensdienstes zu fördern, 

- in Konsequenz ihrer Ächtung von Massenvernichtungsmitteln und in 
Übereinstimmung mit dem Internationalen Gerichtshof, der 1996 das Drohen mit 
und den Einsatz von Atomwaffen für völkerrechtswidrig erklärte, die NATO zu 
einer Strategieänderung zu bewegen, die einen noch immer für legitim erachteten 
Erstschlag beim Einsatz von Atomwaffen ausschließt – eingeschlossen ist hierbei 
auch die Ablehnung der angeblich neuen Nuklearstrategie der USA, „handlichere“ 
Atomsprengköpfe mit reduzierter Nebenwirkung zu entwickeln und gegebenenfalls 
gegen die sog. Schurkenstaaten einzusetzen, 

- sich zum Erreichen gewaltfreier angemessener Lösungen internationaler und 
nationaler Konflikte unablässig für eine Stärkung der Autorität der Vereinten 
Nationen und der Europäischen Union einzusetzen, die sicherstellt, dass 
Gewaltausübung nicht mehr als Ausdruck des Rechts des Stärkeren, sondern nur 
noch zur Stärkung des Rechts erlaubt oder auch geboten sein darf.135 

Bemerkenswert ist an dieser Erklärung die Konsequenz, mit der die bereits 

1982 und 2000 vorgegebene friedensethische Linie der neuen Situation 

angepasst wird. Die bereits auf dem Höhepunkt der Nachrüstungsdebatte 

formulierte Ablehnung von Atomwaffen wird auch in der veränderten 

politischen Situation beibehalten und bekräftigt. Die Bundesregierung wird 

hier in die Pflicht genommen, über ihre Mitgliedschaft in der NATO auf die 

Nuklearstrategie der USA einzuwirken. Um gewaltfreie Lösungen von 

Konflikten zu erreichen, kommt nicht nur der Hinweis auf die Stärkung der 

UN, sondern – entsprechend deren neuer Rolle nach dem Zusammenbruch 

des Ostblocks – auch der Europäischen Union. Wohltuend von anderen 

politischen Stellungnahmen, die kurzfristige Lösungen anbieten, hebt sich 

die reformierte Erklärung dadurch ab, dass sie das Thema Gerechtigkeit als 

langfristige Maßnahme gegen Gewalt thematisiert und dabei auch konkrete 

Vorschläge wie eine gerechtere Weltwirtschaftsordnung oder eine 

Entschuldung der armen Länder macht. 

 

1.2.2 Die EKD-Synode im November 2001 

Die Luftangriffe in Afghanistan und die Diskussion über den Einsatz der 

Bundeswehr beim war on terror sind in vollem Gange, als die EKD-Synode 

                                                 
135 ebd. 
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vom 4. bis 9. November 2001 in Amberg tagt. Das eigentliche 

Schwerpunktthema der Synode, „Globale Wirtschaft verantwortlich 

gestalten“136, ist dadurch in den Hintergrund gedrängt. Zu Beginn der 

Synode diskutiert man noch nichtöffentlich. Im Rat der EKD und in den 

synodalen Gruppen wird sich „richtig gefetzt“137, wie die Frankfurter 

Rundschau unter Berufung auf Sitzungsteilnehmer berichtet. Im Rat soll der 

Magdeburger Bischof Axel Noack mit seiner Forderung nach einem „Nein 

ohne Wenn und Aber“ zum Bundeswehreinsatz in Afghanistan ohne 

Unterstützung geblieben sein.138 Der Ratsvorsitzende Manfred Kock bringt 

die heftige Diskussion in vorsichtigen Worten zum Ausdruck: „Es wird 

sichtbar, dass es unter uns zu unterschiedlichen, ja gegensätzlichen Urteilen 

über die jetzt nötigen politischen Entscheidungen kommt.“139 

Fünf Stunden lang ringt man schließlich am 8. November im Plenum 

um eine gemeinsame Haltung zum Krieg in Afghanistan. Gefunden wird 

jedoch kein Konsens, sondern nur ein unverbindlicher Beschluss, den die 

große Mehrheit trägt. „Ein tiefer Riss teilt die Synode der EKD“140, stellt die 

Frankfurter Allgemeine fest. Dieser Riss verlaufe nicht wie in den 70er- und 

80er-Jahren zwischen „Links“ und „Rechts“, sondern zwischen Ost und 

West. In der Tat ist in den Kirchen der neuen Bundesländer die pazifistische 

Grundhaltung besonders groß, hatte doch die Friedensbewegung der DDR 

ihre Heimat in der Kirche. So wundert es auch nicht, dass ein Antrag, 

„Nein“ zum Militäreinsatz in Afghanistan zu sagen, aus einem Kreis um den 

Cottbuser General-Superintendenten Rolf Wischnath kommt, auch wenn 

dieser selbst aus dem Westen stammt.141 

Die 14 Synodalen berufen sich auf Bonhoeffers Aussage, die Kirche 

sollte im Kriegsfall eindeutig Stellung beziehen,142 und fordern von der 

EKD: „Unsere Kirche kann nach der Forderung Bonhoeffers zu keiner 

anderen Schlussfolgerung kommen als zu sagen: ‚Geht nicht in diesen 

Krieg!’“143 Die Synodalen begründen dies mit „fünf Grundkriterien und 

                                                 
136 epd-Doku Nr. 47/01, S. 1. 
137 FR Nr. 260 (8. November 2001), S. 2. 
138 vgl. ebd. 
139 ebd. 
140 FAZ Nr. 262 (10. November 2001), S. 4. 
141 vgl. dazu Wischnath et al.: Antrag (8. November 2001), in: epd-Doku 47/01, S. 14-17. 
142 a. a. O., S. 89. 
143 Wischnath et al.: Antrag (8.Novembder 2001), S. 16. 
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Prüfsteine[n]“144, die aus der Lehre vom gerechten Krieg bekannt sind: 

Militärische Gewalt sei nur als ultima ratio zulässig, was hier nicht der Fall 

sei. Ein weiteres Ziel müsse Friede und Koexistenz mit dem Feind sein. Die 

Taliban sollten nach Maßgabe der USA aber unter allen Umständen 

vernichtet werden. Die heftigen Bombardements der Städte ließen die 

Vertretbarkeit der Kriegsmittel zweifelhaft erscheinen. Auch das Kriterium 

der legitimierten Obrigkeit sei in Frage gestellt, weil die USA keinen Krieg 

erklärt hätten. Schließlich bestehe die Gefahr, dass der internationale Terror 

durch den Krieg in Afghanistan verstärkt werde und somit die 

Kriegsschäden größer seien als das umstrittene Rechtsgut. Zum Schluss der 

Erklärung erinnern die Synodalen an die bisherigen Äußerungen der EKD: 

„Auch die EKD hat unter Berufung auf das Bekenntnis zu Jesus Christus 

jeden Einsatz militärischer Gewalt dem Friedens- und Mäßigungsgebot 

unterstellt und – wo immer möglich – die Gewaltlosigkeit als die dem 

Christen allemal vorrangig zu Gebote stehende Handlungsmaxime 

bestimmt.“145 Dennoch wird dieser Antrag mit großer Mehrheit 

abgelehnt.146 Wischnath beklagt später in einem Beitrag für das Deutsche 

Pfarrerblatt, die Synode habe damit „die entscheidenden friedensethischen 

Kriterien preisgegeben ..., die sie seit 1945 in West und Ost selbst 

entwickelt hatte. Es wird dies eine kirchengeschichtliche Niederlage zu 

nennen sein.“147 Er bedauert, „dass es auf der EKD-Synode bis auf die 

Ausnahme einer Synodalen offenkundig keine prinzipiell pazifistische 

Stimme mehr gibt, die laut wird, um der Gewaltlosigkeit Jesu im Blick auf 

militärische Gewalt zu folgen.“148 

Der nach kleineren Änderungen mit deutlicher Mehrheit (sieben 

Gegenstimmen) angenommene und damit zur Kundgebung erhobene Antrag 

des Ausschusses für Kirche, Gesellschaft und Staat unterscheidet sich schon 

semantisch vom Papier der 14 Synodalen. Während dieses vom „Krieg der 

USA“149 spricht, ist in der Kundgebung vorsichtiger von „militärischen 

                                                 
144 a. a. O., S. 15; vgl. dazu a. a. O., S. 14-17. 
145 a. a. O., S. 16. 
146 vgl. Plischke: epd-Basisdienst (8. November 2001), in: epd-Doku 47/01, S.11. 
147 Wischnath (2002), S. 81. 
148 ebd. 
149 Wischnath et al.: Antrag (8. November 2001), S. 15. 
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Aktionen“ oder vom „militärischen Vorgehen“ die Rede.150 Die 

Kundgebung zur Friedenspolitik in der gegenwärtigen Situation beruft sich 

auf die Friedensdenkschrift von 1981 und die erst kurz zuvor veröffentlichte 

Zwischenbilanz von 2001 und betont, dass militärische Gewalt nur als 

ultima ratio angewandt werden dürfe.151 Bei der Bewertung des konkreten 

Falls kommt die Kundgebung aber zu keiner einheitlichen Linie: „Aus 

diesen Grundsätzen, Wahrnehmungen und Zweifeln ziehen wir 

unterschiedliche Konsequenzen.“152 

In der Kundgebung finden sich die Meinungen beider Lager 

innerhalb der EKD-Synode wieder. Die pazifistische Stellungnahme wird 

sogar strukturell vorgezogen: 

Die einen halten die erkennbaren Schadensfolgen des militärischen Vorgehens und die 
darüber hinaus verbleibenden Zweifel für so gewichtig, dass sie den eingeschlagenen 
Weg und seine Fortsetzung entschieden ablehnen. Sie verweisen dabei darauf, dass die 
in unseren friedensethischen Grundsätzen genannten Bedingungen, unter denen eine 
Kriegsführung überhaupt nur gerechtfertigt werden kann, im Falle Afghanistans nicht 
oder nicht ausreichend gegeben sind. Das gilt besonders von der Frage nach der 
Verhältnismäßigkeit der eingesetzten Mittel. (...) 
Andere wiederum halten dieses militärische Vorgehen trotz aller Bedenken für 
vertretbar. Sie lassen sich dabei von folgenden Erwägungen leiten: Ein kategorischer 
Verzicht auf militärisches Vorgehen gegen das Talibanregime gewährt der 
Terrororganisation Al Qaida einen sicheren Ort. (...) Militärische Mittel allein reichen 
zur Bekämpfung des Terrorismus nicht aus, nicht-militärische aber auch nicht: 
Gewaltverzicht verhindert Terrorismus nicht.153 

Die Synodalen „folgten dem vielfach erprobten EKD-Prinzip des ‚Sowohl-

als-auch’“154, kritisiert Götz Planer-Friedrich diese Unverbindlichkeit. Als 

ein „klares Zwar-Aber“155 wird die Kundgebung treffend in der 

Süddeutschen Zeitung bezeichnet. Ein Absatz aus dem Alternativantrag der 

14 Synodalen wird in die Kundgebung der Synode jedoch übernommen: 

Über politische und militärische Einschätzungen mögen wir auch in der Kirche 
unterschiedlicher Ansicht sein. Bei aller Differenz in unserer Sichtweise und bei allem 
Zwiespalt, der auch unserer Einschätzung anhaftet, bleibt es doch unstrittig: Auch die 
EKD hat unter Berufung auf das Bekenntnis zu Jesus Christus jeden Einsatz 
militärischer Gewalt dem Friedens- und Mäßigungsgebot unterstellt und – wo immer 
möglich – die Gewaltlosigkeit als die dem Christen allemal vorrangig zur Verfügung 
und zu Gebote stehende Handlungsmaxime bestimmt. Schon deswegen gilt: Die ultima 
ratio militärischen Handelns muss ultima ratio bleiben.156 

                                                 
150 EKD-Synode: Kundgebung (8. November 2001), in: epd-Doku 47/01, S. 13. 
151 vgl. ebd. 
152 ebd. 
153 a. a. O., S. 13f. 
154 Planer-Friedrich (2001), S. 39. 
155 SZ Nr. 259 (10. November 2001), S. 9. 
156 EKD-Synode: Kundgebung (8. November 2001), in: epd-Doku 47/01, S. 14. 
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Der nächste Satz aus dem Abschnitt des Alternativantrags fehlt freilich in 

der Kundgebung: „Sie [die ultima ratio militärischen Handelns] ist in 

diesem Krieg derzeit nicht gegeben.“157 

Für eine protestantische Stellungnahme ungewöhnlich ist, dass in der 

Kundgebung keine einzige Bibelstelle zitiert wird. Einen Bezug zur 

theologischen Tradition gibt es nur einmal – und der ist unvollständig. Bei 

der Begründung der Behauptung, es sei „kein grundsätzlicher Widerspruch 

zu einer christlichen Friedensethik, vielmehr eine notwendige, wenn auch 

nicht vorrangige Konkretion, militärische Mittel zur Wahrung des Friedens 

und zur Durchsetzung des Rechts bereit zu halten und notfalls 

anzuwenden“158, wird aus der V. These der Barmer Theologischen 

Erklärung nur der Halbsatz zitiert, der staatliche Gewalt legitimiert: „dass 

der Staat nach göttlicher Anordnung die Aufgabe hat, in der noch nicht 

erlösten Welt, in der auch die Kirche steht, nach dem Maße menschlicher 

Einsicht und menschlichen Vermögens unter Androhung und Ausübung von 

Gewalt für Recht und Frieden zu sorgen.“159 Die restlichen Worte der V. 

Barmer These160 werden ausgelassen. Auch Verweise auf die anderen 

Barmer Thesen fehlen. In der Kundgebung der Synode vermisst man einen 

Hinweis auf die Zusammenhänge von Terrorismus und Globalisierung. 

Gerade im Hinblick auf das Schwerpunktthema „Globale Wirtschaft 

verantwortlich gestalten“ hätte sich dies angeboten. 

Ein zentraler Satz aus der Kundgebung findet sich auch im Bericht 

des Rates der EKD, den Präses Manfred Kock zu Beginn der Synode 

vorträgt: „Auch könnte das Risiko einer Eskalation der Gewalt reduziert 

werden, wenn militärische Aktionen kein ‚Angriff’, ‚Gegenschlag’ oder 

‚Vergeltungsschlag’ einer einzelnen Nation sind, sondern eine Maßnahme 

der Strafverfolgung und der Gefahrenabwehr durch die 

Völkergemeinschaft.“161 Im Ratsbericht sind die Zweifel daran, ob die 

militärischen Mittel zum Erreichen der angestrebten Ziele taugen, 

wesentlich stärker herausgestellt. Die Bedenken seien – so der 

                                                 
157 Wischnath et al.: Antrag (8. November 2001), in: epd-Doku 47/01, S. 16. 
158 EKD-Synode: Kundgebung (8. November 2001), in: epd-Doku 47/01, S. 12. 
159 ebd. 
160 Kirchschlager(2007), S. 38f. 
161 a. a. O., S. 13 und Kock: Bericht des Rates der EKD (4. November 2001), in: epd-Doku 
47/01, S. 19. 
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Ratsvorsitzende Kock – „aufgrund der seit dem 7. Oktober andauernden 

Angriffe der USA und ihrer Verbündeten auf Afghanistan nicht geringer 

geworden – im Gegenteil. Über die Zahl der Opfer unter der 

Zivilbevölkerung werden wir im Unklaren gelassen.“162 Kock sieht die 

Gefahr, dass die Gewalt weltweit zunimmt: „Die Saat der religiös getarnten 

Fanatiker ist ausgestreut und droht jetzt aufzugehen.“163 In einer Erklärung 

zur Halbzeit der Synode stellt der EKD-Ratsvorsitzende Kock kritische 

Fragen zum Militäreinsatz in Afghanistan: „Kann das terroristische 

Netzwerk überhaupt wirkungsvoll mit militärischen Mitteln bekämpft 

werden? Können die Täter und ihre Helfershelfer auf diese Weise dingfest 

gemacht werden, ohne noch mehr Leid zu erzeugen, unschuldige Opfer zu 

treffen und neuen Terror zu produzieren?“164 

Diese Zweifel sind in die Kundgebung der Synode von Amberg nur 

in abgeschwächter Form eingegangen. Es zeigt sich hier wieder die bereits 

beim Kosovo-Krieg zu Tage getretene Eigenheit protestantischer 

Stellungnahmen, trotz gemeinsamer friedensethischer Grundsätze nicht zu 

einer einheitlichen Bewertung der Konsequenzen zu kommen. Dies gibt 

Präses Kock in einem epd-Interview auch unumwunden zu, bedauert es aber 

nicht: „Wir stimmen in unseren friedensethischen Grundsätzen weitgehend 

überein, ziehen daraus im Einzelfall aber zuweilen unterschiedliche 

Konsequenzen.“165 Einige Synodalen hätten sich jedoch durchaus 

gewünscht, dass Bonhoeffers Forderung nach einer klaren Stellungnahme 

zum Krieg verwirklicht worden wäre – und zwar durch eine Ablehnung des 

Militäreinsatzes. So verlangt etwa Monika Schnaitmann ein eindeutiges und 

„unbequemes Wort“ gegen den Militäreinsatz und den Verzicht auf 

„Sowohl-als-auch-Stellungnahmen“.166 Beate Besser wünscht sich eine 

evangelische Stimme, die „einfach nur Nein sagt“167. Andererseits kommt in 

der in den Konsequenzen offenen Kundgebung auch die protestantische 

Toleranz zum Ausdruck, etwa wenn Minderheitenmeinungen innerhalb der 

Synode gleichberechtigt dargestellt werden, oder wenn die Entscheidung für 

                                                 
162 ebd. 
163 ebd. 
164 Kock: Erklärung (6. November 2003), in: epd-Doku 47/01, S. 20. 
165 Kock: Interview mit epd-Basisdienst (7. November 2003), in: epd-Doku 47/01, S. 58. 
166 vgl. Plischke: epd-Basisdienst (8. November 2001), in: epd-Doku 47/01, S.11. 
167 ebd. 



33 

oder gegen einen Einsatz der Bundeswehr den Bundestagsabgeordneten 

anheim gestellt wird: „Die in dieser Sache notwendige 

Gewissensentscheidung kann niemandem abgenommen werden. Die 

Freiheit, sie zu treffen, muss für den Einzelnen gewahrt sein.“168 

 

1.2.3 Die bayerische Landessynode im November 2001 

Auch die bayerische Landessynode, die vom 25. bis 30. November 2001 in 

Erlangen tagt, kommt zu keiner einheitlichen Empfehlung. Die Diskussion 

in dieser Gliedkirche soll ausführlich behandelt werden, weil sie als 

exemplarisch für den Entscheidungsfindungsprozess in Landeskirchen 

gelten kann und außerdem umfassend dokumentiert ist. Bayerns 

Landesbischof Johannes Friedrich gibt schon in seiner einleitenden 

theologischen Stellungnahme die Richtung vor: „Das ist das wirkliche 

Dilemma, dass wir aus unserem Glauben heraus keine eindeutige Option 

haben. Es gibt nicht den richtigen Weg, zu dem wir als Kirche den 

Politikern raten können. Die politisch Verantwortlichen müssen aus ihrer 

Einsicht heraus eine vernünftige Entscheidung treffen, mit der sie ihren 

Auftrag erfüllen, aber sie müssen sich darin dessen bewusst sein, sich so 

oder so schuldig zu machen, ob sie nun deutsche Soldaten zur Bekämpfung 

des internationalen Terrorismus bereitstellen oder dies verweigern.“169  

Friedrich mahnt jedoch die Christen, Verantwortung zu übernehmen, 

und bezieht sich dabei auf Luthers Zwei-Reiche-Lehre: „Daher ist es für ihn 

[Luther] unmöglich, das Reich der Welt sich selbst zu überlassen oder es der 

Verselbständigung preiszugeben.“170 Damit schließt Friedrich die 

militärische Option nicht aus. Aus der Lehre vom gerechten Krieg folgert 

er: „Es gibt für mich keinen Zweifel daran, dass Terroristen bekämpft 

werden müssen, um die Menschen zu schützen.“171 Der Kriegsverlauf in 

Afghanistan bereite ihm aber „ein wachsendes Unbehagen“.172 Friedrichs 

Rede enthält auch eine Formulierung, die eine Ausstiegsklausel aus der 

neutralen Haltung zum Krieg darstellt: „Nicht hinnehmbar ist es allerdings, 

                                                 
168 EKD-Synode: Kundgebung (8. November 2001), in: epd-Doku 47/01, S. 14. 
169 Friedrich: Theologische Stellungnahme vor der Landessynode (25.-30. November 
2001), in: Information der bayerischen Landessynode Nr. 26, S. 5. 
170 ebd. 
171 ebd. 
172 ebd. 
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wenn sich neben dieses Ziel des Schutzes der Menschen auch andere Ziele 

einschleichen. Wenn sich herausstellt, dass andere Kriegsziele verfolgt 

werden, müssen wir gegebenenfalls unser Urteil ändern.“173 

In der Aussprache der Landessynode übt Rainer Oechslen heftige 

Kritik an Friedrichs Interpretation der Zwei-Reiche-Lehre: „Sie wollen mit 

Ihrer Interpretation der Zwei-Reiche-Lehre, Herr Landesbischof, nicht nur 

zurück in die 50er-Jahre, sondern in die 20er-Jahre. Sie haben einen 

Diskussionsstand uns dargeboten, der etwa erreicht war vor dem Amtsantritt 

Ihres Vorgängers Hans Meiser. Etwa Hermann Bezzel hätte so reden 

können, wie Sie gestern geredet haben. Wir haben doch inzwischen gelernt, 

dass die Zwei-Reiche-Lehre keine Zwei-Bereiche-Lehre ist.“174 Der 

Synodale Hans-Gerhard Koch hat dagegen etwas anderes aus der Rede 

herausgehört: „Ich habe die Ausführungen des Herrn Landesbischofs 

eigentlich nicht so verstanden, dass er eine völlig überholte Version der 

alten Zwei-Reiche-Lehre vertreten hat und ich habe sehr deutlich gehört, 

dass er gesagt hat, dass der Auftrag Gottes sich in beiden Regimenten – 

deshalb rede ich auch lieber von der Zwei-Regimenten-Lehre – 

verwirklicht.“175 

Was der Auftrag Gottes in der konkreten Situation des Afghanistan-

Krieges ist, darüber wird bei der Synodaltagung stundenlang gerungen. Dem 

Entwurf des federführenden Ausschusses für Gesellschaft und Diakonie für 

ein Wort der Synode, in dem der Militärschlag nicht abgelehnt wird, stehen 

die Alternativanträge 46 und 47 gegenüber, die eine Verurteilung des 

Krieges vorschlagen. Der Ausschuss für Grundfragen des kirchlichen 

Lebens macht sich den – auf der Synode noch modifizierten – Antrag 46 der 

Münchner Dekanin Ursula Seitz zu eigen, in dem der Militäreinsatz in 

Afghanistan eindeutig abgelehnt wird: 

1. Die Landessynode der Evang.-Luth. Kirche in Bayern distanziert sich von der 
Bombardierung Afghanistans, insbesondere von dem Einsatz von Streubomben. 

2. Sie missbilligt den Einsatz der Bundeswehr, solange die kriegerischen Handlungen 
andauern. 

3. Sie hält stattdessen ein verstärktes Engagement bei der Suche nach nicht 
militärischen Mitteln der Terrorbekämpfung und erweiterte Hilfsmaßnahmen für die 
notleidende Bevölkerung Afghanistans für erforderlich. 

                                                 
173 ebd. 
174 ELKB: Landessynode in Erlangen (29. November 2001), S. 125. 
175 a. a. O., S. 126. 
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4. Sie befürchtet eine Ausweitung des Krieges auf weitere Länder, die möglicherweise 
Terroristen beherbergen, und sagt dazu nein.176 

Der Synodale Günther Beckstein, CSU-Politiker und bayerischer 

Innenminister, kritisiert das Papier massiv: „Es erscheint mir wie ein Papier 

des Minderheitenflügels beim Grünen-Parteitag.“177 Seiner Meinung nach 

hat der Militäreinsatz in Afghanistan weitere Terroranschläge verhindert: 

„Wer sagt: Nein zu Terroranschlägen, muss nach menschlichem Ermessen 

gleichzeitig akzeptieren, dass es zu massiven weiteren Terroranschlägen 

gekommen wäre, wenn man eben nicht Militär eingesetzt hätte.“178 

Antragstellerin Ursula Seitz ist ganz anderer Meinung: „Ich kann es nicht 

glauben, … dass die Bombardierung von Städten Terroranschläge 

verhindern soll. Im Gegenteil – ich befürchte, sie werden sie verschärfen 

und vermehren.“179 Damit begründet sie, dass ein Kriterium aus der Lehre 

des gerechten Krieges – die Zielerreichung – nicht gegeben sei. Als zweites 

Kriterium, das nicht erfüllt sei, nennt sie die Verhältnismäßigkeit der Mittel: 

„Es nützt ja nichts, wenn wir fordern, dass allein das militärische Potential 

des Gegners zerstört werden darf. Wir erleben doch, dass dies nicht der Fall 

ist, sondern dass unschuldige Zivilisten in großer Zahl getötet worden 

sind.“180 Auch die Münchner Dekanin, die sich ausdrücklich auf Jesu Gebot 

des Gewaltverzichts beruft, rechtfertigt ihr Votum also mit 

Argumentationsfiguren der bellum-iustum-Lehre. 

Als zweite Alternative bringen die drei Synodalen Kirsten Jörgensen, 

Martin Hoffmann und Rainer Oechslen als Antrag 47 die Erklärung des 

Vorstands der Gesellschaft für Evangelische Theologie ein. Darin verlangen 

die Unterzeichner einen „sofortigen Abbruch der Militäraktionen“181. 

Argumentiert wird von zwei unterschiedlichen Positionen aus: 

Von den ethischen Überzeugungen der christlichen Tradition her sehen wir uns zu 
diesem Appell veranlasst, 
- weil sowohl vom Standpunkt eines christlichen Pazifismus her, als auch von dem 

Maßstab der traditionellen Kriterien des ‚gerechten Krieges’ die gegenwärtigen 
Maßnahmen militärischer Gewaltanwendung nicht zu rechtfertigen sind 

                                                 
176 Seitz: Antrag zum Krieg in Afghanistan (Neuformulierung vom 29. November 2001), 
gleichzeitig Antrag des Ausschusses für Grundfragen. 
177 ELKB: Landessynode in Erlangen (29. November 2001), S. 122. 
178 a. a. O., S. 121. 
179 a. a. O., S. 124. 
180 ebd. 
181 Gesellschaft für Evangelische Theologie: Erklärung zum Krieg in Afghanistan (1. 
November 2001), gleichzeitig Antrag 47 der Synodalen Kirsten Jörgensen, Martin 
Hoffmann und Rainer Oechslen zur Synodaltagung in Erlangen (29. November 2001). 
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- weil die zivilen Opfer in der Region schon jetzt jedes hinnehmbare Maß bei weitem 
übersteigen 

- weil der Einsatz heimtückischer Waffen wie Streubomben nicht nur jetzt 
unschuldiges Leben grausam tötet, sondern auch in der Zukunft für lange Zeit 
unverantwortliche Risiken für die Zivilbevölkerung mit sich bringt 

- weil in keiner Weise erkennbar ist, dass die völkerrechtlich legitimen Ziele, die 
angestrebt werden, durch die gegenwärtigen Militärmaßnahmen erreicht werden 
können 

- weil die Militärmaßnahmen immer mehr Menschen einem gewaltbereiten 
Islamismus zutreiben und die Entwicklung eines friedlichen Zusammenlebens der 
Religionen zunehmend erschweren 

- weil sie die Gefahr zukünftiger terroristischer Gewaltakte eher erhöhen als 
vermindern 

- weil sie nichts dazu beitragen, durch die Verminderung von Armut und 
Ungerechtigkeit den Nährboden für Fanatismus und Gewaltbereitschaft 
auszutrocknen.182 

Oechslen betont bei der Synodaltagung, dass der von ihm mit unterzeichnete 

Antrag nicht ins pazifistische Lager einzuordnen sei: „Ich möchte 

bemerken, dass dieser Antrag keine absolut pazifistische Position vertritt, 

sondern eine – man könnte sagen – verantwortungspazifistische Position, 

die durchaus die politische Realität ins Auge fasst.“183 Michael Schibilsky 

wendet sich gegen eine Zuordnung einzelner Positionen in der 

Landessynode zu politischen Lagern. Man solle nicht fragen: „Was für 

taktische Manöver sind das? Was für eine große Koalition oder 

Nichtkoalition? Ich sehe das nicht so. Sondern ich sehe, dass hier unter 

völlig veränderten Gesichtspunkten argumentiert wird und wir gegenseitig 

große Unsicherheiten haben: Was lässt sich jetzt noch genauso sagen, wie 

wir es bisher gesagt haben?“184 

Angesichts dieser Unsicherheiten fühlt sich die Mehrheit der 

Synodalen vom Papier des Ausschusses für Gesellschaft und Diakonie am 

besten aufgehoben. Der Antrag 46 (Ursula Seitz und Grundfragenausschuss) 

wird mit 28:59 Stimmen bei sechs Enthaltungen abgelehnt, der Antrag 47 

(Jörgensen, Hoffmann und Oechslen) mit 24:60 Stimmen bei zehn 

Enthaltungen. Um den letztlich angenommenen Antrag des Ausschusses für 

Gesellschaft und Diakonie kommt es aber noch zu Diskussionen über einige 

Änderungsanträge. Etwa wird es abgelehnt, konkret den Einsatz von 

Streubomben zu verbieten. Hier haben einige Synodale Bedenken, ob sich 

die Synode nicht zu sehr in militärische Fachfragen einmischt. „Ich glaube, 

wir haben relativ wenig militärische Sachverständige“, gibt Günther 
                                                 
182 ebd. 
183 ELKB: Landessynode in Erlangen (29. November 2001), S. 124. 
184 a. a. O., S. 130. 
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Beckstein zu bedenken. „Aber ich würde eindringlich davor warnen, dass 

wir uns auf einzelne militärtechnische Fragen einlassen und andere, die 

wahrscheinlich sehr viel gefährlicher sind, dann weglassen, weil sie im 

Moment nicht angesprochen werden.“185 Die Gegenposition vertritt 

Bernhard Schiefer: „Ich finde, die Streubomben sind eine besondere Art von 

Kampfmittel, die geeignet sind, in besonderer Weise die Zivilbevölkerung 

zu schädigen, weil sie die Gegend verminen.“186 Erfolg mit einem 

Änderungsantrag hat Schiefer dagegen mit der Forderung, „keine 

Ausweitung des militärischen Einsatzes auf weitere Staaten“187 zuzulassen. 

Im Wort der Synode, das auf der Grundlage des Papiers des 

Ausschusses für Gesellschaft und Diakonie verabschiedet wird, wird auf die 

Kundgebung der EKD-Synode Bezug genommen und besonders betont, 

dass militärische Gewalt „nur als ultima ratio (äußerste Möglichkeit) und 

nur im unbedingt erforderlichen Umfang“ zulässig sei. Bekämpft werden 

dürfe „allein das militärische Potential der Gegner“. Außerdem müsse 

gewährleistet sein, dass „ein solches Eingreifen im Rahmen und nach den 

Regeln der Vereinten Nationen erfolgt“188. Angesichts des Militäreinsatzes 

in Afghanistan setzt sich die Landessynode für folgende Ziele ein: 

- Begrenzung militärischer Maßnahmen und Schutz der Zivilbevölkerung, 
- keine Ausweitung des militärischen Einsatzes auf weitere Staaten, 
- Entwicklung international koordinierter und wirksamer Terrorprävention, 
- Einrichtung und Stärkung eines Internationalen Strafgerichtshofs und internationaler 

Polizeikräfte, 
- Stärkung der politischen und diplomatischen Vermittlungsfunktion der 

Bundesrepublik Deutschland, wie sie am Beispiel der Afghanistankonferenz in Bonn 
erkennbar geworden ist, 

- Engagement für einen gerechteren Welthandel, Wiederaufstockung der 
Entwicklungshilfe und Verstärkung humanitärer Hilfeleistungen, 

- Intensivierung und Qualifizierung des interreligiösen Dialogs auch mit Muslimen 
und Abbau von Fremdenfeindlichkeit, 

- Schaffung einer internationalen Friedensordnung, in der gewaltfreie 
Konfliktbearbeitung und Toleranz weltweit verwirklicht werden kann.189 

Die unverbindliche Haltung der Landessynode zur militärischen Gewalt 

wird später von der landeskirchlichen Oppositionsgruppe Bündnis 2008 

kritisiert: „Beim Afghanistan-Krieg war die kirchliche Position sehr 

schwammig und keineswegs eindeutig“, so deren Sprecher Martin 

                                                 
185 a. a. O., S. 133. 
186 ebd. 
187 a. a. O., S. 134. 
188 a. a. O., S. 266. 
189 ebd. 
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Hoffmann. Es stelle sich die Frage, ob sich die Kirche „stärker an der 

Mehrheitsmeinung als am Evangelium orientiere“190. 

Keinen größeren Dissens, sondern nur ein Ringen um einzelne 

Formulierungen gibt es zum Antrag des Ausschusses für Weltmission und 

Ökumene, der nach den Worten seines Vorsitzenden Fritz Schroth einen 

ganz anderen Charakter hat: „Dieses Wort ist ein seelsorgerliches Wort, ist 

nach innen gerichtet. Es ist die Frage des Umgangs mit dem Islam und was 

daraus folgt. Und schließlich noch zu den Diskussionen zu den 

Welthandelsbeziehungen.“191 Aus diesem Grund einigt sich die Synode 

schließlich auch auf die Überschrift Bitte an die Gemeinden anlässlich der 

Terroranschläge
192. Ohne Gegenstimmen wird dieser Antrag schließlich 

angenommen. Darin werden die Gemeinden darauf hingewiesen, dass sich 

durch die Erschütterung der Menschen durch die Terroranschläge des 11. 

September auch neue Möglichkeiten ergeben: „Die durch den Terror 

verstärkt gestellten Fragen nach dem Grund der Kraft und dem Sinn unseres 

Lebens sind zugleich eine Chance, den Menschen innerhalb und außerhalb 

unserer Gemeinden in Seelsorge, Unterricht und Verkündigung die 

elementaren Grundlagen unseres Glaubens wieder zu verdeutlichen und 

nahe zu bringen, dass allein der Dreieinige Gott ‚Schutz und Schirm vor 

allem Argen, Stärke und Hilfe zu allem Guten’ ist (Konfirmationssegen).“193 

Eingegangen wird auch auf die interreligiösen Kontakte mit dem 

Islam: „Wir wissen, dass die in unserem Land lebenden Muslime sich zum 

größten Teil deutlich vom Terror distanziert haben. Wir ermutigen die 

Gemeinden, die bestehenden Verbindungen zu dialogbereiten Muslimen 

und Moscheevereinen weiter zu pflegen und neue Kontakte aufzubauen, um 

so die Integration zu fördern und das bisher schon Erreichte nicht zu 

gefährden.“194 In dem Papier wird auch auf die Folgen der Globalisierung 

und den Zusammenhang von Frieden und Gerechtigkeit hingewiesen: 

„Zugleich haben die Terroranschläge und die nachfolgenden Diskussionen 

erneut daran erinnert, dass durch die Art der Welthandelsbeziehungen die 

ohnehin armen Länder benachteiligt werden und sich damit die Schere 
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 SoBl Nr. 7 (16. Februar 2003), S. 12. 
191 ELKB: Landessynode in Erlangen (29. November 2001), S. 136. 
192 a. a. O., S. 141. 
193 a. a. O., S. 266. 
194 ebd. 
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zwischen Armut auf der einen Seite und Reichtum auf der anderen Seite im 

internationalen Bereich weiter öffnet. Wir bitten mit Nachdruck alle 

Verantwortlichen in Kirche, Gesellschaft und Politik, die Zusammenarbeit 

in der Entwicklungshilfe mit diesen Ländern zu intensivieren und die dafür 

notwendigen Finanzmittel zur Verfügung zu stellen, um so einen wichtigen 

Beitrag zur Prävention von Gewalt und Terror zu leisten.“195 Bedauerlich 

ist, dass dieses Papier nicht – wir ursprünglich vorgesehen – die Überschrift 

Ergänzende Erklärung der Landessynode zu den Konsequenzen aus den 

Terroranschlägen trägt, denn so wäre ihm ein größeres Gewicht 

zugekommen. 

1.2.4 Weitere Landessynoden 

Die Landessynode Anhalts kann sich bei ihrer Tagung im November 2001 

nur zu einer indirekten Verurteilung des Krieges in Afghanistan 

durchringen: „Wir teilen die Ansicht, dass die Terroristen durch ordentliche 

Gerichte verurteilt werden müssen.“196 Dass die Militärschläge der von den 

USA und Großbritannien geführten Koalition nicht die Zustimmung der 

Synode finden, wird auch aus einer zweiten Formulierung deutlich: „Die 

Landessynode unterstützt alle diplomatischen und politischen Bemühungen, 

den Krieg zu beenden und bereits jetzt an einer gerechten 

Nachkriegsordnung zu arbeiten.“197 Wenn der Krieg beendet werden soll, 

ergibt sich daraus im Umkehrschluss nicht unbedingt die Unzulässigkeit des 

Krieges. Unmissverständlicher wäre es aber gewesen, die Synode hätte dies 

eindeutig formuliert. 

Ähnlich äußert sich auch die rheinische Landesynode, die zwar den 

Krieg als „untaugliches Mittel“198 gegen Terrorismus bezeichnet, die 

Militärschläge gegen Afghanistan aber nie explizit verurteilt. Dennoch 

ergibt sich dies indirekt aus der Forderung, den „Einsatz von Militär in 

Kriegs- und Bürgerkriegsregionen mit dem Ziel der Stabilisierung der 

politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse und der Wiederherstellung 

einer stabilen und funktionsfähigen staatlichen Ordnung“ unter das Mandat 

                                                 
195 ebd. 
196 Landeskirche Anhalts: Beschluss der Landessynode (16./17. November 2001). 
197 ebd. 
198 EKiR: Beschluss der Landessynode (10. Januar 2002), S. 2. 
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der Vereinten Nationen zu stellen.199 Als angemesseneres Mittel gegen den 

Terror schlägt die rheinische Synode den Kampf gegen die Armut vor: 

„Unser Bekenntnis zu Jesus Christus fordert uns auf, in uneingeschränkte 

Solidarität mit den Armen für eine gerechtere Welt für alle einzutreten. Erst 

durch eine ‚Anti-Armutskoalition’ kann dem Terrorismus wirksam der 

Nährboden entzogen werden.“200 Im Gegensatz zu anderen kirchlichen 

Stellungnahmen werden auch die innenpolitischen Folgen von 9/11 

thematisiert: „Gesetzesverschärfungen und Grundrechtseinschränkungen 

mit dem Ziel, dem berechtigten Bedürfnis der Menschen, unbedroht zu 

leben, Rechnung zu tragen, müssen die Grenzen der Verhältnismäßigkeit 

unbedingt achten. Alle Verantwortlichen sind aufgefordert, das Klima im 

Zusammenleben verschiedener Gruppen unserer Gesellschaft nicht durch 

Verdächtigungen gegenüber Minderheiten und Andersdenkenden zu 

vergiften und eine unvertretbare Militarisierung des Denkens und der 

Sprache zu vermeiden.“201 

Der Bremische Kirchentag betont in seiner Sitzung am 28. 

November 2001, dass es unter den Christen unterschiedliche Ansichten zum 

Afghanistan-Krieg gibt: „Die Botschaften, Gebete und Bitten von Muslimen 

und Christen haben den Krieg in Afghanistan nicht aufhalten können. Viele 

Christen sind darüber verzweifelt und sie fordern einen sofortigen Stopp des 

Krieges. andere stimmen in großem Zweifel und Bedrückung einem 

begrenzten Militäreinsatz in Afghanistan zu. Aber auch sie hoffen, 

wünschen und fordern, dass dieser Krieg die so dringend notwendigen 

humanitären Hilfsmaßnahmen für die afghanische Bevölkerung nicht 

verhindern darf.“202 Diese Formulierung wird der Bandbreite von 

Meinungen in der Christenheit gerecht, indem die Differenzen offen 

angesprochen werden. Die Erklärung geht jedoch mit einer wichtigen 

Forderung, die auch Kritik an Deutschland enthält, über die momentane 

Situation hinaus: „Terrorismus lässt sich nicht mit Krieg besiegen. Es bedarf 

ziviler Mittel, einen gerechten Frieden aufzubauen, der dem Terrorismus 

jedweden Nährboden entzieht. Wir vermissen dafür die gleiche 

                                                 
199 vgl. a. a. O., S. 2f. 
200 a. a. O., S. 1. 
201 a. a. O., S. 3. 
202 Kirchentag der Bremischen Evangelischen Kirche (28. November 2001). 
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Entschlossenheit der USA, Deutschlands und ihrer Verbündeten, wie sie 

jetzt bei diesem Militäreinsatz zu Tage tritt.“203 Wie der gerechte Friede 

aufgebaut werden soll, wird vom Bremischen Kirchentag auch angedeutet: 

„Die wachsende Kluft zwischen Arm und Reich als ein Nährboden des 

Terrorismus muss durch eine wirksame Armutsbekämpfung und durch 

gerechtere Handlungsbedingungen überwunden werden. Es gilt, die 

Weltwirtschaft so zu verändern, dass auch arme Länder eine Chance 

erhalten und dies, ohne den westlichen Lebensstil übernehmen zu müssen.“ 

Die Westfälische Landessynode im November 2001 bekräftigt „das 

Friedenszeugnis der Kirche, dass langfristig nur der Weg der Gerechtigkeit 

zum Frieden führt“204. Die Synode beauftragt die Kirchenleitung, „die neue 

friedensethische Herausforderung aufzugreifen und der Landessynode 2002 

ein Positionspapier vorzulegen“.205 Jedoch werden bereits eindeutige 

inhaltliche Vorgaben gemacht: „Die ökumenische Dekade zur Überwindung 

von Gewalt verpflichtet uns als Evangelische Kirche von Westfalen, 

Strategien und Instrumente nichtmilitärischer Konfliktbearbeitung zu 

verstärken.“206 

Bei der Tagung im November 2002 spricht Präses Manfred Sorg von 

der Verletzbarkeit der hochkomplexen Dienstleistungsgesellschaften: „Sie 

sind nicht alleine mit der Drohung von militärischen Gegenschlägen zu 

schützen. Demokratische Rechtsstaaten bedürfen zur inneren Sicherheit und 

Stabilität eines Bürgersinns. Sie brauchen die innere Zustimmung der 

Menschen, die in ihnen leben.“207 Zudem regt Sorg einen „Dialog der 

Kulturen“ an: „In diesem Dialog sind wir als Kirche besonders gefordert. 

Initiativen, Kontakte und Begegnungen zwischen Christen und Muslimen in 

unserer Landeskirche gilt es weiter zu festigen und auszubauen.“208 

Das Positionspapier Frieden durch Recht und Gerechtigkeit, das der 

Ausschuss für Frieden und Friedensdienste der Westfälischen Landessynode 

vorlegt, gehört zu den umfangreichsten und reflektiertesten Texten der 

deutschen Landeskirchen. Der erste Abschnitt des dreiteiligen Papiers 

                                                 
203 ebd. 
204 2. Tagung der 14. Westfälische Landessynode (11. bis 16. November 2001), S. 52. 
205 ebd. 
206 ebd. 
207 Sorg: Bericht des Präses bei der 3. Tagung der 14. Westfälischen Landessynode (11. bis 
14. November 2002), S. 13. 
208 a. a. O., S. 14. 
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beschreibt die neuen friedenspolitischen und friedensethischen 

Herausforderungen. Beklagt werden darin die neue Form des internationalen 

Terrorismus, die Kommerzialisierung und Entstaatlichung von Gewalt 

sowie die Veränderung des strategischen Konzepts der NATO. In diesem 

Zusammenhang wird auch die deutsche Außenpolitik kritisiert: „Auch 

Deutschland hat im Zuge dieser Entwicklung seine langjährige militärische 

Zurückhaltung aufgegeben und beteiligt sich jetzt verstärkt an militärischen 

Aktivitäten, was im Gegenüber zum sicherheitspolitischen Selbstverständnis 

der Bundesrepublik der Nachkriegszeit einen gravierenden Wandel in der 

Grundorientierung bedeutet. Problematisch ist im Einzelfall die 

Legitimation durch nationale Rechtsgrundlagen.“209 Auch die Medien 

werden kritisiert: „Mit ihrer Hilfe wird nicht nur informiert, sondern 

zunehmend auch im Sinne bestimmter militärischer Interessen und Optionen 

manipuliert, indem Wirklichkeit nur sehr fragmentarisch oder verfälscht 

wiedergegeben wird bzw. aufgrund von Zensur wiedergegeben werden 

kann.“210 Pazifistische Positionen würden zunehmend umgedeutet und 

instrumentalisiert: „In der öffentlichen Auseinandersetzung wird dabei der 

Eindruck erweckt, als habe im 21. Jahrhundert nur noch ein ‚Pazifismus’ 

Berechtigung, der die Anwendung militärischer Gewalt einschließt bzw. 

ausdrücklich rechtfertigt.“211 Das Papier unterscheidet hier nuanciert 

zwischen zwei verschiedenen Arten des Pazifismus: „Demgegenüber ist zu 

betonen, dass ein verantwortlicher Pazifismus sich konsequent um eine 

Politik friedlicher, gewaltfreier zwischenstaatlicher Konfliktaustragung mit 

dem Ziel der Aufrichtung einer Rechtsordnung bemüht, ohne deshalb mit 

einem so genannten radikalen Gesinnungspazifismus identisch zu sein.“212 

Gerade die in Politik und Gesellschaft zunehmende Bereitschaft, 

militärische Konfliktlösungsstrategien zu akzeptieren, erfordere „ein 

pazifistisches Korrektiv, das sich selbst als reale Alternative und politische 

Kraft versteht“213. Dabei verweist das Papier auf die schon 1990 von Huber 

                                                 
209 Evangelische Kirche von Westfalen: Positionspapier des Ausschusses für Frieden und 
Friedensdienste (November 2002), S. 85. 
210 a. a. O., S. 86. 
211 ebd. 
212 ebd. 
213 ebd. 
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und Reuter vorgenommene Unterscheidung zwischen „organisatorischem 

Pazifismus“ und „Gesinnungspazifismus“.214 

Im zweiten Teil seines Positionspapiers, der sich mit Grundlagen 

und Zielperspektiven christlichen Friedenshandelns befasst, weist der 

Ausschuss der Westfälischen Landeskirche auf die umfassende Bedeutung 

von Gottes Frieden hin: „Der unlösbare Zusammenhang von Frieden und 

Recht führt über den Horizont individueller Ethik hinaus und zielt ab auf die 

Veränderung von gesellschaftlichen und globalen Strukturen. Diesen 

Schalom, der auch die Unversehrtheit der ganzen Schöpfung mit einschließt, 

gilt es zu suchen und ihm nachzujagen (Ps 34,15215).“216 Der Text verweist 

darauf, dass die Kirchen während der Blockkonfrontation zwischen Ost und 

West immer wieder gegen Geist, Logik und Praxis der Abschreckung mit 

atomaren Massenvernichtungsmitteln Einspruch erhoben hätten. Mehr als 

zehn Jahre nach dem Ende des Kalten Krieges müsse die Kirche „neu 

darüber nachdenken, wie auf die gegenwärtigen Herausforderungen 

angemessen reagiert und das eigene friedensethische Bekenntnis profiliert 

werden kann“217. 

Abschließend nennt das westfälische Positionspapier zehn aktuelle 

Leitlinien für das christliche Friedenshandeln. Neben aus anderen 

Stellungnahmen bekannten Forderungen wie der nach Gerechtigkeit, einer 

„prima ratio“ gewaltfreien Handelns und genauen Kriterien für den Fall der 

„ultima ratio“ kommen auch neue Gesichtspunkte in den Blick. So wird 

nach den ethischen Konsequenzen für den Soldatenberuf in einer nach 

Auftrag und Wehrstruktur veränderten Bundeswehr gefragt und konkret 

angeregt, „herauszuarbeiten, in welchen Fällen ein Recht oder auch die 

Pflicht zur ‚situativen Kriegsdienstverweigerung’ gegeben ist“218. 

 

1.2.5 Evangelische Arbeitskreise 

                                                 
214 vgl. Huber & Reuter (1990), S. 110-113. 
215 Ps 34,15: „Lass ab vom Bösen und tu Gutes; suche Frieden und jage ihm nach!“. 
216 Evangelische Kirche von Westfalen: Positionspapier des Ausschusses für Frieden und 
Friedensdienste (November 2002), S. 87. 
217 a. a. O., S. 88. 
218 a. a. O., S. 92. 
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Vor einer „Nibelungentreue“ Deutschlands gegenüber den USA warnt 

Christoph Demke, der Bundesvorsitzende der Evangelischen 

Arbeitsgemeinschaft für die Betreuung der Kriegsdienstverweigerer (EAK). 

„Der deutsche Beitrag muss sich an der Seite der USA auf die diplomatische 

Vorbereitung der künftigen Lösung der Machtfrage in Afghanistan 

konzentrieren, damit es zu einer Beendigung der Militärschläge kommt. 

Diese Beendigung ist aus humanitären und politischen Gründen geboten“, 

fordert er. Er sieht auch in der Zwischenbilanz der EKD „allen Grund, um 

von einer weiteren Steigerung der Militäraktionen abzuraten und einer 

deutschen Beteiligung daran zu widersprechen“.219 

Ähnlich äußert sich das Forum Friedensethik (FFE) der 

Evangelischen Kirche in Baden. Die Kritik der 13 Thesen des 

Memorandums trifft jedoch nicht nur die Bundesregierung, sondern auch 

die EKD: „Der in den Kirchen über lange Zeit aufgebaute Konsens einer 

‚vorrangigen Option für Gewaltfreiheit’ und das Postulat des „Gerechten 

Friedens’ geht in einem friedensethischen Dammbruch verloren. Der 

Gedanke der ‚ultima ratio’ legitimiert erneut den Krieg als Mittel der 

Politik. Kirchliche Stellungnahmen büßen ihre Kraft zu einer Begrenzung 

von Gewalt ein und werden von den politischen Akteuren ignoriert.“220 Die 

öffentlich genannten Kriegsgründe für Afghanistan hält das FFE für 

vorgeschoben: „Die Interessen an dortigen Ölvorkommen sind schon länger 

bekannt. Die USA haben in der Vergangenheit verschiedene 

Bürgerkriegespartien unterstützt, zuletzt auch die jetzt bekämpften 

Taliban.“221 

Zwei Monate später weist das Forum Friedensethik der badischen 

Landeskirche bei einer Studientagung auf die Folgen des Afghanistan-

Krieges hin: „Die ohne Respekt vor dem Völkerrecht durchgezogene 

Gewaltaktion hat ihrerseits in der ganzen Welt Gewalttäter ermutigt. (...) 

Amnesty International berichtet darüber, dass in vielen Ländern die 

Menschenrechte unter dem Vorwand der Terrorbekämpfung mehr denn je 

missachtet werden.“222 

                                                 
219 Demke: PM (24. Oktober 2001). 
220 EKiBa, FFE: Aufruf zum Thema „Krieg als Mittel der Politik“ (Mai 2002). 
221 ebd. 
222 EKiBa, FFE: Erklärung der Teilnehmer der Studientagung (6. Juli 2002), S. 1. 
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Kritik an den Reaktionen aus der Friedensbewegung übt eine 

Organisation, die selbst dazu zählt. In einer Erklärung der Aktion 

Sühnezeichen Friedensdienste (ASF) heißt es: „In der Folge des 11.9. war 

allerdings insbesondere in Teilen der Friedensbewegung eine Tendenz zu 

verzeichnen, die sehr schnell von der Solidarität mit den Opfern sich 

fortbewegte zu einer deutlichen Kritik an der Politik der USA. Dies wurde 

in sehr deutlicher Weise auf der zentralen Demonstration am 13.10. in 

Berlin [erkennbar], wo kein einziges Transparent an die Opfer des 

Anschlags erinnerte. Auffallend war auch, dass die deutlich antisemitische 

Signatur der Anschläge wie auch der Kommentare von Osama bin Laden 

weder in der Friedensbewegung noch in der öffentlichen Diskussion eine 

Rolle spielte. Beide Unterschlagungen scheinen uns sehr kritikwürdig.“223 

Bezüglich des Militäreinsatzes in Afghanistan räumt die ASF 

unterschiedliche Meinungen im eigenen Lager ein, „die von einer 

Befürwortung des Einsatzes bis zu einer Ablehnung reichen“224. Gemeinsam 

sei den Positionen jedoch, „dass sie die Art und Weise der Unbedingtheit 

und Alternativlosigkeit und der Ungebrochenheit, mit der der militärische 

Einsatz … betrieben wird, kritisieren“225. Ein Griff zu den Waffen stelle 

immer die Folge eigenen Versagens dar. „Konkret sollte dies heißen, dass 

sowohl Russland wie auch die USA inklusive der NATO-Bündnisstaaten, 

also auch Deutschland, zunächst ihre Politik der letzten 25 Jahre auf eigenes 

Versagen hin befragen müssten. Ein Versagen, das folgenreich für den 

afghanischen Staat, aber auch für die westlichen Staaten und die islamischen 

Republiken der ehemaligen Sowjetunion war. Hat doch die 

Destabilisierungspolitik der USA unter Zustimmung der NATO-Staaten im 

Verein mit Pakistan in Richtung auf die Sowjetunion die Taliban erst groß 

werden lassen und die Reaktion, also der Einmarsch der Sowjetunion in 

Afghanistan vor 22 Jahren das Land in der Folge verheert.“226 

Auch der ehemalige Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft 

Kirchlicher Entwicklungsdienste e.V. (AG KED), Günter Linnenbrink, sieht 

die Ambivalenz dieses Krieges. Ausgehend von der Zwei-Reiche-Lehre 

                                                 
223 ASF: PM (19. Dezember 2001). 
224 ebd. 
225 ebd. 
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Luthers konstatiert er den deutschen Soldaten in Afghanistan, dass diese 

nicht nur aufgrund politischer, sondern auch „aufgrund einer ethisch-

theologischen Legitimation, die im Einklang steht mit unseren lutherischen 

Bekenntnisaussagen“227 richtig handeln. Linnenbrink weist allerdings auch 

darauf hin, dass ein solcher Einsatz hohe Risiken birgt: „Die Schäden, die 

ein Krieg verursacht, die Verletzungen, Leiden, Tote, die in seinem Gefolge 

sind, sind alle ohne Ausnahme nicht nur schlimm, sondern bedeuten auch, 

weil von Menschen bewirkt, Übernahme von Schuld.“228 Daher zieht er den 

Schluss, dass die einzig langfristig wirksame Bekämpfung des Terrorismus 

nicht im Gebrauch von Waffen liegen kann, sondern in einer zielgerichteten 

und sinnvollen Entwicklungspolitik.  

Kritische Anmerkungen zu deutschen Politik macht ASF-

Geschäftsführer Christian Staffa: „Mich beunruhigt auch die einem 

Kritikverbot gleichkommende Aufforderung zu ‚uneingeschränkter 

Solidarität’ und der Versuch, sich mit einer Kriegsbeteiligung von der 

Geschichte loszulösen und ‚erwachsen’ zu werden. Abgesehen davon, dass 

die Loslösung nicht gelingen wird, scheint mir dies das Gegenteil von 

Erwachsensein zu symbolisieren.“229 

 

1.3 Die Irak-Krise 

1.3.1 Äußerungen des EKD-Ratsvorsitzenden Kock 

Schon vor den Beschlüssen des US-Kongresses und des UN-Sicherheitsrats 

äußert sich der EKD-Ratsvorsitzende Manfred Kock mehrfach in Interviews 

zu einem möglichen Angriff auf den Irak. Bereits am 21. August 2002 lehnt 

er in einem epd-Gespräch einen Angriff auf den Irak ab: „Ein Krieg gegen 

den Irak – erst recht ohne UN-Mandat – wäre ein Rückschlag für den 

gesamten Mittleren Osten. Ich halte es für eine Illusion, dass man dadurch 

Saddam Hussein auf Dauer abhalten könnte, schreckliche Waffen zu 

entwickeln. Einen Krieg zu beginnen, nur um die irakische Regierung 

abzulösen, wäre eine Katastrophe, vor allem für die irakische 

                                                 
227 Linnenbrink: Ultima ratio, in: evangelische aspekte 3/2002, S. 22. 
228 ebd. 
229 Staffa: Editoral (Dezember 2001). 



47 

Bevölkerung.“230 Ein Teil dieser Argumentation ist verwirrend. Es bleibt 

unverständlich, warum ein Krieg, dessen Ziel ja die Beseitigung von 

Saddam Husseins Regime ist, ihn nicht an der Entwicklung von Waffen 

hindern soll. Das Regime im Irak wurde ja gestürzt und Saddam 

hingerichtet. Dass ein Krieg nur dann eine Katastrophe für die irakische 

Bevölkerung wäre, wenn er mit dem Ziel des Machtwechsels begonnen 

würde, ist ebenfalls eine befremdliche Feststellung Kocks. Eine sprachlich 

unpräzise Formulierung bei der mündlichen Rede ist hier nicht anzunehmen, 

weil die Redaktionen von Agenturen und Printmedien nach Interviews mit 

höher gestellten Persönlichkeiten diesen den Text üblicherweise vor dem 

Abdruck noch zur Autorisierung vorlegen. 

In einem Zeitungsinterview legt sich der EKD-Ratsvorsitzende im 

September 2002 erneut auf eine Position gegen den Irak-Krieg fest: „In der 

Irak-Frage bin ich klar gegen einen Militärschlag. Es gibt aus 

friedensethischer Sicht dafür keine Rechtfertigung. Außerdem kann er einen 

Krieg im gesamten Mittleren Osten auslösen.“231 Gründe für diese Prognose 

gibt Kock nicht an. Er sagt auch nicht, wer in diesem vorhergesagten Krieg 

gegen wen kämpfen soll. Dass es nach den Angriffen gegen den Irak nicht 

zu einem Krieg im gesamten Mittleren Osten kam und Kocks Einschätzung 

somit falsch war, zeigt, dass Kirchenvertreter vorsichtiger mit Vermutungen 

sein sollten. 

Präziser äußert sich Kock beim Irak-Forum der Evangelischen 

Kirche im Rheinland im Oktober 2002: Er spricht sich gegen einen Krieg 

„unabhängig vom Votum der Völkergemeinschaft“232 aus: „Wie viele in 

unserer Kirche habe ich persönlich einen solchen Krieg für ethisch nicht 

vertretbar gehalten und davor gewarnt, sich an einem solchen Krieg zu 

beteiligen.“233 Aus diesen Äußerungen kann man schließen, dass Kock 

einen Irak-Krieg ohne UN-Mandat auf jeden Fall ablehnt. Ob er einen 

Angriff mit Billigung des Sicherheitsrats für vertretbar hält, lässt er offen. 

Großes Aufsehen erregt Kock am 4. Februar 2003 mit einem 

Interview in der Stuttgarter Zeitung. In zahlreichen Medien wird verkürzt 

                                                 
230 Kock: epd-Interview (21. August 2002), in: epd-Doku 40/02, S. 51. 
231 Kock: SZ Nr. 214 (16. September 2002), S. 42. 
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transportiert, Kock habe US-Präsident Bush einen „Fundamentalisten“ 

genannt.234 Kock sieht sich sogar genötigt, die Medien zu bitten, ihm dieses 

„missverständliche, ungeeignete und abgenutzte Wort“235 vom 

Fundamentalismus nicht immer weiter vorzuwerfen. Man muss das 

Interview genau lesen, um zu einer angemessenen Beurteilung zu kommen. 

Nachdem Kock beklagt, es gebe „offensichtlich in den konservativen 

Kirchen der Südstaaten starke fundamentalistische Kräfte“236, die sich auf 

eine religiöse Argumentation für den Irak-Krieg einließen, wird er gefragt, 

ob er George W. Bush als religiösen Fundamentalisten bezeichnen würde. 

Seine vollständige Antwort: „Wie seine persönliche Religiosität ist, weiß 

ich nicht. Der Präsident ist offenbar ein frommer Mann. Aber eine Politik, 

die mit einer solchen Sprache und einem solchen Bewusstsein formuliert 

wird, kann ich nur als fundamentalistisch bezeichnen. Manche meinen zwar, 

er nutze diese Argumentationsfigur nur, um Machtpolitik zu betreiben. Ich 

sehe aber in seinen Äußerungen die verschiedenen Motivationen 

unentwirrbar miteinander verbunden: Machtpolitik und religiöse 

Begründung.“237 

Kock betont auch in diesem Interview, dass er keinen 

bedingungslosen Pazifismus vertrete: „Ich kann mir grundsätzlich Notlagen 

vorstellen, die Militärschläge rechtfertigen – aber nicht im Blick auf den 

Irak. Dieses Land ist doch seit dem Golfkrieg von 1991 eminent 

geschwächt. Sein militärisches Potenzial wurde um etwa zwei Drittel 

verringert. Ich halte den Irak heute nicht für eine so ernsthafte Bedrohung, 

wie sie uns vor Augen gemalt wird.“238 Hier versteigt sich Kock in 

politische Aussagen, die er nicht belegen kann. Bei der Beurteilung des 

Afghanistan-Krieges war er noch wesentlich vorsichtiger.239 

Heftige Kritik an der US-amerikanischen Außenpolitik übt Kock am 

16. Februar 2003 in einem Interview mit SWR2: „Das ist genau für mich im 

Moment die große Schwierigkeit, dass ich sehe, hier ist ein 

Paradigmenwechsel durch Bush eingeleitet. Nämlich Krieg, militärische 

                                                 
234 vgl. RM Nr. 7 (13. Februar 2003). 
235 ebd. 
236 Kock: Stuttgarter Zeitung (4. Februar 2003), S. 2. 
237 ebd. 
238 ebd. 
239 Kirchschlager (2007), S. 144. 
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Gewalt ist wieder ein normales Mittel der Politik. Das, was nach Gottes 

Willen nicht sein soll, was man allenfalls als äußerste und auch immer mit 

Schuld verbundene Möglichkeit dann schließlich hinzunehmen bereit war, 

das wird sozusagen jetzt als Unterstützung einer politischen Forderung 

benutzt, und es ist letztlich wieder ein Rückfall in die Kanonenboot-Politik 

der Vergangenheit.“240 Hier beurteilt Kock politische Aussagen der US-

Regierung mit theologischen Argumenten. Dabei greift er 

interessanterweise auf ein Kriterium der bellum-iustum-Lehre zurück, die ja 

in den neueren EKD-Verlautbarungen als veraltet angesehen wird. 

In einem Referat beim 12. Berliner Theologischen Gespräch des 

Evangelischen Arbeitskreises der CDU am 11. März 2003 trägt Kock seine 

Haltung in systematischer Weise vor. Er zitiert die Formel „Krieg soll nach 

Gottes Willen nicht sein“ von 1948, die Forderung „Frieden zu wahren, zu 

fördern und zu erneuern ist das Gebot, dem jede politische Verantwortung 

zu folgen hat“ aus der Friedensdenkschrift von 1981 und die Aussage „Der 

Leitbegriff des gerechten Friedens dient ... als Wegweiser für alle künftigen 

Schritte auf dem Weg des Friedens“ aus der Zwischenbilanz von 2001.241 

Für den Fall der ultima ratio bezieht er sich auf die Charta der Vereinten 

Nationen. Er betont jedoch: „Eine religiöse, jedenfalls eine christliche 

Legitimation für Kriege gibt es nicht.“242 

Über die Attentate vom 11. September 2001 sagt Kock, „dass hier 

ein religiöser Wahn am Werke war, eine Haltung, die vielfach als 

gewaltbereiter Fundamentalismus bezeichnet wird“243. Der Ratsvorsitzende 

nennt als Beispiele für religiös motivierte Gewalt die Kreuzzüge christlicher 

Päpste im Mittelalter, die Ermordung des israelischen Ministerpräsidenten 

Rabin durch einen jüdischen Attentäter 1995 und die Zerstörung der 

Moschee von Ayodhya 1992. Mit seiner Sorge um diesen gewaltbereiten 

religiösen Fundamentalismus erklärt Kock seine Äußerungen über US-

Präsident Bush: „Es war gewiss missverständlich, im Blick auf die Rede des 

amerikanischen Präsidenten zur Lage der Nation von ‚Fundamentalismus’ 

zu sprechen, weil damit all jene sich beleidigt fühlen, die ihre Arbeit mit 

                                                 
240 Kock: SWR2-Interview (16. Februar 2003), S. 3. 
241 vgl. Kock: Referat beim Evangelischen Arbeitskreis der CDU (11. März 2003), in: epd-

Doku 13/03, S. 28. 
242 ebd. 
243 ebd. 
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täglichem Gebet beginnen und im festen Glauben an ihre geistliche 

Wiedergeburt stehen. Ich habe aus den meiner Äußerung folgenden 

Protesten gelernt, dass ein Begriff wie ‚Fundamentalismus’, für sich 

genommen jedenfalls, zu einer sachlichen Diskussion ungeeignet ist.“244 

Kock zeigt hier eine Fähigkeit zur Selbstkritik, die sich von Äußerungen 

anderer Kirchenführer auf politischem Gebiet angenehm abhebt. 

Auf einer Reise in die USA erfährt der EKD-Ratsvorsitzende 

Manfred Kock Unterstützung für den Antikriegskurs der deutschen 

Protestanten. Bei einem Treffen in Washington geben europäische 

Kirchenführer gemeinsam mit US-Bischöfen eine Erklärung ab, in der der 

Krieg als „Ursache von unermesslichem Leid“245 bezeichnet wird. Zu den 

Unterzeichnern gehören auch Jim Winkler von der United Methodist 

Church aus den USA und Reverend Al McDonald als Vertreter der 

britischen Kirchen.246 

Bei einem Besuch im Libanon gibt Präses Kock gemeinsam mit dem 

Patriarchen der Armenischen Apostolischen Kirche, Aram I., eine 

Stellungnahme ab, in der sich beide Kirchenführer klar gegen den 

drohenden Irak-Krieg aussprechen: „War cannot establish justice, peace and 

reconciliation. Rather it creates more problems with far reaching 

repercussions.“247 

 

 

 

 

1.3.2 Stellungnahmen von Rat und Synode der EKD 

Der Rat der EKD begrüßt am 6. September 2002 ausdrücklich die 

bisherigen Äußerungen seines Vorsitzenden Manfred Kock248 und 

übernimmt wortwörtlich Teile aus Kocks epd-Interview vom 21. August 

2002: „Ein Krieg gegen den Irak – erst recht ohne UN-Mandat – wäre ein 

Rückschlag für alle Stabilitätsbemühungen im Mittleren Osten. Einen Krieg 

                                                 
244 a. a. O., S. 29f. 
245 vgl. EKD: PM (27. Februar 2003). 
246 ebd. 
247 Kock & Aram I.: Joint Declaration (9. Februar 2003). 
248 vgl. EKD: PM (6. September 2002). 
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zu beginnen, nur um die irakische Regierung abzulösen, wäre eine 

Katastrophe.“249 Man kann aus diesem Satz herauslesen, dass der Rat 

generell gegen einen Irak-Krieg ist. Möglich wäre aber auch, den Satz so zu 

interpretieren, dass der Rat nur gegen einen Angriff ohne UN-Mandat ist. 

Unklar bleibt – wie bei Kocks Interview – auch in der Ratserklärung, 

welche Katastrophe gemeint ist und ob die Aussage nur für den Fall gilt, 

dass das Ziel des Krieges ein Regimewechsel ist. Es ist bedauerlich, dass 

sich der Rat in dieser kurzen Stellungnahme, die nicht unter großem 

Zeitdruck abgegeben wurde, so unklar äußert. 

Unklarheiten gibt es auch im Beschluss der EKD-Synode zwei 

Monate später in Timmendorfer Strand. Dieser Text nimmt auf die 

Erklärung des Rates vom 6. September Bezug und wiederholt die genannte 

Einschränkung: „Die Synode lehnt einen Angriff gegen den Irak mit dem 

Ziel, Saddam Hussein aus dem Amt zu drängen, ab.“250 Einige Absätze 

später wird im Beschluss der Synode ein Irak-Krieg aus anderen Gründen 

abgelehnt: Die Synode bezieht sich auf die Kundgebung der Synode von 

2001 und erinnert insbesondere daran, dass militärische Gewalt nur dann 

angewendet werden darf, wenn gewährleistet ist, dass „ein solches 

Eingreifen im Rahmen und nach den Regeln der Vereinten Nationen 

erfolgt.“251 Damit ist eine andere Voraussetzung für den rechtmäßigen 

Einsatz militärischer Gewalt genannt als zuvor. Am Ende des Beschlusses 

bietet die EKD-Synode noch eine dritte Möglichkeit der Verneinung des 

Krieges. Sie stellt sich „an die Seite all der Kirchen in den Vereinigten 

Staaten von Amerika, die ihre Regierung nachdrücklich aufgefordert haben, 

von den Kriegsplänen gegen den Irak Abstand zu nehmen“252. Das klingt 

nach einer generellen Ablehnung des Irak-Krieges. Im Beschluss der 

Synode 2002 sind also drei sich widersprechende Angaben über die 

Beurteilung des Irak-Krieges gemacht. Damit vergrößert die Synode die 

durch die Ratserklärung entstandene Verwirrung um die protestantische 

Position noch. Besser wäre es gewesen, entweder klare, sich nicht 

widersprechende Kriterien zu formulieren oder nach dem Muster der 

                                                 
249 ebd., vgl. Kirchschlager (2007), S. 105. 
250 EKD: Beschluss der Synode (7. November 2002). 
251 ebd. 
252 ebd. 
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Kundgebung von 2001 („Die einen ...“, „Andere wiederum ...“) 

Meinungsunterschiede der Synodenmitglieder explizit darzustellen.253 

Dem Beschluss der Synode muss man auch noch mangelnde 

Aktualität bescheinigen. Die Tagung fand vom 3. bis 8. November 2002 

statt. Es war am Tag des Beschlusses, am 7. November, bekannt, dass der 

Weltsicherheitsrat am kommenden Tag eine Entscheidung zu den 

Waffeninspektionen im Irak fällen werde. In der Tat erging am 8. 

November, dem letzten Tag der Synode, die UN-Resolution 1441.254 Auch 

wenn die Synode diese Entscheidung wegen der Zeitverschiebung nicht 

mehr berücksichtigen konnte, so wäre doch ein Hinweis darauf nötig 

gewesen. Der UN-Sicherheitsrat wird aber im Synodenbeschluss überhaupt 

nicht erwähnt. Der Anspruch aus der „Denkschriften-Denkschrift“ der EKD 

von 1970 über den rechten Zeitpunkt kirchlicher Äußerungen255 wird hier 

verfehlt. Dort war ein hoher Anspruch formuliert worden: „Die Kirche darf 

mit ihrem Wort nicht zu spät kommen, soll jedoch andererseits vermeiden, 

hinsichtlich der Analyse, der Beurteilung der Situation, der 

wissenschaftlichen Fundierung und dem Maß an erreichter theologischer 

Klarheit Unausgereiftes zu sagen.”256 

Im Ratsbericht vor der Synode im November 2002 in Timmendorfer 

Strand macht der EKD-Ratsvorsitzende Manfred Kock deutlich, welche 

Kriterien er zur Anwendung präventiver Selbstverteidigung für notwendig 

hält: „Wenn überhaupt, dann darf diese nur in Situationen in Betracht 

gezogen und angedroht werden, in denen ein Angriff unmittelbar bevorsteht. 

Hierfür bestehen im Fall des Irak keine verlässlichen Anhaltspunkte.“257 

Kock stellt sich die Frage, ob die Androhung von Gewalt gegen den Irak 

nicht die Schwelle für die Rechtfertigung von Waffengewalt überhaupt 

herabsetze: „Dies hätte auch Bedeutung für die Zukunft: Konsequenz wäre 

eine Aushöhlung des Aggressionsverbotes und damit eine Schwächung 

dessen, was wir schützen wollen. Der Aufruf zur Einhaltung von UN-Charta 

                                                 
253 Kirchschlager (2007), S. 148. 
254 a. a. O., S. 176. 
255 a. a. O., S. 55f. 
256 EKD, Kirchenkanzlei (Hg.): Aufgaben und Grenzen kirchlicher Äußerungen zu 
gesellschaftlichen Fragen. (1970), S. 67f. 
257 Kock: Bericht des Rates der EKD (3. November 2002), in: epd-Doku 47/02, S. 13. 
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und UN-Resolutionen wird erheblich entkräftet, wenn der Aufrufende selbst 

die UN-Charta nur selektiv anwendet.“258 

Eine wesentlich differenziertere Erklärung als im September 2002 

gibt der Rat der EKD am 24. Januar 2003 ab. Zu diesem Zeitpunkt streben 

die weltweiten Proteste gegen den bevorstehenden Irak-Krieg ihrem 

Höhepunkt zu. Zunächst fällt bei der Ratserklärung auf, dass sie schon 

durch den einleitenden Satz den Status einer vorläufigen Stellungnahme 

bekommt: „In großer Übereinstimmung mit den anderen christlichen 

Kirchen in Deutschland und in der Welt lehnen wir beim gegenwärtigen 

Sachstand aus ethischen wie aus völkerrechtlichen Gründen einen Angriff 

auf den Irak ab.“259 Diese Formulierung lässt dem Rat noch Spielraum, zu 

einer anderen Bewertung zu kommen, sollte es neue Informationen geben. 

Die Erklärung vergisst auch nicht zu erwähnen, dass die Politik Saddam 

Husseins und sein Streben nach dem Besitz von Massenvernichtungsmitteln 

die „Hauptwurzel des gegenwärtig sich zuspitzenden Konflikts sind“260. 

Bei der Beurteilung eines möglichen Angriffs auf den Irak bezieht 

sich der Rat der EKD auf das Völkerrecht und die Charta der Vereinten 

Nationen. Die Bibel wird bei der Argumentation nicht zitiert, aus der 

theologischen Tradition nur der Grundsatz „Krieg soll nach Gottes Willen 

nicht sein“261. Hinweise auf die Lehre des gerechten Krieges werden 

vermieden – auch semantisch. Dass militärische Gewalt für Christen nur als 

ultima ratio in Betracht kommt, wird jedoch als Schlussfolgerung aus einem 

Satz über das Verhalten der USA im UN-Sicherheitsrat deutlich: „Wer 

jedoch von der Androhung zur Ausübung militärischer Gewalt übergehen 

will, schuldet dem Weltsicherheitsrat und der Weltöffentlichkeit den 

Nachweis, dass sämtliche anderen Versuche, die Resolution der Vereinten 

Nationen durchzusetzen, endgültig versagt haben.“262 Das Schwierige an 

dieser Position ist, dass angesichts der veränderten Bedrohung der Beweis 

des Scheiterns der nichtmilitärischen Versuche möglicherweise erst dann 

geführt werden kann, wenn die Waffen, die die Bedrohung darstellten, 

eingesetzt werden. Der Rat der EKD lässt in seiner Erklärung nicht den 

                                                 
258 ebd. 
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Rückschluss zu, dass ihm bewusst ist, wie komplex der Sachverhalt ist. 

Walter Laqueurs Artikel „Elf Gründe gegen einen Irak-Krieg und warum 

man trotzdem angreifen muss“263, zeigt deutlich, dass sich viele Pro- und 

Contra-Argumente finden lassen. Das hätte die Ratserklärung zumindest 

andeuten können, ohne damit eine eigenständige Position aufzugeben. 

Die EKD hat mit ihren unpräzisen Äußerungen Vertreter des 

politisch rechts stehenden kirchlichen Lagers geradezu zu Kritik eingeladen. 

So erklärt Gerhard Arnold in der Publikation Sicherung des Friedens denn 

auch zu den Stellungnahmen der EKD: „Die jetzigen Erklärungen sind nicht 

nur sprachlich unpräzis und inhaltlich sehr dürftig ausgefallen, sie ließen 

auch von der Komplexität der gegenwärtigen Probleme nichts erkennen. 

Vielleicht gerade deshalb konnten sie sich klar für eine einzige Option 

aussprechen, für den Verzicht auf eine US-Intervention.“264 Als ein in der 

öffentlichen Diskussion nicht genanntes ethisches Dilemma nennt Arnold 

ein Jahr später in der Zeitschrift Evangelische Verantwortung des 

Evangelischen Arbeitskreises der CDU und CSU die Bündnissolidarität. Er 

erinnert daran, wie im Kosovo-Krieg 1999 argumentiert wurde: „Das 

Ansehen und die Vertrauenswürdigkeit Deutschlands im europäischen und 

NATO-Rahmen nehme Schaden, wenn sich unser Land nicht an der 

humanitären Intervention beteilige.“265 In der Irakkrise begegnet dieses 

Argument „de facto in abgewandelter Form: Was war höher zu bewerten, 

die Bedenken gegen die Kriegspläne der USA und anderer europäischer 

Staaten oder das wohlverstandene europäische und deutsche Eigeninteresse 

an weiterer US-Hilfe für die Sicherheit Europas?“266. 

Bischof Wolfgang Huber verwendet die Ratserklärung, um den 

Kritikern einer angeblich politisch machtlosen Gesinnungsethik der Kirchen 

den Wind aus den Segeln zu nehmen. Er plädiert dafür, sich von dem von 

Max Weber 1919 erstmals angedachten Gegensatz von Gesinnungs- und 

Verantwortungsethik zu verabschieden: „Diese Entgegensetzung verleitet 

offenkundig zu dem Missverständnis, dass Gesinnungsethiker sozusagen 

aus Prinzip verantwortungslos seien. Mit dem anderen Vorwurf, dass 
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Verantwortungsethiker notwendig gesinnungslos seien, geht man in der 

Regel vorsichtiger um.“267 In seiner Stellungnahme zum Kosovo-Krieg hatte 

Huber dies noch anders gesehen und ein Ja zum Krieg als äußerstem Notfall 

als „verantwortungspazifistisch“ bezeichnet.268 Huber rügt jetzt, die 

vermeintliche Verantwortungslosigkeit heutiger Gesinnungsethiker werde 

darin gesehen, dass sie die Augen vor der Gefahr verschlössen, die von 

Saddam Hussein ausgehe. „Dem Leitungsorgan der Evangelischen Kirche in 

Deutschland wird man das freilich nicht unterstellen dürfen“269, urteilt 

Huber. Schließlich habe der Rat der EKD die Politik des Diktators 

ausdrücklich als Hauptwurzel des Konflikts bezeichnet. 

Auf die Erklärung des Rates der EKD beruft sich die 

Bischofskonferenz  der VELKD in einer Erklärung am 10. März 2003. Sie 

stellt fest, dass sich gegenüber der Situation im Januar nichts geändert habe, 

und gibt wortgleich die Ratserklärung wieder.270 Am Ende werden die 

Gemeinden gebeten, „alle Argumente sorgfältig zu prüfen“271 und zur 

Fortsetzung Friedensgebete aufgerufen. Auch der Leitende Bischof Hans 

Christian Knuth hält sich aus der Politik heraus und verfolgt damit weiter 

seine Linie aus dem Afghanistan-Krieg, als er jedes direktes Eingreifen der 

Kirche als „unangemessene Klerikalisierung der Politik“ bezeichnet hatte.272 

In einem Beitrag für das Magazin zeitzeichen erläutert er allerdings Luthers 

Lehre vom gerechten Krieg. Hier stoße man auf eine „theologisch klare und 

leidenschaftliche Ablehnung jeder Kriegsverherrlichung“273. 

 

1.3.3 Äußerungen der Gliedkirchen 

Die Stellungnahmen aus den Landeskirchen sind zum Großteil schon von 

Anfang an differenzierter und klarer als die der EKD vom 6. September 

2002. Auch wird in ihnen oft ein Bezug zur Bibel bzw. zur theologischen 

Tradition hergestellt. Während die EKD-Synode in ihrer Kundgebung 
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lediglich für sich selbst feststellt, man würde für den Frieden beten274, rufen 

die Landeskirchen oft explizit zu Friedensgebeten auf.275 

Der bayerische Landesbischof Johannes Friedrich warnt schon im 

März 2002 vor der Formel von der Achse des Bösen: „Die Bezeichnung 

‚des Bösen’ verteufelt und stigmatisiert ein ganzes Volk und trägt damit 

eher zum Hass bei als zum Frieden.“276 Auch gegen militärische Gewalt im 

Irak spricht sich Friedrich aus: „Anders, als dies bei Afghanistan der Fall 

war, gibt es im Blick auf den Irak nach allem, was ich heute weiß, keinen 

hinreichenden Grund für ein analoges Vorgehen.“277 Friedrich wünscht sich 

eine „Lösung auf intelligentem Weg ohne Krieg“278 Als Beispiel aus der 

Bibel nennt er 1.Sam 17, den Kampf Davids gegen Goliath: „So, erzählt die 

Bibel, wurde die Gefahr beseitigt, der Krieg aber vermieden. Und die 

Menschen – Soldaten wie Zivilisten – blieben am Leben – bis auf den 

Provokateur.“279 Dass er damit nicht zur Tötung Saddam Husseins aufrufen 

will, macht Friedrich in einem Zeitschriftenbeitrag deutlich: Als 

Möglichkeit nennt er – wenig konkret –, Saddam Hussein ins „Exil zu 

schaffen oder anderweitig zu entmachten“280. 

In seinem Bericht vor der bayerischen Herbstsynode in Kempten 

bekräftigt Friedrich diese Haltung und erklärt auch, warum er bei früheren 

Militäraktionen eine andere Position eingenommen hatte: „Denn hier [sc. im 

Irak] liegt eine völlig andere Situation vor als in Afghanistan vor einem 

Jahr: Anders als nach dem 11. September geht es dort meiner Meinung nach 

nicht deutlich um eine Bekämpfung des Terrorismus oder die Verhinderung 

eines weiteren Anschlages wie dem des 11.9., sondern um eine vorgebliche 

Prävention, deren Notwendigkeit nicht eindeutig belegt ist. Ein Krieg gegen 

den Irak zum jetzigen Zeitpunkt wäre eine Bedrohung für die Entwicklung 

im gesamten Mittleren Osten. Man würde in Kauf nehmen, dass die Region 

dort destabilisiert würde.“281 Nach einem Besuch in den USA im März 2003 
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kritisiert Landesbischof Friedrich erneut die Wortwahl von US-Präsident 

George W. Bush: „Er benutzt eine religiöse Sprache und argumentiert stark 

mit biblischen Worten.“282 Mit dem biblischen Weltbild habe Bushs 

Einteilung der Menschen in Gut und Böse jedoch nichts zu tun. 

Die bayerische Landessynode beschließt – anders als bei der 

militärischen Intervention in Afghanistan ein Jahr zuvor – keine 

Stellungnahme. Der Synodale Stephan Bergmann, Berichterstatter des 

Ausschusses für Gesellschaft und Diakonie, begründet dies damit, dass die 

Lage im Irak und die internationalen Begleitumstände „keineswegs so 

eindeutig“283 seien wie im Fall Afghanistan oder Jugoslawien. Außerdem 

gebe es bereits ein Votum der Synoden von EKD und VELKD: „Wir hätten 

uns als fünftes oder zehntes Rad am Wagen geäußert und das meiste nur – 

entschuldigen Sie den saloppen Ausdruck – nachbeten können.“284 

Bergmann hat keine Zweifel, dass sich auch die bayerische Synode zu 

diesem Zeitpunkt mit großer Mehrheit gegen einen Angriff auf den Irak 

aussprechen würde. Eine neue Situation entstünde jedoch dann, „wenn 

Saddam Hussein den UN-Inspektoren Schwierigkeiten macht und es am 

Ende die UN wären, die einen Krieg gegen ein unmenschliches Regime 

beschlössen.“285 Diese Argumentation ist nicht schlüssig, denn ein Jahr 

zuvor hatte sich die bayerische Landessynode auch geäußert, obwohl die 

EKD-Synode schon ein Statement zum Thema abgegeben hatte. Gerade 

weil die Begleitumstände im Falle Irak nicht so eindeutig waren, hätten die 

bayerischen Gläubigen vielleicht gern ein Votum ihrer Landessynode 

gehört. 

Die Synode der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche 

stellt in ihrer Erklärung vom 28. September 2002 zunächst auf die 

Erfahrungen der ökumenischen Partner im Nahen Osten ab und beklagt, wie 

politisch instabil die Lage dort ist: „Es ist für uns unvorstellbar, dass ein 

Krieg gegen den Irak, zumal ein Präventivkrieg, in einer derartig 

spannungsgeladenen Region zur Lösung dieser Probleme beitragen 

kann.“286 Bei den Argumenten gegen den Krieg berücksichtigt die 
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Nordelbische Synode auch theologische Gründe: „Die Vorstellung, das 

Böse könne durch Krieg vernichtet werden, widerspricht der biblischen 

Sicht der Welt und des Menschen. (...) Ohne die Perspektiven einer 

zukünftigen Friedensordnung würde die Region weiter destabilisiert ... und 

darüber hinaus der notwendige christlich-jüdisch-muslimische Dialog auf 

lange Zeit unmöglich gemacht.“287 

Die Landessynode der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 

Hannovers nennt als Orientierungshilfe für Christen zwei Bibelstellen: das 

Tötungsverbot des Dekalogs und das Gebot der Feindesliebe Christi.288 

Daraus leiten die Synodalen aber keinen grundsätzlichen Pazifismus ab: 

„Wir wissen aber auch, das es Situationen gibt, in denen um der Menschen 

willen militärisches Handeln geboten ist. Wir bezweifeln, dass diese 

Situation gegenwärtig gegeben ist.“289 Näher begründet wird dieser Zweifel 

aber nicht. Immerhin wird aber der Bundesregierung eine konkrete 

Handlungsempfehlung gegeben: Sie solle sich für die Stärkung „einer 

wirksameren Durchsetzung des Völkerrechts“290 einsetzen, womit offenbar 

die Waffeninspektionen im Irak gemeint sind. 

Der badische Landesbischof Ulrich Fischer kritisiert das fehlende 

Mandat der Vereinten Nationen für einen Irak-Krieg: „Es muss eine Instanz 

geben, die von allen Nationen anerkannt wird und die dann als ultima ratio 

einen Krieg erklären darf, wenn alle anderen Vermittlungsversuche versagt 

haben. Aber nur dann! Diese Instanz kann allein die UNO sein. Durch die 

Kriegsandrohung ernennt Präsident Bush die USA zu einer Weltmacht, die 

sich über internationales Recht erhebt.“291 

Der Lippische Landeskirchenrat stellt sich – anders als sein 

Landessuperintendent Gerrit Noltensmeier bei der Diskussion um die 

Angriffe auf Afghanistan292 – eindeutig auf die Seite der Kriegsgegner. 

„Wir warnen vor einem einseitigen Militärschlag gegen den Irak“293, heißt 

es in einer Erklärung zum Jahrestag der Anschläge des 11. September. In 

der Stellungnahme ist nichts mehr von Noltensmeiers Unsicherheit der 

                                                 
287 ebd. 
288 vgl. EVLKA: Wort der Landessynode (26.-29. November 2002). 
289 ebd. 
290 ebd. 
291 Fischer: Wort des Landesbischofs an die Gemeinden (20. Januar 2003). 
292 Kirchschlager (2007), S. 146. 
293 Lippischer Landeskirchenrat: Erklärung (11. September 2002). 
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politischen Bewertung zu spüren: „Wir betonen erneut, dass gewaltlose 

Maßnahmen den Boden für friedliche Versöhnung bereiten. Kriegerische 

Aktionen bieten der Gewalt einen neuen Nährboden, sie nehmen das Leiden 

Unschuldiger in Kauf. Es droht eine nicht mehr zu kontrollierende 

Eskalation.“294 Auch Noltensmeier selbst äußert sich am 17. März 2003 und 

argumentiert dabei nicht nur theologisch, sondern auch politisch. Er 

schränkt sein Nein gegen den Irak-Krieg jedoch zeitlich ein: „Ein Angriff 

gegen den Irak zum gegenwärtigen Zeitpunkt widerspricht aber offenkundig 

der politischen Logik. Er wäre ohne überzeugende moralische 

Rechtfertigung und möglicherweise auch ohne völkerrechtliche Basis. Er 

trüge zur gefährlichen Destabilisierung der Region bei. Er würde 

Unversöhnlichkeit schüren und das Klima zwischen den ‚Kulturen’ 

vergiften.“295 Gerade die Gründe, die er für sein Nein nennt, machen die 

Begrenzung seiner Aussage auf den „gegenwärtigen Zeitpunkt“ 

unverständlich. 

Der seltene Fall, dass eine Landeskirche die Stellungnahme einer 

Kirchengemeinde übernimmt, tritt in Bremen ein. In der 114. Sitzung des 

Kirchentages der Bremischen Evangelischen Kirche am 27. November 2002 

wird beschlossen: „Der Kirchentag macht sich die ‚Stellungnahme der St. 

Stephani-Gemeinde in Bremen zur Diskussion über eine US-amerikanische 

Militäraktion gegen den Irak’ zu eigen.“296 Darin wird die Bundesregierung 

aufgefordert, bei ihrer ablehnenden Haltung zu einer Militäraktion im Irak 

zu bleiben, denn diese sei nicht mit dem Völkerrecht vereinbar: „Die US-

Regierung hat im Nahen Osten weitreichende wirtschaftliche Interessen, 

und sie ist davon überzeugt, dass sie das Böse bekämpfen und ausrotten 

müsse. Dabei neigt sie dazu, dasjenige böse zu nennen, was den eigenen 

Interessen entgegensteht.“297 Mit Blick auf die christlichen Werte warnt das 

Papier: „Wir Menschen sind in Versuchung, uns an die Stelle Gottes zu 

setzen, wenn wir uns selbst für gut und gerecht halten, das Böse in anderen 

Menschen, Ländern und Systemen verorten, Menschenleben opfern, um 

selbst absolute Sicherheit zu erreichen.“298 

                                                 
294 ebd. 
295 Noltensmeier: Brief an die Kirchenvorstände (17. März 2003). 
296 Bremische Evangelische Kirche: 114. Sitzung des Kirchentages (27. November 2002). 
297 ebd. 
298 ebd. 
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Den Blick über die aktuellen Konflikte hinaus lenkt die Bremische 

Landeskirche bei ihrem Kirchentag im Frühjahr 2004. Dabei begrüßt sie in 

einer Erklärung, dass im Entwurf der EU-Verfassung die Förderung des 

Friedens als ein wesentliches Ziel der EU betont werde.299 Mit Sorge stellt 

sie jedoch fest, dass wichtige Einzelbestimmungen des Verfassungsentwurfs 

im Kontrast zu einer friedensethischen Grundorientierung stünden. Der 

Artikel über die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik lege mit 

der Formulierung „Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, ihre militärischen 

Fähigkeiten schrittweise zu verbessern“300 quasi die Aufrüstung als 

Verfassungspflicht fest.301 Daher übermittelt der Kirchentag an 

Bundeskanzler und Außenminister folgende Erklärung: „Angesichts einer 

künftigen EU-Verfassung, die sowohl Ansätze zur Militarisierung als auch 

Chancen der zivilen Konfliktschlichtung bietet, appelliert der Kirchentag an 

die Bundesregierung, sich europäischen Militarisierungstendenzen zu 

widersetzen und entschieden auf den Vorrang ziviler Kriegsprävention und 

Friedensgestaltung hinzuarbeiten.“302 

„Als Christinnen und Christen treten wir ohne Abstriche für die 

Überwindung von Gewalt ein“303, stellt die Goslarer Propsteisynode in der 

Landeskirche Braunschweig zu Beginn eines Aufrufs am 19. Februar 2003 

fest. Sie wendet sich gegen die fundamentalistische Einteilung der Staaten 

in gute und böse, richtet aber einen konkreten Appell an die Vereinten 

Nationen: „Jedoch halten wir die Weltgemeinschaft, insbesondere die UNO, 

für verpflichtet, nüchtern und ohne solche Zuschreibungen alle 

Anstrengungen zu unternehmen, um zuklären, ob im Irak 

Massenvernichtungsmittel hergestellt oder gelagert werden, und dies 

gegebenenfalls energisch zu stoppen.“304 Wie bei den meisten kirchlichen 

Stellungnahmen, so fehlen auch hier praktische Vorschläge, durch welche 

Maßnahmen die Forderungen umgesetzt werden sollen. Konkreter wird die 

Goslarer Synode am Ende des Aufrufs, als die Bürger der Region zu 

Aktivitäten aufgefordert werden. Sie werden ermutigt, „ihre demokratischen 

                                                 
299 Verfassungsvertrag für Europa vom 29. Oktober 2004: Art. I-3 (1). 
300 a. a. O., Art. I-41 (3). 
301 vgl. Bremische Evangelische Kirche: 117. Sitzung des Kirchentages (26./27. Mai 2004), 
S. 9. 
302 ebd. 
303 Goslarer Propsteisynode (19. Februar 2003). 
304 ebd. 
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Möglichkeiten für die Bewahrung des Friedens einzusetzen, indem sie zum 

Beispiel demonstrieren, Leserbriefe schreiben und ihre Politiker 

unnachgiebig für eine entschiedene Friedenspolitik zu gewinnen suchen“305. 

Bemerkenswerterweise wird mit einem Zitat am Ende der Stellungnahme 

nicht ein Protestant, sondern Papst Johannes Paul II. zitiert: „Krieg ist 

niemals ein unvermeidbares Schicksal, er ist immer eine Niederlage für die 

Menschheit.“306 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland initiiert 

in der Zeit des drohenden Irak-Krieges die Kampagne „Aufstehen für 

Frieden und Gerechtigkeit“ und stellt Texte, Plakate, Postkarten, Aufkleber, 

Banner und Windlichter zur Verfügung.307 Der Ratsvorsitzende Manfred 

Kock dankt den Gemeindegliedern später für ihr Engagement, ihre Gebete 

und für die „Einladung an Gläubige anderer Religionen“.308 In ihrer 

Kundgebung vom 10. Januar 2003 stellt die rheinische Synode das 

spezifisch Kirchliche heraus: „Die Kirche ist dazu berufen, Zeugnis von der 

versöhnenden und friedensstiftenden Kraft Gottes zu geben. Die Bibel stellt 

den untrennbaren Zusammenhang von Gerechtigkeit, Frieden und 

Schöpfungsbewahrung in den Mittelpunkt des Friedenshandelns. Ein 

gerechter Friede wurzelt im Respekt vor dem anderen Menschen, der 

Anerkennung seines Rechts auf Leben und Entfaltung.“309 Von der Gefahr, 

die vom Irak ausgeht, und vom mangelnden Respekt des irakischen 

Machthabers Saddam Hussein gegen sein eigenes Volk und Nachbarländer 

wie Iran und Kuwait ist nicht die Rede. Der EKD-Ratsvorsitzende Manfred 

Kock, zugleich Präses der Evangelischen Kirche im Rheinland, verantwortet 

mit dieser Erklärung eine Stellungnahme, die politisch wesentlich 

einseitiger ist als die Erklärung des EKD-Rates, die zwei Wochen später 

veröffentlicht wurde.310  

Der Bischof der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck, 

Martin Hein, nimmt in seiner Predigt im ökumenischen Friedensgottesdienst 

am 21. Februar 2003 in Fulda auf die biblische Tradition Bezug: „Nach dem 

                                                 
305 ebd. 
306 ebd. 
307 vgl. EKiR : PM (23. Januar 2003). 
308 Kock: An die Kirchengemeinden und Kirchenkreise der EKiR (18. März 2003).. 
309 EKiR: Kundgebung (10. Januar 2003). 
310 Kirchschlager (2007), S. 183f. 
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Zeugnis der Bibel geht es nicht um die Frage des ‚gerechten Krieges’ und 

wie wir ihn begründen, sondern wie ein ‚gerechter Friede’ ermöglicht und 

erhalten werden kann.“311 Er warnt davor, sich bei Kriegsvorbereitungen auf 

Gott zu berufen oder den Krieg sogar religiös zu verklären.312 

Ganz in der reformierten Tradition des prinzipiellen Pazifismus steht 

der Brief, den Landessuperintendent Walter Herrenbrück am 30. Januar 

2003 an alle Pastoren und Mitarbeiter der Evangelisch-reformierten Kirche 

schreibt. Gleich im ersten Absatz geht er auf die Folgen für die 

Zivilbevölkerung ein: „Die Sorge wächst. Ein Krieg droht. Ein Krieg gegen 

ein Land, das nur wenige von uns kennen. Ein Krieg gegen einen Diktator, 

der sich vermutlich am besten und am längsten gegen die Wirkung des 

Krieges schützen kann. Anders als die Kinder im Land. Anders als die 

wehrlosen Frauen und Männer.“313 Herrenbrück räumt zwar die Gefahr 

durch das irakische Regime ein, spricht sich aber für – leider nicht näher 

benannte – gewaltlose Maßnahmen aus: „Wenn Saddam Hussein 

Massenvernichtungswaffen besitzt, dann ist die Gefahr, die davon ausgeht, 

gewiss groß – aber nicht so groß, als dass sie sich nicht durch politische 

Mittel und durch die Solidarität der Friedliebenden in aller Welt eindämmen 

ließe.“314 Obwohl er eine Militäraktion gegen den Irak kategorisch ablehnt 

(„Ein Angriffs-Krieg gegen den Irak lässt sich nicht rechtfertigen!“315), 

enthält sein Brief einen Satz, der eine militärische Lösung doch nicht ganz 

ausschließt: „Solange UN-Waffeninspektoren im Irak sind, muss doch nicht 

geschossen und gebombt werden!“316 Daraus könnte man schließen, dass 

geschossen und gebombt werden dürfe, sobald die Inspektoren das Land 

verlassen haben. Dass der Landessuperintendent das nicht so gemeint hat, 

wird im zweiten Teil des Schreibens deutlich – etwa, wenn er betont, „dass 

wir unser Erschrecken darüber zum Ausdruck bringen, wie nun doch wieder 

der Krieg zum Mittel der Politik werden soll: ein Krieg, der vorgibt, 

                                                 
311 Hein: Predigt (21. Februar 2003). 
312 vgl. ebd. 
313 Herrenbrück: Brief (30. Januar 2003), S. 1. 
314 ebd. 
315 ebd. 
316 ebd. 
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Tyrannen zu verjagen und nebenbei die Zerstörung von Land und Leuten 

bewirkt.“317 

Fünf Quellen des Terrorismus nennt der Kirchenpräsident der 

Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau, Peter Steinacker, in seiner 

Rede vor dem Forum zum Irak am 16. Dezember 2002 in Berlin: 

1. Der Nahostkonflikt muss gelöst werden, ich empfinde es als einen verhängnisvollen 
politischen Fehler, dass sich die Bush-Administration um die Lösung der Palästina-
Frage nicht mehr zu kümmern scheint und sich einseitig auf die Politik von 
Ministerpräsident Sharon festgelegt hat. 

2. Der Dominanzanspruch des Westens muss überprüft werden. Wir wissen im Westen 
weder ökonomisch noch religiös immer alles besser. 

3. Das Armutsgefälle in der Welt, besonders auch in den islamischen Ländern, muss 
durch eine vernünftige Entwicklungspolitik verringert werden. 

4. Die blockierten Gesellschaften der islamisch-arabischen Welt müssen in sich 
durchlässiger, d.h. demokratischer werden. 

5. Das alles geht nicht ohne Selbstkritik der Religionen auf das in ihnen selbst liegende 
Gewaltpotential, denn einen Frieden in der Welt wird es ohne Frieden der Religionen 
nicht geben.318 

Kontraproduktiv sei in diesem Zusammenhang insbesondere Bushs 

Einteilung der politischen Welt mit den theologischen Begriffen von gut 

und böse. Steinacker erinnert daran, dass diese Klassifizierung nicht aus der 

Bibel stamme, sondern aus dem Religionssystem der Gnosis, deren Einsicht 

in den Kampf zwischen Gut und Böse die Fähigkeit verleihe, sich eindeutig 

auf die Seite des Guten zu schlagen: „Derjenige Gläubige, der weiß, dass 

das Böse in der Welt zwar da ist, er es aber überwinden kann, fühlt sich 

darum unter gewissen Umständen auch an die moralischen Bedingungen 

dieser vergehenden Welt nicht mehr gebunden, denn er hat durch seine 

Erkenntnis die Strukturen der Welt bereits hinter sich gelassen. Dies 

vermittelt ein beständig gutes Gewissen.“319 

Steinacker verweist auf das Buch Stolz auf unser Land des linken 

Intellektuellen Richard Rorty, in dem dieser gefordert habe, ein wahrer 

Patriot müsse Gott als Handlungsmaxime durch Amerika ersetzen. 

Steinacker folgert daraus: „Im Klartext heißt das: Ein Amerika, das als 

Summum bonum Gott überstrahlt, entbindet die in seinem Namen 

handelnden Personen von jeder Verpflichtung auf eine Moralität, die sich an 

anderen Maßstäben orientiert, als am Wohl Amerikas selber.“320 Dieses 

Prinzip finde sich in der gegenwärtigen Politik des US-Präsidenten wieder: 

                                                 
317 a. a. O., S. 2. 
318 Steinacker: Rede vor dem Forum zum Irak in Berlin (16. Dezember 2002), S. 6f. 
319 a. a. O., S. 4. 
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„Der Methodist Bush scheint bei persönlich rigider Moralität und 

Frömmigkeit diesem gnostischen – also nicht christlichen – Weltbild zu 

folgen, und es in aktuelle Politik umzusetzen. Damit steht er nicht allein, 

sondern wird enthusiastisch unterstützt vom Fundamentalismus 

freikirchlicher Gruppen vor allem im Süden der Vereinigten Staaten.“321 Zur 

Unterscheidung skizziert Steinacker kurz die christliche Vorstellung von 

Gut und Böse mit Bezug auf Luthers Lehre: „Das Christentum meint, das 

Böse gehe durch jeden Menschen hindurch. Kein Mensch ist nach biblischer 

Überzeugung nur gut. Luther bezeichnet gerade den gerechtfertigten 

Menschen als ‚simul iustus et peccator’, als gerecht und Sünder 

zugleich.“322 

Ein grundsätzliches Problem bei den Äußerungen von Gliedkirchen 

spricht der Oldenburger Bischof Peter Krug in seinem Bericht vor der 

Synode an: „Die Synode einer Kirche in der Größe Oldenburgs ist 

überfordert, zu den drängenden weltpolitischen Fragen in aller Tiefe und 

Breite Stellung zu nehmen. Dafür haben wir keine Fachkräfte, und selbst 

wenn wir sie hätten, würden wir schnell an dieselben Grenzen stoßen, an 

denen sich verschiedene Interessen mit missionarischem Eifer scheinbar 

unversöhnlich gegenüber stehen."323 

Um solche Wissensdefizite abzubauen, veranstaltet die Evangelische 

Kirche im Rheinland am 2. Oktober 2002 in Düsseldorf ein sog. Irak-

Forum, bei dem international anerkannte Fachleute zu Wort kommen. Hans 

von Sponeck, von 1998 bis 2000 Koordinator der Vereinten Nationen für 

humanitäre Hilfe im Irak, weist in seinem Vortrag auf das Problem der 

Wissenslücken in Deutschland hin: „Das Wissen der deutschen politischen 

Parteien über den Irak und seine Situation ist ungenügend. Die erste 

Priorität für einen Beitrag zu diesem schwierigen Thema ist es, dass man 

sich Sorge um das Wissen macht. Es gibt eine sehr geschickte, ganz 

bewusste und sehr systematische Falschdarstellung aus der amerikanischen 

Regierung über den Irak, seine Massenvernichtungswaffen, seine Beziehung 

zum Terrorismus und die Gründe für die humanitäre Situation im Land. Nur 

wer die Fakten kennt, kann der Falschinformation entgegentreten. Wir 
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323 Krug: Bericht vor der 46. Synode in Oldenburg (14. November 2002). 
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müssen lernen, es besser zu wissen.“324 Energisch wendet sich von Sponeck 

gegen kriegerische Mittel im Irak-Konflikt: „Für einen Präventivkrieg, einen 

Angriffskrieg, darf es in unserem Land keine Unterstützung geben. Dazu 

gehört auch das Blockieren der Benutzung deutscher Anlagen, deutschen 

Luftraums, keine Überflugrechte.“325 Dass es andere Mittel gibt, betont auch 

der Potsdamer Militärdekan Horst Scheffler in seinem Beitrag auf derselben 

Tagung: „Vorrangig ist die gewaltfreie Prävention zur Überwindung von 

Ungerechtigkeit und damit zur Vermeidung von Anlässen zur Gewalt 

(‚prima ratio’).“326 

Die Landessynode Sachsens warnt davor, „in der militärischen 

Auseinandersetzung den einzig möglichen Weg zur Durchsetzung der UN-

Resolutionen zu sehen“, bietet aber als Alternative nur vage „friedliche 

Konfliktlösungen“327 an. Konkret wird die Synode, wenn es um das Gebet 

geht. Sie bittet „Kirchgemeinden im Gebet um Frieden, Gerechtigkeit und 

Achtung der Menschenwürde im Irak nicht nachzulassen. In die Gebete 

sollen insbesondere diejenigen eingeschlossen werden, die in den nächsten 

Tagen und Wochen Entscheidungen zur Durchsetzung internationalen 

Rechts zu treffen haben.“328 

Eine gemeinsame Erklärung mit ihrer Partnerkirche in den USA, der 

protestantischen United Church of Christ (UCC), gibt die Kirchenprovinz 

Sachsen heraus. In der von Conference Minister John Deckenback und 

Bischof Axel Noack unterzeichneten Erklärung wird daran erinnert, dass die 

UN-Charta Präventivkriege „kategorisch ausschließt“329. Krieg sei keine 

Antwort auf Bedrohungen: „Dauerhafte Sicherheit ist immer gemeinsame 

Sicherheit. Und diese Sicherheit lässt sich nicht durch militärische Erfolge 

schaffen. Krieg schürt neuen Hass. Und neu entfachter Hass wird zu neuem 

Terrorismus führen. Der Terror kann die ganze Welt mit seinem Schrecken 

überziehen.“330 

Eine von der Arbeitsgruppe Friedensethik erarbeitete und von der 

Landessynode im November 2002 beschlossene Erklärung der 

                                                 
324 von Sponeck: Irak-Forum der EKiR (2. Oktober 2002), S. 14. 
325 ebd. 
326 Scheffler: Irak-Forum der EKiR (2. Oktober 2002), S. 21. 
327 Evangelisch-Lutherische Landessynode Sachsens: Erklärung (Januar 2003). 
328 ebd. 
329 Deckenback & Noack: Erklärung (18. Januar 2003). 
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Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg geht in ihrer differenzierten 

Betrachtung des Friedensthemas weit über den aktuellen Anlass hinaus. 

Nach einer Bestandaufnahme zu den Kriegen des zurückliegenden 

Jahrzehnts schlägt die Synode vor, „dass in einer immer weiter 

zusammenwachsenden Welt die Völker und Staaten sich zu einer 

gemeinsamen Rechtsordnung bekennen müssen. Unser Friedenshandeln 

muss der Stärkung und Weiterentwicklung einer solchen Rechtsordnung 

dienen.“331 Als wichtiger Schritt dazu wird die Anerkennung eines 

internationalen Gerichtshofes zur Ahndung von Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit genannt. Weil Einrichtungen wie die UN oder die OSZE 

gestärkt werden sollten, hält es die Berliner Synode für notwendig, 

„Teilbereiche politischer Macht und Entscheidungsbefugnisse seitens 

nationaler Regierungen an die internationalen Organisationen zu 

delegieren“332. Außerdem bräuchten die Vereinten Nationen „eigene, 

personell und materiell gut ausgestattete Einsatzkräfte, die bei Bedarf zur 

Friedenssicherung und zur Durchsetzung einer internationalen, 

demokratisch legitimierten Rechtsordnung“333 zur Verfügung stünden. 

Daraus ergibt sich, dass die Synode nicht grundsätzlich gegen den Einsatz 

militärischer Gewalt ist, diese nur an bestimmte Bedingungen knüpft, etwa 

an eine Mandatierung durch den UN-Sicherheitsrat. Auf nationalem Sektor 

fordert die Synode eine veränderte Aufgabenbeschreibung für die 

Bundeswehr: „Sie darf nur zum Einsatz kommen, wenn alle zivilen 

Möglichkeiten der Konfliktbearbeitung ausgeschöpft sind bzw. zivile Kräfte 

in ihrer Tätigkeit geschützt werden müssen oder wenn durch einen 

frühzeitigen Einsatz der Ausbruch von Kampfhandlungen verhindert werden 

kann.“334 Bischof Huber nennt im November 2002 vor der Landessynode 

das Ergebnis von Luthers Auslegung der Bergpredigt als Leitlinie 

evangelischer Friedenethik: „Gerne Frieden zu schaffen und militärische 

Gewalt in der Hand einer dazu legitimierten Autorität allein als äußerste 

Notwehr zum unmittelbaren Schutz von Land und Leuten anzusehen.“335 
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335 Huber: Rede vor der 11. Synode der EKBB (13. November 2002), S. 1. 



67 

Bei der 12. Synode im Januar 2003 wird die Synode von Berlin-

Brandenburg ganz konkret und ruft sogar die Gemeindeglieder auf, sich 

aktiv gegen den drohenden Irak-Krieg zu engagieren: „Erhebt eure Stimme 

gegen den Krieg und beteiligt euch an gewaltfreien Protesten.“336 Der Text 

thematisiert die Gefahr, die sowohl vom Regime Saddam Husseins als auch 

von „der massiven Aufrüstung in der Region durch die Regierung der 

USA“337 ausgeht. Bei der Beschreibung von Lösungen aus der konkreten 

Krise bleibt die Synode aber vage: „Die Vereinten Nationen und ihre 

Mitgliedsstaaten bleiben aufgerufen, geeignete, nicht kriegerische 

Maßnahmen zur Durchsetzung ihrer Irakbeschlüsse zu ergreifen.“338 Welche 

das sein sollen, wird nicht erwähnt. 

Die Hoffnungen auf eine friedliche Lösung sind bis unmittelbar vor 

Kriegsbeginn in den christlichen Kirchen noch spürbar. „Wir beten auch 

dafür, dass diplomatische Bemühungen in Gang kommen und Erfolg haben, 

die Konflikte mit nichtkriegerischen Maßnahmen zu lösen“339, sagt Propst 

Karl-Heinrich Lütcke mit Blick auf die Konfliktherde Irak und Israel in der 

Friedenandacht am 20. Januar 2003 in der Berliner Kaiser-Wilhelm-

Gedächtniskirche. An derselben Stelle spricht Berlins Bischof Wolfgang 

Huber am 10. Februar 2003 von einem Dilemma der Politik: „Wer der 

Gewalt mit Gewaltverzicht begegnet, läuft Gefahr, dass er die Gewalt, die er 

nicht stoppen kann, gewähren lässt. Wer aber der Gewalt mit Gegengewalt 

entgegentritt, läuft Gefahr, dass er den Teufelskreis des Todes weiter 

vorantreibt.“340 Huber nennt als Ursache des Irak-Konflikts das „Bemühen 

von Saddam Hussein, über Massenvernichtungswaffen zu verfügen. In der 

Hand eines Diktators sind solche Waffen ein unkalkulierbares Risiko für 

unsere Welt.“341 Dass Huber hier falsche Behauptungen der US-Regierung 

transportiert, hätte er spätestens seit dem Irak-Forum der EKiR vom 

Oktober 2002 wissen müssen.342 Auf sicherem Boden bewegt sich Huber, 

wenn er vor der Begeisterung für moderne Kampftechnik warnt: „Uns wird 

eine Faszination für die Technik der modernen Kriegsführung vermittelt, als 

                                                 
336 EKBB: Beschluss zum Thema Irak auf der 1. Tagung der 12. Synode (18. Januar 2003). 
337 ebd. 
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339 Lütcke: Friedensandacht in der Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche (20. Januar 2003). 
340 Huber: Friedensandacht in der Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche (10. Februar 2003). 
341 ebd. 
342 Kirchschlager (2007), S. 193. 
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sei es ein Computerspiel, das immer wieder neu begonnen werden kann. 

Aber täuschen wir uns nicht: Das, was uns als Supertechnik vor Augen 

geführt wird, bringt tausendfachen Tod.“343 

In einem Zeitungsinterview spricht sich Bischof Huber drei Tage 

später gegen einen Irak-Krieg aus und begründet dies mit Argumenten, die 

aus der Lehre vom gerechten Krieg bekannt sind: „Militärische Gewalt ist 

nur als äußerstes Mittel vertretbar. Es muss dafür einen zwingenden Grund 

geben. Der Schutz der Zivilbevölkerung und die Angemessenheit der Mittel 

müssen beachtet werden. Und man muss erwarten können, dass die 

Verhältnisse, die bei einem solchen Krieg herauskommen, besser sind als 

der Zustand, den man jetzt hat. Wenn man diese Kriterien auf die jetzige 

Kriegsplanung gegen den Irak anwendet, komme ich zu dem Ergebnis, dass 

sie nicht erfüllt sind. Dieser Militärschlag würde den Charakter eines 

Präventivkrieges haben. Und der lässt sich ethisch nicht rechtfertigen.“344 

Obwohl Huber hier eindeutig die Kriterien der bellum-iustum-Lehre 

anwendet, distanziert er sich von dem Begriff des gerechten Krieges: „Die 

Erfahrungen des 20. Jahrhunderts haben uns gelehrt, dass wir von den 

Vorstellungen von einem gerechten Krieg Abschied nehmen müssen. Die 

Anwendung von Gewalt gegen Menschen ist niemals gerecht.“345 Huber 

kommt hier zu einer anderen Bewertung der militärischen Gewalt als vor 

dem Kosovo-Krieg, als er sie noch befürwortete.346 

Wiederum bei einer Friedensandacht in der Berliner Kaiser-

Wilhelm-Gedächtniskirche hofft Huber noch am 24. Februar 2003 auf eine 

friedliche Lösung der Irak-Krise: „Und dennoch atmen wir auf, wenn 

politisch Verantwortliche anerkennen, dass auch einem Diktator gegenüber 

andere Handlungsweisen möglich sind als die Gewalt, die ja in Wahrheit gar 

nicht ihn trifft, sondern Menschen wie dich und mich.“347 Der Berliner 

Bischof stellt den Kriegsvorbereitungen der USA und Großbritanniens die 

Vorkehrungen des Roten Kreuzes und des Roten Halbmondes gegenüber, 

die Medikamente für betroffene Menschen bereitstellen. Er bemüht sich 

darum, Vorwürfen einer antiamerikanischen Haltung zu begegnen: „Bei 
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aller Kritik an einem Militärschlag betone ich immer wieder, die Ursache 

für den Konflikt liegt nicht bei der amerikanischen Regierung, sondern in 

dem Bemühen Saddam Husseins, über chemische, biologische und 

vermutlich auch nukleare Waffensysteme verfügen zu wollen.“348 Eine 

Bewertung des ABC-Waffen-Arsenals anderer Staaten gibt Huber nicht ab. 

 

1.3.4 Weitere Stimmen 

Vorschläge für Reaktionen der Kirchen kommen auch von einzelnen 

Christen oder Funktionsträgern. So fordert Kirchenrat Hermann Wagner 

einen „möglichst weit angelegten Gottesdienst-Predigt-Boykott an 

Ostern“349. Verwirklicht wird als hörbares Zeichen der Kirchen gegen den 

Krieg Ende Januar 2003 ein tägliches fünfminütiges Glockenläuten um 

17.55 Uhr.350 

Als „immer noch nötig und möglich“ bezeichnet Albert Schäfer vom 

Forum Friedensethik der EKiBa am 20. Januar 2003 die Verhinderung des 

Krieges, der vor allem folgende Gefahr berge: „Da würde das preisgegeben, 

was es herzustellen oder zu erhalten gilt: eine Bindung an internationales 

Recht und die Bewahrung der unschuldigen Bevölkerung.“351 Schon im Juli 

2002 kommt aus Baden grundsätzliche Kritik an den kirchlichen 

Stellungnahmen. Hans-Georg Dittrich, Mitglied des Leitungskreises des 

Forums Friedensethik, konstatiert eine „schleichende Änderung der Haltung 

der offiziellen Kirche zum Krieg“352 seit dem Kosovo-Krieg. Aufgabe der 

Kirchen sei es eigentlich, wie Familienpädagogen den Regierenden ins 

Gewissen zu reden. „Aber wie wollen die Kirchen die Bundesregierung und 

die Bundestagsabgeordneten ermahnen, wenn sie bereits in ihren kirchlichen 

Aussagen dem Krieg als ‚Mittel der Politik’ das Tor der ‚ultima ratio’ 

öffnen.“353 Dies führe zu einem Kompromiss zwischen dem Anspruch 

Christi an unser Handeln und der öffentlichen Meinung. Dittrichs 
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349 Wagner: SoBl Nr. 3 (19. Januar 2003), S. 18. 
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Befürchtung: Der Kompromiss werde sich immer mehr in Richtung eines 

Rechtes des Stärkeren entwickeln. 

Mit den Behauptungen der Kriegsbefürworter, man müsse dem 

irakischen Diktator Saddam Hussein die Massenvernichtungsmittel aus der 

Hand schlagen, setzt sich Wilhelm Wille in einem Internet-Beitrag der 

Evangelischen Landeskirche in Baden auseinander. Er erinnert an die 

Resolution Nr. 678 des UN-Sicherheitsrats aus dem Jahr 1991, der die 

Entwaffnung des Iraks im Kontext eines von Massenvernichtungsmitteln 

freien Nahen Ostens fordere. „Hat jemand davon gehört, dass Israel seine 

Atombomben verschrotten soll?“354, fragt Wille und folgert aus dem 

erwarteten Nein auf diese Frage: „Kann die arabische Welt dann glauben, 

dass es hier mit rechten Dingen zugeht – um Völkerrecht und Frieden Krieg 

geführt werden muss?“355 Die eigentlichen Beweggründe für den Irak-Krieg 

beschreibt Wille so: „In Wirklichkeit geht es einmal um den Angriff auf die 

irakischen Ölreserven. Außerdem will die amerikanische Regierung die 

Landkarte des nahen Ostens neu zeichnen, um auf diese Weise den letzten 

Rest von arabischem Widerstand gegen die amerikanische Vorherrschaft zu 

eliminieren und die Region nutzen zu können als Aufmarschgebiet für den 

nächsten Krieg gegen den Iran.“356 

Die friedensethischen Aktivitäten bleiben auch in der badischen 

Landeskirche weiterhin im Forum Friedensethik gebündelt. Zu einer 

Institutionalisierung der Friedensarbeit innerhalb der Landessynode kommt 

es nicht. Ein Antrag von Albert Schäfer im Namen des Leitungskreises des 

Forums Friedensethik, einen Ausschuss für Friedensfragen einzurichten, 

findet in der Synode keine Mehrheit. Stattdessen wird ein Papier des 

Hauptausschusses beschlossen, in dem die Fachgruppe „Konziliarer 

Prozess“ gebeten wird, „friedensethische Fragen zu bedenken und ihre 

Überlegungen über den Beirat der Synode zuzuleiten“357. Der Synodale 

Helmut Krüger, Mitglied des Hauptausschusses, mahnt, eine „Inflation 

unterschiedlichster Verlautbarungen zu vermeiden“358. Demgegenüber 

prophezeit der Synodale Dirk-Michael Harmsen, Mitglied des Forums 
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Friedensethik, dass durch die Delegation der Probleme in die Fachgruppen 

„Äußerungen der Landessynode zu den dort behandelten Fragen noch 

weniger aktuell sein werden“359. 

Gegen den Krieg wendet sich auch eine kirchliche Organisation, die 

in der Zeit des sog. „Kirchenkampfes“ unter der NS-Herrschaft entstanden 

ist. Die Bayerische Pfarrbruderschaft erklärt, ein Krieg sei „tiefster 

Ausdruck menschlicher Sündhaftigkeit“.360 Für mehr Toleranz bei den 

friedensethischen Stellungnahmen spricht sich der ehemalige Leiter des 

internationalen Versöhnungszentrums Coventry, Pfarrer Paul Oestreicher, 

aus: „Wir sollten es uns nicht zu leicht machen mit Parolen, sondern auch 

auf die Argumente der anderen Seite hören.“361 

Als „eigenartig romantisch“362 bezeichnet Militärbischof Hartmut 

Löwe die meisten kirchlichen Erklärungen. Bei der 48. Gesamtkonferenz 

Evangelischer Militärgeistlicher, die wenige Tage vor Kriegsausbruch in 

Bayreuth stattfindet, beklagt er, dass diese Stellungnahmen nur selten den 

Schnittpunkt zwischen Sehnsucht und Realität träfen. Kirchenleute dürften 

zwar den Krieg nicht legitimieren. Manche Kirchentexte könnten jedoch so 

gelesen werden, als sei Gottvertrauen alleinige Antwort auf den weltweiten 

Terrorismus. Doch hier seien Menschen gefragt: „Für die weltliche 

Sicherheit muss mit weltlichen Mitteln gesorgt werden. Nicht mit Engeln. 

Sondern mit Polizisten und Soldaten.“363 Der deutschen Politik gab er den 

Hinweis, dass es „zwischen Allmacht und Ohnmacht“364 noch andere Wege 

gebe. Anders seine Mahnung an die Vereinigten Staaten: „Amerika kann auf 

seine globale Rolle nicht verzichten. Aber die Welt gehört Amerika nicht. 

Selbstüberhebung wäre fatal. Hochmut kommt vor dem Fall. Nicht einmal 

die gewaltigen militärischen Potenziale verheißen Dauer. Die Welt gehört 

Gott, niemandem sonst.“365 Die Rolle der Kirchen in Friedensfragen sieht 

der Militärbischof differenziert: „Die Kirchen haben keine politische Macht. 

Das ist gut so. Aber sie müssen in den großen Fragen von Krieg und Frieden 
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ihre Überzeugungen einbringen und mithelfen, um gelegentlich eine 

besonnene Politik möglich zu machen. Dafür müssen sie auf ihre 

Unabhängigkeit bedacht sein, ihr eigenes Wort sagen, christlich und 

politisch argumentieren.“366 Und er wird noch deutlicher: 

„Friedenssehnsucht ist gut und nötig. Aber der reale politische Friede 

braucht mehr Kopf als Bauch. Das weiterhin zur Gewohnheit gewordene 

Bekennen in der Friedensfrage bleibt folgenlos, wenn es die tatsächlichen 

Gegebenheiten nicht wirklich zur Kenntnis nimmt und auf sie konkret 

eingeht.“367 

Der Theologe Marco Hofheinz nennt die Weigerung der rot-grünen 

Bundesregierung, am Irakkrieg teilzunehmen als Beispiel für eine 

Philosophie des Lassens als „Nicht-Gegenstand“368 der Friedensethik: „Den 

betonten Handlungsverzicht gilt es vielmehr neu als konstitutives Element 

(friedens-)ethischen Handelns zu entdecken. (…) Die freie 

Selbstzurücknahme zugunsten anderer Geschöpfe umschreibt eine 

praktische Form der Einstimmung in Gottes Schöpfungs- und 

Versöhnungshandeln. Friedenstiften als „Gelten-Lassen“ beschreibt 

Hofheinz daher mit Karl Barth als „in der Dialektik des eilenden 

Wartens“369 vollzogen. „Dieses umschreibt weder das passiv-quietistische 

‚Hände-in-den-Schoß-Legen’ noch das titanisch-promethische ‚Wir-stellen-

den-Frieden-neu-her’. Als aktive eschatologische Erwartung des 

gekommenen Friedensstifters lässt sich der Handlungscharakter des 

Friedensstiftens bestimmen.“370 

Der Ethiker Wolfgang Lienemann weist auf die in den aktuellen 

Diskussionen oft vergessene Vorgeschichte des Irak-Konflikts hin: „Im 

Falle des Irak sind zweifellos in Friedenszeiten enorme Versäumnisse 

begangen worden. Amerikanische Regierungen haben die Aufrüstung des 

Irak gefördert, solange es darum ging, ein Gegengewicht zum Iran zu 

schaffen.“371 Seit dem zweiten Golfkrieg 1991 werde Saddam Hussein 
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jedoch „dämonisiert und als Verrückte[r] oder Monster hingestellt“372. Die 

These der USA, der Irak unterstütze Terroristen, kann nach Lienemann 

nicht als Rechtfertigung für einen Krieg genommen werden: „Vor allem 

sind aber Zweifel an der Meinung geboten, dass die Bekämpfung 

terroristischer Vereinigungen einem ‚Krieg’ gleichkomme und in Analogie 

zu einem rechtmäßigen Krieg beurteilt werden könne.“373 Lienemann 

unterstützt nachdrücklich die Vorschläge des französischen 

Staatspräsidenten Chirac, erneut ein UN-Mandat für unabhängige 

Inspektionen zu erlassen. Wenn dabei dem Irak ein Bruch der UN-

Resolutionen nachgewiesen werden sollte, könne der Sicherheitsrat 

militärische Maßnahmen beschließen: „In diesem Falle trüge eine 

militärische Intervention nicht den schwerwiegenden Makel eines – mit der 

Idee einer völkerrechtlichen Friedensordnung und dem System der UN 

unvereinbaren – Präventivkrieges.“374 Um dem Unilateralismus der USA 

entgegenzuwirken, wünscht Lienemann sich eine „möglichst exklusive 

Interventionskompetenz der UNO“375, worunter er aber kein weltweites 

Gewaltmonopol versteht, das ja von der UN-Charta nicht gedeckt wäre. 

Zu einer Kontroverse zwischen Theologen kommt es durch eine 

Veröffentlichung des Wiener Sozialethikers Ulrich Körtner auf der ORF-

Homepage „ORF ON Science“ vom 8. April 2003. Er bezieht sich auf einen 

Aufsatz des Soziologen Karl Otto Hondrich in der Neuen Zürcher Zeitung, 

der in der These gipfelt, die Hegemonialmacht USA garantiere den 

Weltfrieden: „Die Welt ist US-hegemonial verfasst, weil es eine Ordnung 

ohne Gewalt nicht gibt; weil es eine Gewaltordnung ohne Hegemonie nicht 

gibt und weil es keinen andern Hegemon gibt, der die Vielfalt, die 

Widersprüche und die Träume der Welt so sehr in sich vereint wie die 

Vereinigten Staaten. Wer von ihrer Hegemonie nichts wissen will, der kann 

die Hoffnung auf Weltfrieden begraben.“ Vor dem Hintergrund dieser 

Behauptung kritisiert Körtner die Position der Kirchen im Irak-Konflikt 

deutlich: „Bemerkenswert ist aber die Selbstsicherheit und Einseitigkeit, mit 

der die EKD und andere Kirchen bereits in der Phase der Bemühungen um 
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eine diplomatische Lösung des Irakkonflikts schon die bloße Drohung mit 

militärischer Gewalt kritisiert haben, obwohl diese doch durchaus in der 

Logik des Kapitels VII der Charta der Vereinten Nationen (ChVN) lag.“376 

In einer Replik wehrt sich der katholische Theologe Meinrad 

Schneckenleithner, Generalsekretär von Pax Christi Österreich, gegen diese 

Abqualifizierung der kirchlichen Stimmen: „Wahrscheinlich, so muss man 

zunächst konstatieren, fiel im Fall des Irak die politische Analyse und 

moralische Bewertung der Vorkriegssituation bzw. des Kriegsszenarios 

durch die EKD und viele UN-Staaten einfach anders aus als jene Körtners. 

Muss man deshalb gleich andere Meinungen als einseitig und selbstsicher 

qualifizieren?“377 

Ein weiterer Vorwurf Körtners an die Adresse der Kirchen betraf 

deren Kritik an Gewaltandrohung: „Dass die Hoffnung auf eine 

vermeintlich friedliche Lösung, deren Erfolgsaussichten mehr als fraglich 

waren, auf der Androhung von Gewalt beruhte, wurde kirchlich tabuisiert 

und somit der ethischen Reflexion entzogen. Mehr als ein hilfloser Appell 

an den Irak, mit den Vereinten Nationen zu kooperieren, war der 

Stellungnahme der Kirchenführer nicht zu entnehmen.“378 

Schneckenleithner rügt diese Äußerung Körtners deutlich: „Hier werden die 

Fakten verschoben. Die ständige Androhung von Gewalt durch die US-

Regierung (z.B. Intervention auch ohne UN-Resolution!) wurde von vielen 

nicht als Schritt zu einer friedlichen Lösung interpretiert, sondern als 

erpresserische Kriegsvorbereitung. Der Vorwurf, die Kirchen hätten ein 

gewaltkritisches Tabu installiert und damit eine ethische Reflexion 

unterbunden, ist ebenfalls unverständlich. Körtner überschätzt oder 

übertreibt einerseits die Möglichkeiten der Kirchenleitungen, ein Tabu zu 

errichten, andererseits ist der Text Körtners – er ist ja selbst evangelischer 

Theologe und Kirchenmitglied – der beste Gegenbeweis zu dieser These: 

Sein Text ist eine Reflexion, die dieses Tabu offensichtlich nicht kennt und 

in der Sache zu einer anderen Meinung kommt.“379 Hier kann man 

exemplarisch mögliche Auswirkungen der Kirchlichkeit von 
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Stellungnahmen im protestantischen Bereich studieren. Körtner kritisiert die 

kirchliche Tabuisierung eines Themas, hebt durch seine eigenen 

Äußerungen, die ja auch als kirchliche Stellungnahme gelten können380, 

dieses – von ihm als solches gewertete – Tabu auf. 

Die Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden (AGDF) setzt sich 

am 24. Oktober 2002 in einem ausführlichen Statement ihres 

Geschäftsführers Jan Gildemeister mit den Argumenten für den Krieg gegen 

den Irak auseinander. Rechnung tragen müsse man dem Argument der US-

Regierung, die Menschenrechtssituation im Irak müsse verbessert werden, 

räumt die AGDF ein, zieht jedoch einen anderen Schluss: „Dringend 

verbessert werden müssen aber auch die wirtschaftlichen und sozialen 

Lebensverhältnisse im Irak, die sich auf Grund der von den Vereinten 

Nationen verhängten Sanktionen in den letzten zehn Jahren massiv 

verschlechtert haben. Das irakische Volk hat wahrlich genug gelitten. Es 

braucht keine neuen Zerstörungen, sondern das Ende der Sanktionen, Hilfen 

zum Wiederaufbau und neue Schritte zum kulturellen Austausch.“381 Für 

das zweite Argument für den Krieg, die Gefahr durch irakische 

Massenvernichtungsmittel, gebe es keine schlüssigen Beweise. Deshalb 

plädiert die AGDF für eine Rückkehr der Waffeninspektoren: „Dabei gibt es 

Anzeichen, dass die irakische Regierung eher bereit ist, UN-Inspekteure –

allerdings ohne unter ihnen befindliche Spione nationaler Regierungen – 

zuzulassen, als einen Krieg zu riskieren.“382 Beim dritten Argument, der 

„angeblichen Verstrickung des Irak in den so genannten ‚islamistischen’ 

Terrorismus“383, sei unabhängig von der Verifizierung deutlich geworden, 

„dass Krieg kein geeignetes Instrument im Kampf gegen den Terror in 

seinen aktuellen, höchst komplexen Erscheinungsformen“384. Zu den 

Veränderungen, derer es zur Überwindung des Terrorismus bedürfe, zählt 

die AGDF: „Ein mittelfristiger Abzug der US-Präsenz aus der Region und 

damit das Ende der Unterstützung autoritärer Regime, die Einstellung der 

Waffenlieferungen und ein Schuldenerlass für die verarmten Länder der 

Arabischen Liga. Im Zuge aller genannten Maßnahmen könnte auch dem 
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Terrorismus der Nährboden entzogen werden. Gerechtigkeit und Frieden 

bekämen eine Chance, die arabische und die islamische Welt würden 

endlich einmal gleichberechtigt und mit Respekt behandelt werden.“385 Der 

Bundesregierung rät die AGDF, keinerlei Unterstützung für den Irak-Krieg 

zu gewähren, etwa die ABC-Spürpanzer aus Kuwait und die 

Seefernaufklärer vom Horn von Afrika abzuziehen und Überflugrechte im 

deutschen Luftraum zu verweigern.386 

Die Aktion Sühnezeichen Friedensdienste (ASF) sagt am 22. Januar 

2003 in einer ausführlichen Grundsatzerklärung „Nein“ zum Krieg. Nach 

einem Bezug auf die in den vergangenen Stellungnahmen der EKD 

entwickelte Idee eines gerechten Friedens wird die Bedeutung der UN 

betont: „Die Stärkung des internationalen Rechts und ein auf die Vereinten 

Nationen gestütztes System globaler gemeinsamer Sicherheit, das auf 

größtmöglicher sozialer Gerechtigkeit, dem Schutz der Menschenrechte und 

der Demokratie aufbaut, ist die Konkretion des gerechten Friedens.“387 Die 

ASF erinnert daran, dass der UN-Sicherheitsrat als „Inhaber des 

internationalen Gewaltmonopols“388 darüber entscheiden könne, ob 

militärische Gewalt angewendet werden dürfe. Generell sei aber bei der 

friedensethischen Meinungsbildung „zuerst die Frage zu beantworten, wie 

viel menschliches Leid durch einen Krieg hervorgerufen wird und welche 

politischen Folgen er hat.“389 Als Alternative zum Krieg nennt die ASF die 

Waffeninspektionen der Vereinten Nationen: „Wir dringen darauf, dass sie 

erfolgreich abgeschlossen werden können und unterstreichen, dass solche 

Inspektionen in allen Staaten stattfinden sollten, die 

Massenvernichtungswaffen besitzen oder schnell herstellen können.“390 

Kritisiert wird auch von der ASF die religiös konnotierte Wortwahl der 

Kriegsbefürworter: „Erschreckend ist das Ausmaß sich ständig steigernder 

ideologisierter Propaganda aus dem Köcher religiös-kultureller Chiffren ..., 
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die die Suche nach friedlichen Konfliktlösungen diffamiert und 

blockiert.“391 

Als eine Art Gegenbewegung zur pazifistisch orientierten ASF kann 

man den christlichen Arbeitskreis Sicherung des Friedens ansehen. Er gibt 

den Gelben Briefdienst heraus, dessen Chefredakteur Hans-Heinz Schneider 

im Juli 2003 kirchlichen Gruppen vorwirft, sich mit der politischen Linken 

zu verbünden. Er schreibt, man könne „die ganze Strömung auch als eine 

generelle Politik-Verweigerung auffassen, wären da nicht die immer wieder 

neuen mit wohlbekannten alten Personen geschlossenen Aktionsbündnisse 

zur Weltverbesserung, gegen die Globalisierung, gegen NATO, 

Bundeswehr und natürlich die USA – die jüngste, in ihrer 

Undurchsichtigkeit erfolgreiche und sehr potente Bewegung ‚attac’ vereint 

erneut linke Strategen, autonome Gruppen, Gewerkschaftsjugend und 

natürlich evangelische Kirchenkreise. Endlich hat die frustrierte Linke 

wieder ein großes Thema, mit dem sie die Massen in Bewegung bringen 

kann. Sie sucht die Massenbasis aber für andere Ziele als nur den 

Frieden.“392 Auch den führenden Kirchenvertretern in Deutschland wirft er 

Einseitigkeit vor: „Es darf doch nicht übersehen werden, dass einseitiges 

politisches Engagement der kirchlichen Oberen Andersdenkende in den 

Gemeinden zu Außenseitern werden lässt. An den Rand gedrängt und von 

politisierenden Pfarrern enttäuscht, haben viele Tausende vorwiegend 

konservativ-lutherische Christen die Landeskirchen verlassen.“393 

Schneiders Stellungnahme ist jedoch ebenfalls politisch einseitig. Er sieht 

die Politik von US-Präsident Bush positiv: „Dem Präsidenten ist nach dem 

11. September-Attentat mehrfach bescheinigt worden, dass er besonnen und 

maßvoll reagiert hat; er hat keine einzige Hetzrede gehalten.“394 

In der Tat hat durch die Drohung der US-Regierung gegen den Irak 

„das Interesse an der christlichen Friedensbewegung rasant 

zugenommen“.395 Beim Jahrestreffen der bundesweit vernetzten 

Friedensgebetskreise im September 2002 in Ulm bezeichnet es der Referent 

für Friedensfragen der ökumenischen Aktion Ohne Rüstung leben, Paul 

                                                 
391 a. a. O., S. 5. 
392 Schneider (2003), S. 9. 
393 a. a. O., S. 7f. 
394 a. a. O., S. 7. 
395 SoBl Nr. 38 (22. September 2002), S. 17. 
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Russmann, als „ermutigend für die Friedensbewegung, dass sich 

gegenwärtig gut die Hälfte der Bevölkerung in Deutschland gegen einen 

Krieg gegen den Irak ausspricht“.396 Die Lehre vom gerechten Krieg nennt 

er eine „überholte Denkfigur“397. In den Kirchen entsteht „in Windeseile 

eine neue Friedensbewegung“398. 220 Universitätstheologen rufen in einem 

öffentlichen Appell zu Protesten auf: „Beteiligen wir uns und beteiligen Sie 

sich an den entsprechenden Demonstrationen und Kampagnen, zu denen 

christliche und andere Friedensgruppen und -bewegungen in nächster Zeit 

auffordern! Unüberhörbar muss aus den christlichen Reihen – gemeinsam 

mit den Gleichgesinnten aus den anderen Weltreligionen – der Ruf zu 

vernehmen sein: ‚Krieg darf um Gottes willen nicht sein!’“399 Auch in den 

USA demonstrieren im Herbst 2002 Zehntausende von Kriegsgegnern.400  

 

1.3.5 Kritik und Unterstützung aus der Politik 

„Mit ihrer Beurteilung des Militärschlages gegen den Irak sind sich Kirchen 

und die christliche Friedensbewegung so einig, dass kein Blatt zwischen sie 

passt“401, heißt es im Februar in einem Zeitungskommentar. Das fordert 

natürlich den Widerspruch konservativer Politiker heraus. So rügt etwa der 

kirchenpolitische Beauftragte der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Hermann 

Kues: „Im Moment machen es sich die christlichen Kirchen zu einfach.“402 

Sie berücksichtigten zu wenig, „in welcher Entscheidungsnot sich 

christliche Politiker“403 befänden. „Antiamerikanismus“ werfen gar einige 

christliche Politiker den Kirchen vor – so die CDU-Vorsitzende Angela 

Merkel und FDP-Kirchensprecherin Marita Sehn.404 Friedbert Pflüger, 

außenpolitischer Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, beruft sich auf Luther, 

um den militärischen Druck auf Saddam Hussein zur rechtfertigen: „Die 

Schuld wäre nach Luther aber größer, überließe man seinen Mitmenschen 

wehrlos dem gewaltsamen Zugriff eines Angreifers. Beim Druck der UNO 

                                                 
396 ebd. 
397 ebd. 
398 Seiterich-Kreuzkamp: Publik-Forum 2003.3, S. 16. 
399 Biser et al.: Aufruf von 220 Theologen (7. Februar 2003). 
400 vgl. SoBl Nr. 44 (3. November 2002). 
401 Taubert: SoBl Nr. 7 (16. Februar 2003), S. 3. 
402 Kues: SWR-Interview (9. Februar 2003). 
403 ebd. 
404 vgl. Seiterich-Kreuzkamp: Publik-Forum 2003.4, S. 22. 
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auf Saddam geht es genau darum: um die Verteidigung der Prinzipien des 

Völkerrechts und um die Sicherheit der Bürger in Israel, Europa und den 

USA vor zukünftigen Angriffen mit Massenvernichtungswaffen.“405 Die 

Bürger im Irak, deren Sicherheit ja durch Angriffe der USA gefährdet wird, 

werden hier nicht erwähnt. 

Unterstützung für die Position der Kirchen kommt im Januar 2003 

von unerwarteter Seite: Der evangelische CSU-Bundestagsabgeordnete 

Peter Gauweiler, in seiner Zeit als Münchner Kreisverwaltungsreferent als 

Hardliner berüchtigt, spricht sich in einem Zeitungsbeitrag gegen einen 

Angriff auf den Irak aus: „Tatsache ist, dass die Inspekteure der UN bisher 

keine Beweise für einen massiven Verstoß des Irak gegen die Vorgaben des 

Weltsicherheitsrates gefunden haben. Es ist abwegig anzunehmen, dass, was 

bei der Suche am Boden nicht gefunden wird, durch Bombardements aus 

10000 Meter Höhe zerstört werden kann. Was zerstört und geopfert wird, 

sind die Dörfer und Städte des Landes. Und eine Unzahl von 

Menschenleben.“406 Anfang März besucht Gauweiler Bagdad und übergibt 

eine Friedensbotschaft des bayerischen Landesbischofs Johannes Friedrich 

„An die Christen in Bagdad“ an den chaldäischen Patriarchen von Babylon, 

Raphael I. Bidawid.407 

Auch der ehemalige CDU-Generalsekretär und Bundesminister 

Heiner Geißler, der 2003 den Politischen Club der Evangelischen Akademie 

Tutzing leitet, votiert gegen einen Angriff auf den Irak: „Es gibt aber keinen 

vernünftigen Grund, warum die erfolgreiche Arbeit der Inspektoren jetzt 

abgebrochen werden sollte. Dies ist der Ansatzpunkt für den berechtigten 

Protest gegen die amerikanische Regierung.“408 Aus diesen Äußerungen ist 

erkennbar, dass Politiker, die derselben Partei bzw. Fraktion angehören, 

selbst unter Berufung auf biblische und theologische Traditionen zu völlig 

unterschiedlichen Auffassungen bezüglich der aktuellen politischen Fragen 

kommen können. 

Die Übereinstimmung zwischen den Kirchen und der rot-grünen 

Bundesregierung ist aber nicht nur in der aktuellen Frage des Irak-Krieges 

                                                 
405 Pflüger: Die Welt (7. Februar 2003). 
406 Gauweiler: SoBl Nr. 3 (19. Januar 2003), S. 5. 
407 vgl. SoBl Nr. 11 (16. März 2003), S. 6 und SoBl Nr. 12 (23. März 2003), S. 18. 
408 Geißler: SoBl Nr. 9 (2. März 2003), S. 6. 
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sichtbar. Auch die Grundsätze der deutschen Außenpolitik unter 

Bundeskanzler Schröder und Außenminister Fischer erinnern stark an die in 

Kapitel 3 dargestellten friedensethischen Schriften der EKD. Exemplarisch 

kann dies an der Rede des Vortragenden Legationsrates im Planungsstab des 

Auswärtigen Amtes, Martin Eberts, dargestellt werden, die dieser im August 

2003 in der Evangelischen Sozialakademie Friedewald hält. Dabei gibt der 

Diplomat eine Kurzbeschreibung der Prinzipien deutscher Außenpolitik ab: 

Die Prinzipien und handlungsleitenden Motive unserer Außenpolitik lassen sich in 
Kurzform wie folgt zusammenfassen (gewissermaßen die zehn Gebote der 
Außenpolitik): Deutsche Außenpolitik ist Politik für Frieden, europäische Integration, 
transatlantische Partnerschaft, Sicherung der Menschenrechte, nachhaltige Entwicklung 
und einen auf Gerechtigkeit und Verrechtlichung internationaler Beziehungen bauenden 
Mulitlateralismus. Deutsche Außenpolitik bleibt zudem auf besonderer Weise der 
Sicherheit Israels verpflichtet. Außenpolitik als Sicherheitspolitik muss vor allem die 
Sicherheit unserer Bürger umfassend gewährleisten. Dabei bedeutet Sicherheitspolitik 
aber nicht nur den Einsatz militärischer Mittel. Vielmehr geht es hier um einen sehr weit 
gefassten Sicherheitsbegriff, der der Konfliktprävention und dem Krisenmanagement 
unter Nutzung aller zur Verfügung stehenden außenpolitischen Instrumente – 
politischer, wirtschaftlicher, kultureller, umweltbezogener Art – auf jeden Fall Priorität 
einräumt.409 

Oberkirchenrat Paul Oppenheim, Referent für Nord- und Westeuropa im 

EKD-Kirchenamt, fasst die Verwandtschaft der Friedenethik zwischen 

deutscher Politik und evangelischer Kirche im Rückblick auf die Tagung 

von EKD und Church of England in Friedewald so zusammen: „Im Verlauf 

der Tagung sollte sich eine auffallend große Übereinstimmung zwischen der 

Ausrichtung der deutschen Außenpolitik und den friedensethischen 

Zielvorstellungen der EKD herausstellen.“410 

 

1.4 Der Irak-Krieg 

1.4.1 Äußerungen aus den Landeskirchen 

Enttäuscht vom Kriegsausbruch zeigt sich der Bischof der Evangelischen 

Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, Axel Noack: „Auch vielfältiger Protest 

rund um den Erdball hat es nicht vermocht, die Vereinigten Staaten von 

ihrem unbeirrbaren Plan, den Krieg zu wollen, abzubringen. Das Recht des 

                                                 
409 Eberts: Vortrag in der Evangelischen Sozialakademie Friedewald (28.-31. August 2003), 
S. 8. 
410 Oppenheim: Bericht über die Tagung in der Evangelischen Sozialakademie Friedewald 
(28.-31. August 2003), S. 4. 
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Stärkeren scheint über die Stärke des Rechts zu triumphieren.“411 Er nennt 

es jedoch „ein kleines Zeichen der Hoffnung, dass es nicht gelungen ist, die 

meisten Mitglieder des Sicherheitsrates durch Druck oder Versprechungen 

zu einer Ja-Stimme für diesen Krieg zu bewegen“412. Wichtig ist Noack, 

dass die Vereinten Nationen nicht völlig geschwächt aus diesem Prozess 

hervorgehen: „Denn wir wissen doch, zu einer Monopolisierung der Gewalt, 

zur Bindung der Gewalt an das Recht, gibt es letztlich keine ethisch 

gerechtfertigte Alternative.“413 

Auch der anhaltinische Kirchenpräsident Helge Klassohn sorgt sich 

um die Einhaltung internationalen Rechts: „Wir halten daran fest, dass die 

internationale Rechtsordnung und die Organisation der Vereinten Nationen 

für die Wiederherstellung und die Bewahrung eines gerechten Friedens 

zwischen den Völkern der Welt weiter gestärkt werden muss.“414 Sein 

Ratschlag für die westlichen Politiker: „Demokratien begegnen dem Terror, 

der Gewaltherrschaft, dem Verbrechen nicht mit Rache und Vergeltung, 

sondern mit dem gemeinsamen Einsatz ihrer Bürgerinnen und Bürger für 

das Recht, für die Gerechtigkeit und den Frieden, so wie es Gottes Wort 

sagt.“415 Auf die konkrete Situation im Kampf gegen den Terror angewandt 

heißt das für Klassohn: „Terroristische Verbrecher müssen einer gerechten 

Strafe zugeführt werden. Daran besteht für uns kein Zweifel. Aber der 

schreckliche Mechanismus von Schlag und Gegenschlag, Hass und Rache, 

Gewalt und Zerstörung kann nur in einem auf Gerechtigkeit, Freiheit und 

Solidarität gegründeten Frieden überwunden werden.“416 Der 

Kirchenpräsident nennt hier Merkmale, die den synkategorematischen 

Begriff des Friedens näher bestimmen. 

Der Thüringer Landesbischof Christoph Kähler freut sich in seinem 

Bericht vor der Landessynode über die vielen Friedensaktivitäten in 

Thüringen: „Unsere Gemeinden aber haben durch eine Vielzahl von 

Aktionen und schönen Zeichenhandlungen, eine unüberschaubare Zahl von 

Andachten und Kerzenprozessionen ihre Angst, Wut und Trauer 

                                                 
411 Noack: PM (20. März 2003). 
412 ebd. 
413 ebd. 
414 Klassohn: PM (20. März 2003). 
415 ebd. 
416 ebd. 
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ausgesprochen. (…) Die verschiedenen Formen des Nachdenkens und des 

Protests zeigten auch, wie lebendig die Tradition der Friedensgebete in der 

Thüringer Landeskirche nach wie vor ist.“417 Kähler vergleicht die Situation 

aber nicht nur mit der jüngeren Vergangenheit, sondern auch mit der frühen 

und mittleren Phase der DDR: „Wir haben zu anderen Zeiten andere Kriege, 

wie den Kampf der Sowjets in Afghanistan oder die militärische 

Niederschlagung des Prager Frühlings bei weitem nicht so offen und nicht 

so offensiv debattieren können. Dagegen wurden und werden 

Militäraktionen wie in Somalia oder dem Krieg im Kosovo gründlich 

untersucht und ethisch bewertet, auch durch evangelische Theologen. Und 

dies ist nötig, da wir Lebensfragen unseres Volkes und der Gemeinschaften, 

in denen es steht, nicht allein der Beurteilung von Politikern und Politologen 

überlassen können und wollen.“418 

Aus Mecklenburg-Vorpommern kommen deutliche Worte gegen den 

Irak-Krieg. „Wir wissen uns mit all denen verbunden, die den Krieg als 

Mittel zum Durchsetzen politischer Ziele in heutiger Zeit ablehnen“419, sagt 

Mecklenburgs Landesbischof Hermann Beste, der auch die umstrittenen 

Kriegsziele anspricht: „Die Kämpfe um den Irak machen erneut deutlich, 

wie zerbrechlich und gefährdet eine internationale Ordnung ist, wenn 

Machtinteressen die Oberhand gewinnen.“420 Der Pommersche Bischof 

Hans-Jürgen Abromeit geht am selben Tag in einer Rundfunkansprache auf 

die Frage ein, wie Gott zu diesem Krieg stehe: „Gott liebt das Recht. Er 

wird es zu seiner Zeit wieder aufrichten, auch wenn es zurzeit am Boden 

liegt. Wir brauchen uns nicht zu ängstigen. Wer glauben kann, hofft gegen 

die Machthaber auf Gott, den Herrn der Geschichte.“421 

Als einen „Bruch des Rechts“422 bezeichnet der Berliner Bischof 

Wolfgang Huber den Irak-Krieg bei einem ökumenischen Bittgottesdienst 

am 20. März 2003 im Berliner Dom.423 Er zitiert den Psalmvers „Dass Güte 

                                                 
417 Kähler: Bericht bei der 2. Tagung der 10. Landessynode (3. April 2003). 
418 ebd. 
419 Beste: Erklärung (20. März 2003). 
420 ebd. 
421 Abromeit: Ansprache (20. März 2003). 
422 Huber: Predigt (20. März 2003), in: epd-Doku 15/03, S. 10. 
423 Die Landeskirche in Berlin-Brandenburg ist eine „West-Ost-Kirche“ und hat mit dem 
ehemaligen Heidelberger Professor Wolfgang Huber einen stark in westlichen kirchlichen 
Traditionen verwurzelten Landesbischof. Weil sie nach der Wiedervereinigung aus einem 
kleineren westlichen (West-Berlin) und einem größeren östlichen Teil (Ost-Berlin und 
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und Treue einander begegnen, Gerechtigkeit und Friede sich küssen“424 und 

fordert eine Annäherung an einen gerechten Frieden. Huber betont, er 

verkenne die Verbrechen und die Gefährlichkeit Saddam Husseins nicht und 

sagt ganz klar: „Die Ursache des Irak-Konflikts liegt im Bemühen von 

Saddam Hussein, über Massenvernichtungswaffen zu verfügen.“425 

Dennoch sei dieser Krieg falsch: „Um einen Diktator zu stürzen, hat sich die 

Völkergemeinschaft vom Völkerrecht entfernt. Weil er das Recht bricht, so 

scheint es, braucht das Recht nicht geachtet zu werden. Aber auf 

Rechtsbruch mit Rechtsbruch zu antworten, ist kein Weg zum Frieden.“426 

Ausgewogen und in einer kirchlichen Stellungnahme besonders wichtig ist 

Hubers Kritik an der Verwendung religiöser Sprache zur Rechtfertigung von 

Gewalt: 

Saddam Hussein hat heute morgen von einem ‚heiligen Krieg’ gesprochen. Ich halte 
seinen Umgang mit der Religion für genauso zynisch wie sein Handeln überhaupt. Dass 
er Menschenleben aufs Spiel setzt, um die eigene politische Macht und den damit 
verbundenen Reichtum zu erhalten, hat gewiss mit Heiligkeit in keinem Sinn dieses 
Wortes irgendetwas zu tun. Aber wenn Präsident Bush auch im Blick auf diesen 
Kriegsgang darum bittet, Gott segne Amerika – God bless America –, klingt darin ein 
Ton mit, als seien die Vereinigten Staaten von Amerika auf besondere Weise 
auserwählt, am Segen Gottes stärker Anteil zu haben als irgend ein anderes Land. 
Gottes Segen aber ist nicht parteilich; er gilt allen Menschen gleich. Er lässt sich nicht 
nur für die eigene Sache in Anspruch nehmen, er lässt sich nur mit anderen teilen.427 

Bayerns Landesbischof Johannes Friedrich erinnert beim Friedensgebet im 

Münchner Dom an die große Einigkeit der christlichen Kirchen in der 

Friedensethik und an die Last der Politiker: „Die Kirchen sind sich einig: Es 

gibt nie eine biblisch-theologische Rechtfertigung für den Krieg. Es gibt, 

zumal im Zeitalter von Massenvernichtungswaffen, keinen gerechten Krieg. 

Krieg soll um Gottes willen nicht sein. Wer zum Mittel des Krieges greift, 

trifft eine einsame Entscheidung und lädt eine sehr hohe Verantwortung und 

Schuld auf sich.“428 

Die Inanspruchnahme Gottes für diesen Krieg rügt der Bischof von 

Kurhessen-Waldeck, Martin Hein: „Mit Gott lässt sich dieser Krieg nicht 

begründen. Das ist ein Missbrauch seines Namens! Wir widersprechen 

jedem, der sich in diesem Krieg auf Gott beruft. Wer sich auf Gott beruft, 

                                                                                                                            
Brandenburg) zusammengefügt worden ist und sie auch geographisch zum Osten 
Deutschlands gehört, wird sie in dieser Arbeit im Kapitel der ostdeutschen Kirchen geführt. 
424 Ps 85,11. 
425 Huber: a. a. O., S. 11. 
426 ebd. 
427 ebd. 
428 Friedrich: Ansprache (20. März 2003), in: epd-Doku 15/03, S. 13. 
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beruft sich auf den Frieden.“429 Hein kritisiert das „Unrechtsregime“ im 

Irak, findet mit Bezug auf einen Psalmspruch aber auch klare Worte gegen 

die Politik der Bush-Regierung: „Die Torheit scheint um sich gegriffen und 

sich der Mächtigen in den USA bemächtigt zu haben.“430 

Der Kirchenpräsident von Hessen-Nassau, Peter Steinacker, kritisiert 

die religiöse Sprache auf beiden Seiten: „Der amerikanische Präsident hat 

immer wieder religiöse Sprache benutzt, um sein politisches Handeln zu 

begründen: von einer ‚Achse des Bösen’ war die Rede, auch von 

‚Kreuzzügen’. So als könne man gut und böse unter verschiedenen Nationen 

aufteilen und damit Kriege, Leid, Tod und Flucht legitimieren. Dabei geht 

doch das Böse durch uns alle, durch jeden Menschen hindurch.“431 Im Krieg 

der USA gegen den Irak nehme aber Saddam Hussein keineswegs die Rolle 

des David ein, der gegen den bösen Goliath kämpfe: „Auch der 

Menschenverächter Saddam Hussein benutzt religiöse Sprache. Aber sie 

dient allein seinem Machtinteresse. Saddam ist nicht David, sondern ein 

skrupelloser Tyrann, ein Machtmensch von besonderer Grausamkeit.“432 

Den Blick auf die eigene Schuld am Krieg richtet der rheinische 

Vizepräses Nikolaus Schneider: „Wir sind in Westeuropa und Amerika in 

Schuldstrukturen eingebunden. Unser Lebensstil gehört mit zu den 

Triebfedern, die den Teufelskreis von Ausbeutung, Ungerechtigkeit, Armut 

und Gewalt in Bewegung halten. Unsere Länder profitieren von der 

Ökonomie des Krieges. Auch unsere Firmen waren daran beteiligt, den 

Diktator in Bagdad mit Raketen, mit biologischen und chemischen 

Kampfstoffen auszurüsten. Das brachte Gewinne, Steuern – auch 

Kirchensteuern. Unsere Versuche, richtig aufzustehen für Frieden und 

Gerechtigkeit, sind oft nur halbherzig oder haben einen zu kurzen Atem.“433 

Solche selbstkritischen Worte über das Fehlverhalten des Westens im 

Vorfeld des Irak-Krieges hört man in diesen Tagen von deutschen 

Kommentatoren selten. 

                                                 
429 Hein: Predigt (20. März 2003), in: epd-Doku 15/03, S. 15. 
430 ebd., vgl. Ps 85,9: „Könnte ich doch hören, was Gott der Herr redet, dass er Frieden 
zusagte seinem Volk und seinen Heiligen, damit sie nicht in Torheit geraten.“ 
431 Steinacker: Predigt im Friedensgottesdienst in der Marktkirche Wiesbaden (23. März 
2003), S. 17. 
432 ebd. 
433 Schneider: Ökumenisches Friedensgebet in Duisburg (21. März 2003). 
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Selbstkritisch äußert sich auch die Hannoveraner Landesbischöfin 

Margot Käßmann, wenn sie Frage aufwirft, ob „es nicht doch gut [war], die 

Fortsetzung der Politik mit Waffen zu betreiben“434. Angesichts der 

Dankbarkeit der Zivilbevölkerung würden sich solche Fragen aufdrängen. 

Zudem bleiben abermals andere Konfliktherde wie Pakistan und Sudan aus 

dem Blickfeld der öffentlichen Meinung. Käßmann spricht sich an anderer 

Stelle zudem deutlich gegen eine Instrumentalisierung der Religion für den 

Krieg aus: „Es ist an der Zeit, dass Religionen sich nicht mehr verführen 

lassen, Gewalt zu legitimieren. Religion sollte Faktor der 

Konfliktentschärfung sein und nicht Konflikte verschärfen.“435 Sie denkt in 

ihrer Stellungnahme über den Irak-Krieg hinaus: „Ja, der Irak muss 

abrüsten. Aber die ganze Welt muss abrüsten! Warum werden denn all diese 

A-, B- und C-Waffen entwickelt? Warum gehören die USA, Russland, 

Frankreich, England und Deutschland der traurigen Hitliste der größten 

Waffenexporteure an und klagen dann, dass diese Waffen angewendet 

werden?“436 Käßmann erinnert an die Verheißung in der Offenbarung des 

Johannes, dass Gott alle Tränen abwischen werde437, und folgert daraus: 

„Für Christinnen und Christen bedeutet das: wir setzen uns dafür ein, dass 

Tränen und Leid schon hier und jetzt überwunden werden als Spur des 

Reiches Gottes.“438 

Lippes Landessuperintendent Gerrit Noltensmeier spricht sich 

ebenfalls gegen eine religiöse Begründung für den Krieg aus: „Das elende 

Machwerk des Krieges taugt nicht dazu, religiös verbrämt zu werden.“439 Er 

beklagt nicht nur die unschuldigen Opfer des Krieges, sondern auch die 

Verschwendung finanzieller Mittel, die andernorts wieder zu Opfern führe: 

„Wir klagen, dass Zerstörung die Länder verwüstet, dass Milliarden 

aufgeboten werden für den Krieg und später für den Aufbau dessen, was 

eben zerstört wurde, Unsummen, die gebraucht würden, den Armen gerecht 

                                                 
434 Käßmann: RM Nr. 16 (17. April 2003), S. 1 + 27. 
435 Käßmann: PM (20. März 2003), in: epd-Doku 15/03, S. 12. 
436 ebd. 
437 Offb 21,4: „Und Gott wird abwischen alle Tränen von ihren Augen, und der Tod wird 
nicht mehr sein, noch Leid noch Geschrei noch Schmerz wird mehr sein.“ 
438 Käßmann: PM (20. März 2003), in: epd-Doku 15/03, S. 12. 
439 Noltensmeier: Predigt (21. März 2003). 
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zu werden, die Hungernden zu sättigen, den Kranken zu helfen, den sozialen 

Pflichten menschlichen Lebens nachzukommen.“440 

Der württembergische Landesbischof Gerhard Maier sorgt sich in 

seiner Ansprache vor der Frühjahrssynode in Stuttgart schon um die Zeit 

nach dem Krieg: „Was kommt danach? Entsteht daraus ein Hass, vielleicht 

auch religiös motivierter Hass, der auf lange Sicht keinen Frieden mehr 

möglich macht? Was kommt, wenn der Irak tatsächlich eine neue Regierung 

erhält? Was wird zum Beispiel aus den Minderheiten wie den Kurden oder 

den Christen?“441 Maier nimmt deutlich politisch Stellung, indem er US-

Präsident Bush vor Kritik in Schutz nimmt: „Es darf nicht verschwiegen 

werden, dass Saddam Hussein eine unberechenbare Bedrohung darstellte 

und seine Waffen lange Zeit den Inspektionen entzog, über alle 

Resolutionen der UNO hinweg. Wer ihn jetzt einfach zum Opfer und aus 

dem amerikanischen Präsidenten die Verkörperung des Bösen macht, der 

setzt sich selbst ins Unrecht und entzieht sich der Verantwortung für den 

Frieden, die wir alle haben.“442 Weil Maier es versäumt, auch auf den 

Missbrauch des Religiösen durch US-Präsident Bush einzugehen, erhält 

seine Stellungnahme eine Einseitigkeit, die sie zum konservativen 

Gegenpart der Erklärung von ÖRK-Generalsekretär Raiser443 macht. 

Weniger politisch und mehr kirchlich ist die Stellungnahme von 

Hans Christian Knuth, dem Leitenden Bischof der VELKD. Unter Berufung 

auf Dietrich Bonhoeffer fordert er angesichts des Kriegsausbruchs „Beten 

und das Tun des Gerechten“444. Er verdeutlicht auch, was das bedeutet: 

„Besser als Entrüstung, Vorwürfe und Anklagen gegen andere ist das Gebet 

zu Gott, um Frieden und Überleben der Menschen im Irak, um Sicherheit, 

Geborgenheit, Einheit der Menschen auf diesem wunderschönen Planeten 

Erde.“445 Aktiv werden sollten Christen beim Beseitigen der Ursachen von 

Unfrieden: „Wir werden Frieden nicht ohne Toleranz und aktiven 

Minderheitenschutz erhalten können, auch gegenüber Kulturen, die uns im 

Westen fremd und überholt erscheinen. Die Menschen wollen nicht überall 
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443 Kirchschlager (2007), S. 229. 
444 Knuth: Schleswig-Holsteinische Zeitung (20. März 2003), in: epd-Doku 15/03, S. 7. 
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auf der Welt in den Sog der technisch-industriellen Welt des Westens 

geraten. Sie wollen ihre eigenen kulturellen Identitäten und Profile erhalten, 

und die führenden Nationen müssen das akzeptieren, soweit es sich mit 

Menschenrechten verträgt.“446 

Auch zum Streit um die Demonstrationen gegen den Irak-Krieg 

gelingt dem Leitenden VELKD-Bischof eine ausgewogene Stellungnahme: 

„Wir werden bei uns den Frieden nur bewahren können, wenn wir nicht 

vorschnell den Anderen unterstellen, dass sie moralisch minderwertig seien. 

Das gilt jetzt vor allem im Blick auf Kritiker und Befürworter der 

amerikanischen Regierung. Es ist ein furchtbares Dilemma, eine tragische, 

immer von Schuld belastete Entscheidung, wie man einen Diktator, der 

Massenvernichtungsmittel produziert, am wirksamsten in seine Schranken 

weist. Ob Frieden schaffen mit oder ohne Waffen – ohne Schuld ist keine 

der Positionen zu verwirklichen.“447 Am Ende seiner Stellungnahme kommt 

Knuth dann – ganz im Gegensatz zu seinen Worten zum Afghanistan-

Krieg448 – doch zu einer politischen Bewertung: „Schließlich müssen wir 

alles dafür tun, dass dieser Krieg sich nicht ausweitet. Es gilt gerade jetzt, 

die UNO zu stärken, den Riss durch Europa zu heilen, die neue 

Gemeinsamkeit mit Russland als Chance zu ergreifen.“449 Auch auf 

politisch-ökonomische Aspekte weist Knuth hin: „Man stelle sich einmal 

vor, wir hätten rechtzeitig das Geld für den Krieg in Schulen, 

Krankenhäuser, Wirtschaftsbetriebe und Kirchen investiert. Wie anders 

könnte unsere Welt aussehen. Nichts ist wertvoller als der Friede auf Erden. 

Nichts ist teurer als der Krieg.“450 Warum der Knuth zum Irak-Krieg 

politisch Stellung nimmt, obwohl er eine solche Äußerung zum 

Afghanistan-Krieg noch als „unangemessene Klerikalisierung der Politik“451 

abgelehnt hatte, erklärt er nicht. 

Zur Zeit der Frühjahrssynoden ist der Irak-Krieg in vollem Gange. In 

sehr kurzen Stellungnahmen bringen die Synodalen in einigen 

Landeskirchen doch wieder neue Aspekte in den Blick. Auf die 
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völkerverbindende Kraft des Friedensgebets weist die thüringische 

Landessynode hin: „Aus der Friedensbotschaft des Evangeliums ist ein 

weltweites Netzwerk erwachsen, in das die christlichen Kirchen der USA 

und Großbritanniens genauso eingebunden sind wie die im Irak.“452 Das 

Synodenwort geht aber auch auf ganz praktische Alltagsprobleme ein: 

„Angesichts der ungebrochenen Bilderflut aus vorderster Kriegsreihe bitten 

wir die Eltern: Lasst Eure Kinder vor dem Fernseher nicht allein!“453 

Das „sofortige Ende der Kampfhandlungen“454 fordert die 

Landessynode Mecklenburgs. Sie bekräftigt die nach dem Zweiten 

Weltkrieg formulierte Überzeugung des ökumenischen Rates der Kirchen: 

Krieg darf nach Gottes Willen nicht sein. Eigens geht die Erklärung der 

Synode auf die Darstellung des Krieges in den Medien ein: „Vielfach 

werden durch die Darstellung in den Medien die Menschenwürde und die 

Wahrheit verletzt.“455 

Nach stundenlanger kontroverser Diskussion verabschiedet die 

bayerische Landessynode im Frühjahr 2003 – anders als bei der 

Herbstsynode 2002456 – eine Erklärung gegen den Krieg im Irak. Unter den 

15 Gegenstimmen ist auch die des bayerischen Innenministers Günther 

Beckstein (CSU), der sich für den Einsatz von Gewalt in bestimmten 

Situationen ausspricht: „Ohne den Einsatz militärischer Gewalt durch die 

USA wären wir nicht von Hitler befreit, ohne die Androhung militärischer 

Gewalt durch die USA wären wir russische Provinz.“457 Einige Synodalen 

wenden sich wie Herta Küßwetter gegen den politischen Charakter der 

Erklärung: „Dieses Papier ist ein politisches Papier, ein Politikum, aber kein 

oder nicht nur ein Friedensappell. Und ich finde, solch ein Papier können 

und sollten wir nicht herausgeben. (…) Wir stehen mit den Amerikanern 

und den Engländern in einer christlichen Wertegemeinschaft und genau 

diese christliche Wertegemeinschaft ist das Ziel von Terroristen und 

islamischen Gruppen. Und ich denke, wir sollten uns sehr gut überlegen, ob 
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wir angesichts dieser Situation solch ein Papier verfassen.“458 Die meisten 

Synodalen teilen diese Bedenken aber nicht. Starken, lang anhaltenden 

Beifall vermerkt das Protokoll nach der Rede von Martin Geiger, der als 

Zeitzeuge des Zweiten Weltkriegs intensiv für die Erklärung wirbt: „Ziel 

der Politik muss es auch immer sein, sich um Menschen zu bemühen. Und 

es muss unser Ziel bleiben, nicht nur als Kirche, sondern im Auftrag der 

Kirche, uns, die Menschen, die Gesellschaft, dazu zu bringen, in der Politik 

mitzureden. (…) Ich sehe es schon als unsere Aufgabe und als unsere Pflicht 

an, gerade in einer solchen Situation uns zu äußern, auch wenn wir nicht die 

politische Macht haben und auch wenn ein solches Papier nicht alles das 

ausdrücken kann, was wir wollen.“459 Es setzt sich schließlich der vom 

Ausschuss für Gesellschaft und Diakonie erarbeitete Entwurf mit einigen 

Änderungen durch. Dessen Vorsitzender Stephan Bergmann wirbt vor den 

Synodalen engagiert dafür, ein Wort der Synode zu verabschieden: 

Gerade die Kirchen und darunter ganz besonders auch unsere Kirche, genießen an der 
Spitze der neuen Friedensbewegung auch jetzt noch das Vertrauen der Kriegskritiker. 
Gottesdienste und tägliche Friedensforen haben einen Zulauf, wie schon lange nicht 
mehr. Und im Gebet wird auch nicht nachgelassen. In unruhigen, beängstigenden Zeiten 
suchen eben viele Menschen nach Vergewisserung in der Gemeinschaft und erinnern 
sich dabei oft ihrer Kirche und dabei auch ihrer Rituale als Rettungsanker. (…) 
Was folgt für uns, wenn wir diese Woge des Vertrauens, vor allem seitens der Jugend, 
nicht verebben lassen wollen? Um glaubwürdig zu bleiben, dürfen wir auch jetzt nicht 
[mit] dem Gebet nachlassen, müssen zumindest für [ein] rasches Ende der 
Kriegshandlungen, für einen schnellen Frieden beten, dürfen weder die Menschen im 
Irak noch die Soldaten vergessen und vor allem auch nicht die kleinste Schadenfreude 
wegen des schleppenden Kriegsganges empfinden. Um das Vertrauen, das uns jetzt als 
Kirche entgegen gebracht wird, nicht wieder zu verspielen, sollten wir allerdings auch 
nicht beim Nein zum Krieg verharren, sondern wir sollten positiv sagen, wofür wir 
stehen, weshalb wir so sind, wie aktuell für uns das Evangelium auch in dieser Frage ist. 
Die oft von uns viel beschworene Wertefrage, der Kitt für unsere Gesellschaft, wann 
könnte die Verständigung darüber angekündigter sein als jetzt. Deshalb müssen wir 
wohl endlich auch unsere protestantische friedensethische Positionierung, siehe dazu 
auch unsere Erklärung zum Jugoslawien- und Afghanistan-Krieg, vorantreiben.460 

Im Wort der Synode wird gleich zu Beginn nicht nur der Irak-Krieg, 

sondern auch die Anschläge des 11. September und das bisherige Regime 

im Irak verurteilt: „Der Krieg gegen den Irak erschüttert uns ebenso wie die 

terroristische Gewalt vom 11. September 2001 in den USA. Das 

menschenverachtende Regime von Saddam Hussein rechtfertigt diesen 

Angriffskrieg jedoch weder völkerrechtlich noch ethisch.“461 Die Bewertung 
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der Militäraktion der USA als „Angriffskrieg“ gibt der Stellungnahme eine 

deutlich politische Qualität, weil sie ja die Einstufung des Krieges durch 

US-Präsident Bush als „pre-emptive war“ verneint. 

Wie von Bergmann gefordert, enthält das Wort der Synode neben 

dem Nein zum Krieg auch positive Formulierungen einer Friedensethik: 

Dafür treten wir ein: 
- Weltgemeinschaftspolitik in den UN statt Machtstreben und Alleingänge 
- aktive Vermittlung statt Wegschauen bei Konflikten 
- für eine Erziehung zum Frieden und gewaltfreie Konfliktbearbeitung 
- für einen kritischen Umgang mit den Medien 
- für eine politische Ordnung unter Wahrung kultureller und religiöser Identität 
- religiöser Dialog zwischen Christen und Muslimen als gleichberechtigten Partnern 
- Solidarität mit jetzt besonders gefährdeten christlichen Minderheiten in islamischen 

Ländern462 

Die bayerische Landessynode würdigt in ihrem Papier auch das Engagement 

junger Menschen gegen den Krieg. Dies wurde in der Aussprache von 

einigen Synodalen ausdrücklich gefordert, zum Beispiel von Stefan Lipfert: 

„Die Jugend wartet hier eindeutig auf eine Ansprache von Seiten der 

Synode. Es sind Jugendliche dafür bestraft worden, dass sie in der Schulzeit 

demonstriert haben, sie haben einen Schulverweis mitnehmen müssen, usw. 

Das sind auch viele Dinge, wo man sagt: Da wäre es gut, wenn deutlich die 

Jugend angesprochen wird.“463 Mit großer Mehrheit wird diese Anregung 

aufgegriffen. Im Wort der Synode heißt es schließlich: „Für uns ist es ein 

Hoffnungszeichen, dass gerade auch die Jugend aufsteht gegen diesen 

ungerechtfertigten Krieg.“464 Auch schon an die Zeit nach dem Krieg denkt 

die bayerische Synode: „Wir unterstützen die Hilfsaktionen im Irak – trotz 

unserer Kritik am Krieg. Für uns selbst ziehen wir die Konsequenz, noch 

rechtzeitiger und noch entschiedener unsere Stimme gegen 

Menschenrechtsverletzungen, Terror und Kriege weltweit zu erheben.“465 

Ein erstaunlicher Sinneswandel, bedenkt man, dass sich die Synode vor dem 

Irak-Krieg gar nicht dazu äußern wollte.466 

Berlins Bischof Wolfgang Huber entfernt sich in seiner Predigt am 

Karfreitag, 18. April 2003, etwas vom aktuellen Krieg und weitet den Blick 

in die Vergangenheit des Irak. Auch in dieser Zeit habe es Opfer gegeben, 
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„die das irakische Regime wie die Politik der wirtschaftlichen Sanktionen 

gegen das Regime im letzten Jahrzehnt schon gefordert haben. Hatten wir 

die 500000 Kinder überhaupt im Sinn, die in den vergangenen Jahren 

ohnmächtige Opfer dieses Konflikt wurden – ein angemessenes Opfer, wie 

eine amerikanische Politikerin sogar dazu erklärte?“467 

In einem Zeitungsinterview betont Huber, dass ihm auch einen 

Monat nach Kriegsbeginn noch Zweifel bleiben, was richtig gewesen wäre: 

„Ich sehe nicht nur den hemmungslosen Jubel, sondern auch 

hemmungsloses Plündern. Ob ein anderer Weg, ohne Blutvergießen, zum 

Ziel geführt hatte, kann nun niemand mehr sagen. Schon deshalb bleiben 

Zweifel. Zweifel bleiben auch, ob die Rede von der Gewalt als äußerstem 

Mittel jemals mehr sein wird als eine leere Hülse, beliebig verwendbar. 

Insofern sind meine Zweifel gewachsen, meine Zweifel am Menschen, auch 

an mir selbst.“468 

Auch die instabile Lage in der Region ist Anlass für kirchliche 

Kritik. So sieht sich der westfälische Präses Manfred Sorg in den ein Jahr 

zuvor erhobenen Forderungen der Landeskirche bestätigt: „Angesichts der 

fortschreitenden Destabilisierung des gesamten Nahen und Mittleren Ostens 

stellt sich die friedensethische und friedenspolitische Herausforderung mit 

zunehmender Dringlichkeit.“469 Ein Jahr später stellt sein Nachfolger Alfred 

Buß beim Kirchentag 2004 fest: „Kriege zu führen scheint einfacher zu sein 

als Frieden zu schaffen. Krieg ist und bleibt ein ethisch verwerfliches wie 

auch untaugliches Mittel zur Lösung von Konflikten.“470 Er weist auf eine 

Folge des war on terror in vielen Ländern der Erde hin: „Dem ‚Krieg gegen 

den Terror’ fallen mehr und mehr die Freiheits-, Sozial- und 

Entwicklungsrechte zum Opfer. (…) Auch in Deutschland sind die 

Konsequenzen bereits spürbar: die Verschärfung zahlreicher 

Sicherheitsgesetze, die deutliche Ausweitung der Rechte der Geheimdienste 

sowie die Einschränkungen für Migranten und Migrantinnen.“471 

                                                 
467 Huber: Predigt in Berlin (Karfreitag, 18. April 2003). 
468 Huber: Interview in Die Zeit Nr. 17 (16. April 2003), S. 51. 
469 Sorg: Bericht vor der 4. Tagung der 14. Landessynode der Evangelischen Kirche von 
Westfalen (10.-14. November 2003), S. 26. 
470 Buß: Bericht vor der 1. Tagung der 15. Landessynode der Evangelischen Kirche von 
Westfalen (15.-19. November 2004), S. 38. 
471 ebd. 



92 

Angesichts des Terroranschlags am 11. März 2004 in Madrid 

konstatiert Oberkirchenrat Olaf Grobleben auf der Synodaltagung in 

Oldenburg ein Weniger an Sicherheit: „Der islamistische Terror sieht sich 

durch den Irak-Krieg bestärkt. Der Krieg gegen den Terrorismus und gegen 

die Achse des Bösen hat wohl die Welt nicht sicherer, sondern unsicherer 

gemacht.“472 Grobleben übt in diesem Zusammenhang auch Kritik am 

neuen Konzept der Bundeswehr, das Verteidigungsminister Peter Struck am 

13. Januar 2004 vorgestellt hatte: „Nein, Deutschland wird nicht am 

Hindukusch verteidigt. Selbst von so genannter antizipatorischer 

Selbstverteidigung war schon die Rede. Rettung von bedrohten Bürgern aus 

Gefahrenlagen bis hin zur Kriegführung gegen Staaten, die weder die 

Bundesrepublik noch einen ihrer Bündnispartner angegriffen haben: Die 

Bundeswehr hat Aufgaben in einem breiten Fächer unterschiedlicher 

Konfliktszenarien. (…) Führt nicht die Bezeichnung Verteidigungspolitische 

Richtlinien hier in die Irre?“473 

Die Evangelische Kirche von Westfalen hat im Rahmen der 

ökumenischen „Dekade zur Überwindung von Gewalt. Kirche für Frieden 

und Versöhnung“ im Jahr 2005 gemeinsam mit der Evangelischen Kirche 

im Rheinland und der Lippischen Landeskirche mit dem Schwerpunktthema 

„Frieden denken – Frieden machen. Kriege haben keine Chance!“ die 

globalen friedenspolitischen Herausforderungen aufgenommen.474 

Eine friedensethische Fachtagung „Unilaterale Politik und Krieg 

gegen den Terror. Herausforderungen für eine christliche Vision des 

Friedens“, veranstaltet die Evangelische Kirche im Rheinland im März 2004 

in Düsseldorf. Als Ergebnis hält Präses Nikolaus Schneider zuallererst 

völkerrechtliche Fortschritte für wünschenswert: „Nötig ist die 

Weiterentwicklung und Stärkung umfassender Rechtsordnungen, also ein 

international tragfähiges Völkerrecht bzw. ein an die Vereinten Nationen 

gebundenes ‚Weltinnenrecht’. Die Transformation des Kriegsvölkerrechts in 

ein internationales Polizeirecht sollte dringend weiterentwickelt werden.“475 
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Als zweiten wichtigen Punkt nennt Schneider die Gerechtigkeit im Zeitalter 

der Globalisierung: „In den globalen Prozessen unserer Zeit müssen 

Strukturen entwickelt werden, die unter dem Leitbild der Gerechtigkeit 

stehen statt unter dem einseitigen ökonomischen Ziel der 

Gewinnmaximierung. Konkretes Beispiel ist der Schuldenerlass für 

überschuldete Länder. Gerade als Kirche lenken wir die Aufmerksamkeit 

auf die globalen gewaltförmigen Phänomene unserer Zeit: das wachsende 

Nord-Süd-Gefälle, die größer werdende Schere zwischen Arm und Reich, 

die internationalen Flüchtlingsströme, HIV/Aids in Afrika und Asien.“476 

Ein reformierter Beitrag zur Erarbeitung einer neuen Friedensethik 

wird von der Hauptversammlung 2004 des Reformierten Bundes in 

Wuppertal mit großer Mehrheit verabschiedet. Der von einer Arbeitsgruppe 

formulierte Text geht über ethische Begründungen für einen Gewaltverzicht 

hinaus: „Den Krieg als nicht nur ethisch verwerfliches, sondern auch 

ungeeignetes Mittel zur Lösung von Konflikten zu brandmarken, bedarf 

einer wahrheitsgemäßen Vermittlung politischer Zusammenhänge und 

wirtschaftlicher Interessen in einem Konfliktfall. Die neuerlich bekannt 

gewordenen Einzelheiten über die Hintergründe des Irak-Konfliktes machen 

deutlich, in welchem Ausmaß die Öffentlichkeit durch eine Fülle von 

Falschinformationen bewusst getäuscht worden ist, um eine Zustimmung 

zum Militäreinsatz zu erreichen.“477 In Frage gestellt wird der in der EKD 

gültige Begriff des gerechten Friedens: „Bringt es einen 

Erkenntnisfortschritt, vom Leitbild des gerechten Friedens zu sprechen statt 

von der Lehre vom gerechten Krieg, wenn die Kriterien zur Errichtung eines 

gerechten Friedens sich weithin lediglich auf den Katalog von Maßnahmen 

zur Begrenzung militärischer Gewalt beziehen, die von den Akteuren 

ohnehin nicht eingehalten werden?“478 

 

1.4.2 Stellungnahmen des Rates der EKD 

Auf der ersten Tagung der 10. Synode der EKD im Mai 2003 in Leipzig 

zieht der Ratsvorsitzende Manfred Kock eine friedensethische Bilanz des 
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Irak-Kriegs. Er wehrt sich gegen Vorhaltungen, die Position der EKD habe 

sich angesichts des relativ kurzen Krieges als falsch erwiesen: „Doch wer 

daraus nun schließen wollte, der Erfolg heilige die Mittel und alle ethischen 

Bedenken seien damit erledigt, der irrt sich ebenso wie die, die fordern, 

unser Widerspruch gegen diesen Krieg müsse nun zurückgenommen 

werden. Der Rat der EKD hat sich mit guten Gründen gegen diesen Krieg 

ausgesprochen.“479 Kock wehrt sich auch gegen den Vorwurf des 

Antiamerikanismus, der ihn von verschiedenen Seiten traf: „Es ist nicht 

antiamerikanisch, wenn die EKD zusammen mit ihren Partnerkirchen in den 

USA einmütig diesen Krieg ablehnt.“480 Wenn er als Ergebnis seiner USA-

Reise feststellt: „Kaum eine der amerikanischen Kirchen war für diesen 

Krieg“, dann übertreibt er jedoch und schadet seiner Glaubwürdigkeit, denn 

mit der Southern Baptist Convention hat sich ja die mitgliederstärkste US-

amerikanische Kirche hinter Bushs Kriegskurs gestellt.481 

Der Ratsvorsitzende fordert, es müssten „andere politische 

Möglichkeiten gefunden werden, Diktatoren in Schach zu halten und sie 

dazu zu bringen, die Menschenrechte zu achten“482. Kock weitet den Blick 

vom Irak auf andere Unrechtsregime: „Noch immer werden – auch von den 

USA – Gangster an der Spitze anderer Staaten geduldet, solange sie nützlich 

erscheinen und obwohl sie ihr Volk nicht weniger drangsalieren als einst 

Saddam Hussein.“483 Dieser Hinweis ist wichtig und steht einer kirchlichen 

Äußerung, die ja stets die Menschen im Blick haben soll, gut an. 

Kock blickt aber nicht nur zurück, sondern nennt auch 

handlungsleitende friedensethische Kriterien für die Zukunft: 

1. Der Einsatz militärischer Gewalt darf nur im äußersten Notfall erwogen werden, 
d.h. wenn alle anderen Möglichkeiten der Konfliktlösung oder der Gefahrenabwehr 
nichts helfen. Für die Bekämpfung des Terrors sind militärische Mittel 
kontraproduktiv, soweit ihr Einsatz beim Unterlegenen die Verwendung 
terroristischer Gewalt sogar noch fördert. 

2. Die Androhung und Ausübung von Gewalt zur Verteidigung oder 
Wiederherstellung von Recht und Frieden müssen sich an den Rahmen des 
internationalen Rechts halten. Krieg kann und darf nicht zu einem normalen 
Instrument nationaler Außenpolitik werden. Der präventive Einsatz militärischer 
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Gewalt, wie er von manchen jetzt gutgeheißen wird, destabilisiert mittel- und 
langfristig den internationalen Frieden. 

3. Die Charta der Vereinten Nationen verpflichtet ihre Mitgliedstaaten dazu, ihre 
Konflikte grundsätzlich friedlich beizulegen. Das Völkerrecht ist dahingehend zu 
prüfen und weiterzuentwickeln, dass zwischenstaatliche Institutionen gestärkt und 
mit wirksamen Instrumentarien ausgestattet werden, um Resolutionen des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen zur Durchsetzung zu verhelfen. Dazu 
gehört auch die Arbeit des Internationalen Strafgerichtshofs. 

4. Die Kirchen bleiben dem Ziel des gerechten Friedens verpflichtet. Die Christenheit, 
besonders die christlichen Kirchen in Europa, haben in Jahrhunderte langen 
Lernprozessen begriffen, dass es keine heiligen Kriege geben kann und darf. Meine 
persönliche Kritik gilt daher jeglicher religiöser Legitimierung von Kriegen. Ich 
halte die Begriffe ‚Dschihad’ und ‚Gotteskrieger’ für ebenso problematisch und 
unangemessen wie die Kategorie ‚crusade’ oder das Modell des ‚gerechten 
Krieges’.484 

Kock spricht damit Kriterien an, die angesichts der Veränderungen der 

internationalen Bedrohungsszenarien bei künftigen friedensethischen 

Äußerungen der Kirchen beachtenswert sind. Die Liste ist ein Beleg dafür, 

dass ein neuer friedensethischer Grundsatztext notwendig ist. 

Am 1. August 2003 legt die EKD Richtlinien zum Umgang mit 

anderen Religionen vor. Die Kammer für Theologie betont in ihren 

Theologischen Leitlinien die Bedeutung des demokratischen Staatswesens 

für den Dialog zwischen den Religionen: „In diesem Raum können sich die 

Religionen begegnen und den Dialog untereinander führen, ohne dass sie 

sich gegenseitig ihr Lebensrecht streitig machen dürfen.“485 Der Text zieht 

aber eine klare Trennlinie zwischen Christentum und nichtchristlichen 

Religionen: „Zur Achtung von Menschen anderer religiöser Überzeugung 

gehört es außerdem, ihren Überzeugungen zu widersprechen, wenn man 

Grund hat, sie nicht zu teilen, und es Anlass gibt, dem Ausdruck zu geben. 

Aber auch wenn Übereinstimmungen entdeckt und Gemeinsamkeiten 

wahrgenommen werden, ist es nicht geraten, sie aus dem jeweiligen 

religiösen Überzeugungszusammenhang zu abstrahieren und als 

theoretische oder praktische Übergänge zwischen den Religionen 

auszugeben. (...) Die Idee einer der christlichen Ökumene vergleichbaren 

‚Ökumene der Religionen’ ist deshalb als Irrweg anzusehen.“486 Mit diesen 

Aussagen kommt die EKD der Erklärung Dominus Iesus des Vatikan sehr 

                                                 
484 a. a. O., S. 10. 
485 EKD: Christlicher Glaube und nichtchristliche Religionen. Theologische Leitlinien (1. 
August 2003), in: epd-Doku 33/03, S. 15. 
486 a. a. O., S. 14. 
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nahe487, die zu einer starken Abkühlung der ökumenischen Beziehungen der 

beiden christlichen Kirchen geführt hatte.488 

Anlässlich des fünften Jahrestages der Operation Iraqui Freedom 

erinnert der EKD-Ratsvorsitzende Wolfgang Huber an die Diskrepanz 

zwischen den Zielen, die mittels des Krieges erreicht werden sollten, und 

der Realität. Dabei erinnert er an die zahllosen Toten seit Beginn des 

Konflikts sowie die große Menge an Flüchtlingen, die seit Ausbruch des 

Krieges den Irak verlassen mussten. Daher fordert er: „Doch besonders 

wichtig bleibt es, auf eine Veränderung der Lage im Irak zu drängen. Denn 

das entscheidende Ziel muss es doch bleiben, dass im Irak selbst die Rechte 

der Menschen geachtet werden, das Recht auf Religionsfreiheit 

eingeschlossen.“489  

 

1.4.3 Weitere kirchliche Äußerungen 

Bereits einen Tag nach Ausbruch des Irak-Krieges veröffentlicht der 

Leitungskreis des Forums Friedensethik der EKiBa eine Stellungnahme, in 

der der Einsatz militärischer Gewalt beklagt wird: „Die USA haben, 

unterstützt von wenigen sogenannten Willigen einen völkerrechtswidrigen 

Krieg gegen den Irak vom Zaun gebrochen.“490 Das Forum Friedensethik 

unterstützt mit seinem Nein nach eigenen Worten auch die „politische 

Vernunft bei ihrer notwendigen Suche nach den gebotenen gewaltfreien 

Instrumenten zur Herstellung eines gerechten Friedens. Denn hier hat sich 

der Krieg in seiner klassischen Form als Mittel der Politik zurückgemeldet, 

allerdings heute mit Waffensystemen geführt, die wegen ihrer Kosten nur 

Supermächten zu Verfügung stehen und neue Terroranschläge provozieren 

werden.“491 Weil gegen die einzig verbliebene Supermacht USA keine 

anderen Mittel gebe, „bleibt nur der Gehorsam gegenüber dem Gebot Jesu 

als einzige politisch vernünftige Alternative“492. 

                                                 
487 vgl. Kongregation für die Glaubenslehre: Dominus Iesus (2000). 
488 vgl. u. a. Kock: PM (5. September 2000); Drobinski: SZ Nr. 205 (6. September 2000), S. 
5;  Schmoll: FAZ Nr. 207 (6. September 2000), S. 9. 
489 Huber: Predigt in der St. Marienkirche zu Berlin (Karfreitag 2008). 
490 EKiBa, Forum Friedensethik: Erklärung des Leitungskreises (21. März 2003). 
491 ebd. 
492 ebd. 
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Die Mittel ziviler Konfliktbearbeitung der Vereinten Nationen seien 

„längst nicht ausgeschöpft worden“493, bedauert Christoph Demke, 

Bundesvorsitzender der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft zur Betreuung 

der Kriegsdienstverweigerer (EAK), kurz nach Kriegsbeginn. Er fordert, aus 

der diplomatischen Krise der Weltordnung politische Konsequenzen zu 

ziehen: „Verbesserung und Verfeinerung der Sanktionsmechanismen der 

UN und nachhaltiges gemeinsames Durchsetzen eindeutiger UNO-

Beschlüsse“.494 

Die Tagung der Evangelischen Akademie Tutzing zum Thema 

„Recht auf Krieg oder Pflicht zum Frieden“ findet drei Tage nach 

Kriegsbeginn im Irak statt. Dabei lehnt auch Militärbischof Hartmut Löwe, 

der pazifistische Äußerungen bisher oft kritisiert hatte, den Angriff der USA 

ab. Dadurch sei „ohne Not von vornherein und systematisch“495 der Ruf der 

Vereinten Nationen ruiniert worden. Der Leiter des Politischen Clubs der 

Akademie, Heiner Geißler, nennt eine gerechte Weltwirtschaftsordnung als 

wirksames Mittel gegen den weltweiten Terrorismus, denn es seien „die 

Armutsviertel und Elendsquartiere vieler Länder, wo Osama Bin Laden 

noch in den Köpfen und Herzen vieler Menschen lebt“496. 

An die nächsten Kriege denkt schon Erhard Eppler. Bei deren 

Verhinderung gibt er Europa eine entscheidende Rolle. Man müsse aber auf 

die Vereinten Nationen setzen: „Wer mit der gesetzlosen Gewalt fertig 

werden will, braucht eine solide Rechtsgrundlage. Die ist nur über die UN 

zu haben. Asymmetrische Kriege der Hegemonialmacht produzieren den 

Terror, und der Terror dient zum Vorwand für neue Kriege. Und so fort. 

Rache für die Rache für die Rache.“497 

Auf die Folgen des Krieges für die tägliche seelsorgerische Arbeit 

weisen die bayerischen evangelischen Gefängnispfarrer hin. In einer 

Resolution der Konferenz evangelischer Pfarrer an den bayerischen 

Justizvollzugsanstalten wird eine „Untergrabung unserer Arbeit im 

Gefängnis“498 beklagt. Das Ziel sei es, bei den Gefangenen für Versöhnung 

                                                 
493 Demke: Stellungnahme (23. März 2003). 
494 ebd. 
495 epd-Basisdienst (22. März 2003), in: epd-Doku 16/03, S. 21. 
496 SoBl Nr. 13 (30. März 2003), S. 4. 
497 SoBl Nr. 14 (6. April 2003), S. 3; vgl. dazu auch Münkler (2002), S. 11.. 
498 a. a. O., S. 11. 
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zu werben und sie vor einer gewaltsamen Durchsetzung ihrer Interessen 

abzuhalten. „All das, wofür wir uns bei Gefangenen einsetzen, wurde von 

dem Präsidenten der USA ad absurdum geführt.“499 

Ebenfalls am Tag nach Kriegsbeginn äußert sich die Aktion 

Sühnezeichen Friedensdienste (ASF). Deutlich wird hier ein „Bruch des 

Völkerrechts unter Führung der USA“500 diagnostiziert. Gleichwohl warnt 

die ASF vor einem Ende der Kooperation zwischen Europa und den USA: 

„Gleichwohl haben die Vereinten Nationen in den letzten Wochen durch ihr 

Festhalten an den Völkerrechtlichen Kriterien für den Umgang innerhalb der 

Staatengemeinschaft deutlich machen können: Die einzige Alternative ist 

eine Weiterentwicklung des Völkerrechts. Es zeigte sich aber auch, dass 

UNO und Europa keine Alternative zur Integration der USA in diesen 

Prozess haben. Wir warnen indes vor jeder Form der europäischen 

Selbstgenügsamkeit und Überheblichkeit. Eine solche Überheblichkeit ist 

gerade auch mit Blick auf die Verdienste der USA um das Völkerrecht und 

den Aufbau der Demokratie in Europa und insbesondere in Deutschland fehl 

am Platz. Stattdessen muss der transatlantische Dialog auf allen Ebenen 

vorangetrieben werden, um der zunehmend unilateralistischen Politik der 

US-Regierung entgegenzuwirken. ASF führt diesen Dialog auf der Ebene 

der Kirchen und anderer Partnerorganisationen seit Jahrzehnten und muss 

doch eingestehen, dass es einer Intensivierung bedarf.“501 

Kommentiert wird von der ASF auch die innenpolitische Diskussion 

in Deutschland: „Erforderlich ist eine kritische und selbstkritische 

Auseinandersetzung mit dem Versagen der Mittel des politischen Streits, 

aus dessen bitterem Ergebnis nun keine parteipolitischen Manöver 

abgeleitet werden sollten. Es ist nicht die Stunde der Selbstgewissheit, 

sondern der Nachdenklichkeit. Es ist auch nicht die Stunde des Schwarz-

Weiß-Denkens, sondern der Differenziertheit. In diesem Zusammenhang 

betrachten wir mit Sorge, dass in der öffentlichen Debatte immer wieder 

oberflächliche Vergleiche mit der Vorkriegszeit des NS-Regimes zur 

Begründung eines Einsatzes gegen den Diktator Saddam Hussein 

herangezogen werden. Wir halten diese Vergleiche für verfehlt. Sie dienen 

                                                 
499 ebd. 
500 ASF: Erklärung (21. März 2003). 
501 ebd. 
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für gewöhnlich eher der Mobilisierung von Emotionen als der notwendigen 

Schärfung der Analyse.“502 

Die drei kirchlichen Entwicklungsorganisationen Brot für die Welt, 

der Evangelische Entwicklungsdienst (EED) und das bischöfliche Hilfswerk 

MISEREOR zeigen sich in einer gemeinsamen Erklärung bestürzt über den 

Kriegsbeginn. Sie äußern sich „in tiefer Sorge über eine Eskalation von 

Konflikten in vielen Teilen der Welt, in denen die Religion 

instrumentalisiert werden könnte, um Krisen zu verschärfen“503 Die 

Bundesregierung fordern die drei Hilfsorganisationen auf, „nicht 

vorschnelle Wiederaufbauzusagen im Irak für die Zeit nach dem Krieg zu 

machen“504, denn für die Schäden müssten die USA und andere beteiligte 

Staaten aufkommen. 

Einen Appell an die Bundesregierung richtet die 

Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden (AGDF) eine Woche nach 

Kriegsausbruch: „Die Kooperation für den Frieden fordert die 

Bundesregierung auf, sofort jegliche Unterstützung des 

völkerrechtswidrigen Angriffskrieges gegen den Irak zu beenden und sich 

im UN-Sicherheitsrat für eine Verurteilung der USA und ihrer Verbündeten 

einzusetzen.“505 Konkret fordert die AGDF, „alle Bundeswehreinheiten aus 

der Region abzuziehen, die AWACS-Soldaten der Bundeswehr 

zurückzurufen und US-amerikanischen und britischen Streitkräften 

sämtliche Überflug- und Nutzungsrechte zu verweigern.“506 

Nicht nur die Bush-Administration versucht in plakativen Reden die 

Menschen auf ihre Seite zu ziehen. Auch bei den Kriegsgegnern gibt es 

Veröffentlichungen, die auf die Wirkung von starken Worten in den Medien 

setzen. Der evangelische Pfarrer Jürgen Fliege, bekannt aus Fernseh-

Talkshows, hat in einer evangelischen Wochenzeitung einen zwei Seiten 

langen offenen Brief an George W. Bush geschrieben. Er hält dem US-

Präsidenten die zehn Gebote vor und urteilt: „Bruder Bush, mit Verlaub: Sie 

haben sie alle gebrochen. Alle mit einem Schlag.“507 Aufgrund der 

                                                 
502 ebd. 
503 Brot für die Welt, EED & MISEREOR: Erklärung (20. März 2003). 
504 ebd. 
505 AGDF: PM (27. März 2003). 
506 ebd. 
507 Fliege: SoBl Nr. 17 (27. April 2003), S. 4. 
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religiösen Rechtfertigung des Irak-Krieges ordnet der deutsche Pfarrer den 

amerikanischen Präsidenten per Ferndiagnose einer niederen Stufe der 

religiösen Entwicklung zu. Dabei hält er sich nicht an die klassischen Stufen 

nach Oser/Gmünder oder Fowler508, sondern prägt eine eigene Bewertung: 

„Es ist eine Religiosität, die auf dem Niveau eines Kindergebetes stehen 

geblieben ist. Genauer gesagt: das spirituelle Niveau eines präpubertären 

Menschen.“509 

Mit einem genauen Blick in die kirchlichen Traditionen analysiert 

dagegen Oliver Weidermann die religiösen Motive von Präsident Bush. 

Fündig geworden ist er im dritten Jahrhundert, als Mani im Gebiet des 

heutigen Iran aus Elementen verschiedener Religionen einen „religiösen 

Eintopf“510 zusammengemischt habe. Dieser Manichäismus mit seiner 

streng dualistischen Einteilung der Welt in Gut und Böse lasse sich in der 

„neokonservativen Frömmigkeit“ von George W. Bush wiederfinden, etwa 

in Bushs Einteilung der Welt in die „Koalition der Willigen“ und die 

„Achse des Bösen“.511 

Nach Ansicht von Hans-Richard Reuter konnte für ein 

Selbstverteidigungsrecht der USA gegen den Irak weder moralisch noch 

rechtlich argumentiert werden: „Bei Kriegsbeginn stellte der militärisch und 

ökonomisch weitgehend entmachtete Irak keine unmittelbare Bedrohung für 

die amerikanische Supermacht dar. Die Verbindung zu Al Qaida ist ebenso 

unbewiesen wie unwahrscheinlich. Die Behauptung, der Irak besitze 

einsatzfähige Massenvernichtungswaffen, konnte in der letzten robust 

abgestützten Inspektionsphase nicht belegt werden und erweist sich heute 

deutlich genug als vorgeschoben.“512 Somit habe der Irak-Krieg die Welt 

nicht sicherer gemacht – im Gegenteil: „Die Ausdehnung des 

Selbstverteidigungsrechts auf ein originäres ius ad bellum defensionis gegen 

Schurkenstaaten dürfte die zahlreich verbliebenen unter ihnen in der 

Auffassung bestärken, dass sie sich nur durch Nuklearwaffen wirklich 

schützen können.“513 Auch der Sturz des Diktators Saddam Hussein 

                                                 
508 vgl. Büttner & Dieterich (2000), S. 103-152. 
509 Fliege: SoBl Nr. 17 (27. April 2003), S. 5. 
510 Weidermann: Glaube aktuell (24. März 2003). 
511 ebd. 
512 Reuter: Vortrag (21. Juli 2003), S. 14f. 
513 a. a. O., S. 15. 
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rechtfertige nicht die Intervention: „Das wünschenswerte Ziel der 

Beseitigung von struktureller Unterdrückung und Tyrannei muss – soweit es 

die Anwendung von Waffengewalt einschließt – den Bürgern des 

betreffenden Staates überlassen bleiben.“514 

 

                                                 
514 ebd. 


